
Sozialistische 
Wochenzeitung - 
Zeitung der DKP 
www.unsere-zeit.de 


5. Juli 2013 - Nr. 27 - 45. Jahrgang 


Entrechtet 

Fast rechtlos arbeiten 
Werkverträge zwölf 
oder mehr Stunden und 
erhalten meist unter 
drei Euro Stundenlohn. 
Seite % 


Tod am Neptunbrun¬ 
nen 

Die Berliner Polizei 
hat erneut einen psy¬ 
chisch Erkrankten er¬ 
schossen. 
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Generalstreik! 

Interview zu den anhaltenden 
Protesten in Brasilien mit Ivan 
Pinheiro, Generalsekretär der 
Brasilianischen Kommunisti¬ 
schen Partei (PCB). 
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PVSt K 4956 D - Entgelt bezahlt 




ln der „Haftungskaskade“ 

Auch nach der Neuregelung für die Banken wird niemand die großen Investoren zur Kasse bitten 


W olfgang Schäuble in seiner 
Lieblingspose: Als Retter 
der Enterbten (Steuerzah¬ 
ler). Man wolle in Zukunft nicht die 
Steuerzahler in erster Linie bezahlen 
lassen, wenn Banken in Schwierigkei¬ 
ten geraten, „sondern die Eigentümer 
und die Gläubiger der Banken“ ver¬ 
kündete er nach dem Treffen der EU- 
Finanzminister am letzten Donnerstag. 
Die Bundestagswahlen stehen vor der 
Tür. Der freie Zugriff der Finanzjong¬ 
leure auf die Staatskasse ist nicht son¬ 
derlich populär. Die Beteiligung der 
Zocker an der Finanzierung der von ih¬ 
nen ausgelösten Krise dagegen schon. 
Die Relativierung „Nicht ... in erster 
Linie“ darf hier getrost als ein „wei¬ 
terhin“ gelesen werden. Nicht umsonst 
hat Schwarzgelb den 480 Mrd. starken 
„Sonderfonds Finanzmarktstabilisie¬ 
rung (SoFFin), eine Art staatliche Hän¬ 
gematte für gescheiterte Finanzartis¬ 
ten, reaktiviert und bis Ende 2014 ver¬ 
längert. Vorläufig. 

Das könnte, soweit bislang erkenn¬ 
bar, für die systemrelevanten, also alle 
deutschen Banken reichen. Für Euro- 
zonien ist das Konzept allerdings un¬ 
tauglich. Die Risiken sind zu groß, die 
Finanzmittel der Krisenstaaten zu ge¬ 
ring. Rezession und Arbeitslosigkeit 
beflügelt nicht gerade die Fähigkeit 
Kredite zu bedienen. 

Ifo-Chef Hans-Werner Sinn, hat laut 
FAZ mit der ihm eigenen Vorliebe für 
große Zahlen die Bankschulden in Eu¬ 
roland mit 9,3 Billionen Euro beziffert. 
Natürlich sind die nicht alle faul, doch 
die Kanzlerin arbeitet im Verein mit 
der Troika sehr entschlossen daran, 
den Anteil der Pleiten und zweifelhaf¬ 
ten Kredite in den Krisenstaaten eben¬ 
so nach oben wie Löhne, Umsätze und 
Immobilienpreise nach unten zu trei¬ 
ben. Was sich in der Konsequenz für 
die betroffenen Bankbilanzen nicht ge¬ 
rade als förderlich erweist. 

Nachdem die Krise mittlerweile zum 
wiederholten Male überwunden wur¬ 
de, stehen wir nun vor dem Phänomen, 
dass auch von den frohgemutesten 
Heilspredigern („Deutschland geht es 
so gut wie noch nie“) sämtliche endgül¬ 
tigen Rettungsschirme zusammenge¬ 


nommen plus Mario Draghis „Dicker 
Berta“ nicht mehr groß genug halluzi¬ 
niert werden können, dass damit der 
Crash tatsächlich zu verhindern wäre. 
Um das Ziel der bedingungslosen 


Bankenrettung nicht aus den Augen 
zu verlieren, (worüber man sich wohl 
nicht nur in irischen Bankenkreisen 
auf die Schenkel schlägt), gilt es also 
neue Ressourcen zu erschließen. Wie 
das geht, wurde zunächst in Zypern de¬ 
monstriert. Der einfache Bankkunde, 
der aus welchen Gründen auch immer 
leichtfertig-gutgläubig sein Geld bei ei¬ 
ner Bank deponiert hatte, wurde über 
Nacht zum Gläubiger dieser Bank ge¬ 
adelt. (Wohlmöglich, weil er geglaubt 
hatte, sein Geld wiederzubekommen.) 
Die Rentnerin, die ihre paar Euro Er¬ 
spartes auf ihr Sparbuch einzahlt, ge¬ 
riet unversehens zu einer machtvollen 
Investorin, welche die Geschäftspoli¬ 
tik der Bank mitbestimmt - und dem 
gemäß in Haftung genommen werden 


kann. (Dieses Verfahren hat Konjunk¬ 
tur: T-Shirt-Käufer sind für den Ein¬ 
sturz einer Fabrik in Bangladesh ver¬ 
antwortlich, Lasagne-Käufer für die 
Verwendung von Gammelfleisch, die 


„Lehman-Oma“ für die „Verpackung“ 
von Subprime-Krediten etc. pp.) 
Damit war die „Blaupause“ (Eurogrup¬ 
penchef Jeroen Djisselbloem) aufs Pa¬ 
pier gebracht. Mit allerdings zwei Mo¬ 
difikationen. Zum einen musste nach 
massiven Protesten eine Schon-Gren- 
ze von 100 000 Euro eingezogen wer¬ 
den. Zum anderen, wie kaum anders 
zu erwarten, hatten die ungewöhnlich 
gut unterrichteten Kreise mit den ex¬ 
tratiefen Taschen, einen Wink erhalten, 
bevor die Schalter verrammelt wurden. 
Und auch danach waren - für das gro¬ 
ße Geld - die Wege trotz aller Sperren 
nicht wirklich versperrt. 

Die „Blaupause“ ist nun ganz offiziell 
zur Eurogruppen-Strategie geworden. 
Nach allem was bislang als Krisenpo¬ 


litik erkennbar ist, ist als gesichert an¬ 
zunehmen, dass natürlich niemand die 
„Investoren“ wirklich zur Kasse bitten 
wird. Ob dagegen die 100 000 Euro- 
Grenze auch weiterhin Bestand haben 


und ob es bei den bislang geforderten 
8 Prozent bleiben wird, steht dabei auf 
einem ganz anderen Blatt. Das dürfte, 
wie vieles andere auch, eine schlichte 
Funktion der Höhe der in den Banken 
aufgehäuften „Giftpapier“-Deponie 
darstellen. Knapp formuliert, bei Wolf¬ 
gang Schäubles „Haftungskaskade“ ist, 
ob über den Umweg über Steuern oder 
direkt am Bankschalter, außer Big Mo- 
ney jeder dran. 

Für die „toxischen“ Papiere wiede¬ 
rum darf man relativ zuversichtlich 
sein. Alle großen Notenbanken sind 
momentan bestrebt, den endgültigen 
Offenbarungseid durch die Neupro¬ 
duktion von bedruckten Papier aufzu¬ 
schieben. Die Halde hat also reichlich 
Potential nach Oben. Klaus Wagener 



Thema der Woche 


Die Verdammten 
dieser Erde... 

... das sind heute auch die Menschen 
der weltweiten Flüchtlingsströme. 
Europa umgibt sich mit einem Sta¬ 
cheldraht aus Paragrafen. Manchmal 
bleibt ein Flüchtling darin hängen. 
Der Rest ertrinkt im Mittelmeer. 
Schon jetzt ist das Mittelmeer ein 



Friedhof. Menschen fliehen, weil sie 
nicht krepieren wollen. Und sie wer¬ 
den hier behandelt wie Einbrecher. 
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Glückwunschtelegramm 

Sehr geehrte Bayerische Staatsregie¬ 
rung, 

hiermit möchten wir Ihnen ganz herz¬ 
lich zu Ihrer Entscheidung gratulieren, 
den Länderfinanzausgleich zu kündi¬ 
gen. 

Schließlich kann es im Sinn unseres 
Freistaates nicht sein, dass mit dem 
Geld unserer Bayerischen Bürger so¬ 
viel Schindluder getrieben wird wie in 
Berlin, wo ein Flughafen gebaut wird, 
der nie fertig wird. 

Wir stehen weiterhin unverbrüchlich 
an der Seite der Bayerischen Staatsre¬ 
gierung, wenn es um die Gerechtigkeit 
geht und unsere Zukunft, und die kann 
nur lauten: Bankenfinanzausgleich 
statt Länderfinanzausgleich! 

In diesem Sinn hoffen wir auf eine er¬ 
folgreiche Legislaturperiode und eine 
ertragreiche Zusammenarbeit für uns 
mit der Bayerischen Landesregierung! 
Die Bayerische Landes Zentralbank 

Werner Lutz 


Die DKP im Internet 
www.dkp.de/ 

mit der Seite des Parteivorstan¬ 
des 

• www.dkp-online.de/ 

mit der Seite der UZ 

• www.unsere-zeit.de/ 

mit dem neuen Newsportal 

• news.dkp.de 


Berichte über die 3. DKP-Parteivor- 
standstagung und Kommissionssit¬ 
zungen Seite 13 


Flüchtlingscamp in der Münchner Innenstadt geräumt 

Die Stunde der Lügner und Heuchler 



Die Räumung des Flüchtlingslagers in 
der Münchner Innenstadt am 30. Juni 
wurde von den dafür verantwortlichen 
Politikern damit begründet, man müs¬ 
se verhindern, dass Menschen verhun¬ 
gern und verdursten. 

Das ist richtig. Aber es ist eine un¬ 
erträgliche Heuchelei, dies aus dem 
Mund derer zu hören, die dem tau¬ 
sendfachen Verhungern, Verdursten 
und Ertrinken von Flüchtlingen an 
den EU-Außengrenzen tatenlos Zu¬ 
sehen. 

Diese Politiker von SPD und CSU 
scheren sich einen Dreck darum, wenn 
Tausende Flüchtlinge im Mittelmeer 
ertrinken, in Flüchtlingslagern Nord¬ 
afrikas dahinvegetieren und von Fron- 
tex-Söldnern gejagt werden. 

Ihr Motto lautet: Verdursten ja - aber 
bitte nicht in der Münchner Einkaufs¬ 
meile. 

„Wir sind nicht erpressbar“, so der zy¬ 
nische Kommentar unisono von CSU 
und SPD-Politikern zu diesem Auf¬ 


schrei von 50 „Verdammten dieser 
Erde“, die es bis ins Zentrum derer ge¬ 
schafft haben, die für Flüchtlingselend 
und Krieg verantwortlich sind. „Nicht 
erpressbar - aber käuflich!“ So ein 
Kommentar eines Unterstützers der 
Flüchtlinge auf facebook. 

Wir werden täglich erpresst. Von den 
Bankstern und systemrelevanten Fi¬ 
nanzhalunken mit Korruptionshinter¬ 
grund. Gerade hat sich die Bundesre¬ 
gierung von der Lobby der deutschen 
Großlimousinenbauer kaufen lassen, 
indem sie durchgesetzt hat, dass die 
C0 2 -Emmissionen des Flottenver¬ 
brauchs nicht gesenkt werden. 

Das wird weiter zu der Klimakatas¬ 
trophe beitragen, die Menschen des 
globalen Südens die Lebensgrundla¬ 
ge entzieht. 

Und diese sind es dann, die uns angeb¬ 
lich erpressen? 

„Flüchtlinge genießen Asyl... “. Dieses 
grundgesetzlich verankerte Recht ist 
in mehrfacher Hinsicht obsolet. Von 


„genießen“ konnte noch nie die Rede 
sein. 

1993 trat das neue Asyl„recht“ in 
Kraft, mit dem das Asylrecht de facto 
abgeschafft wurde. Der Grundgesetz¬ 
artikel 16a ist seither so zu interpretie¬ 
ren: Flüchtlinge genießen Asyl - aber 
nicht bei uns. In Bayern wird beson¬ 


ders drastisch gegen diejenigen vor¬ 
gegangen, die hier Asyl suchen. In ei¬ 
ner entsprechenden Verordnung des 
Freistaates heißt es in bestem Büro¬ 
kratendeutsch: „die Umstände der 
Unterbringung sind so zu gestalten, 
dass die Bereitschaft der Flüchtlinge 
zur Rückkehr in ihre Heimatländer 


gefördert wird.“ Diese „Bereitschaft“ 
wird dann durch menschenunwürdige 
Sammelunterkünfte, Residenzpflicht, 
Arbeitsverbot, Zwangsverpflegung 
und völlig willkürliche Haftgründe 
hergestellt. 

Ein Sprecher des bayerischen Flücht¬ 
lingsrates kritisierte die fehlende Be¬ 
reitschaft der Staatsregierung zu einer 
Verhandlungslösung. 

Statt ein humanitäres Signal auszu¬ 
senden, halte sie an ihrer unmensch¬ 
lichen Abschreckungspolitik fest. Es 
seien die Lebensbedingungen, die die 
Flüchtlinge zu ihrem verzweifelten 
Protest getrieben hätten. 

Heribert Prantl schrieb schon am 
25.6.2013 in der SZ: „Am 26. Mai 1993 
wurde der alte Artikel 16/2 ( Asylrecht, 
W.L.) gestrichen. 

Drei Tage später wurde in Solingen 
die türkische Familie Gene von Neo¬ 
nazis verbrannt. Leserbriefe empörten 
sich über das Getue um ein Paar tote 
Türken. 

In dieser Atmosphäre wuchsen in 
Zwickau die Rechtsextremisten des 
NSU zu Mördern heran“. 

W.Listl 
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Castkolumne von Manfred Dietenberger 

DGB fordert Minijob-Reform 


Sechs Wochen Urlaub und 
i 500 Euro Mindestlohn 

Bundeskongress des Österreichischen Gewerkschaftsbundes tagte in Wien 


Minijobs sind die am weitesten ver¬ 
breitete Form der prekären Beschäf¬ 
tigung. 7,4 Millionen Beschäftigte hat¬ 
ten 2012 einen 400-Euro-Job. Das ist 
in etwa jeder fünfte Arbeitnehmer! 
Fünf Millionen davon sind Frauen. 
Für mehr als drei Viertel der Frau¬ 
en im Minijob, die eine qualifizierte 
Berufsausbildung haben, ist dieser zu 
ihrer Dauererwerbsform geworden. 
Immer mehr Menschen in Deutsch¬ 
land brauchen einen Zweitjob: Mehr 
als 2 570 370 Berufstätige waren im 
vergangenen Jahr auf einen soge¬ 
nannten „Minijob“ als zusätzliche 
Einnahmequelle angewiesen. Die 
große Mehrheit muss dabei für we¬ 
niger als 8,50 Euro pro Stunde malo¬ 
chen. Mehr als 17 Prozent der Mini¬ 
jobber mussten staatliche Unterstüt¬ 
zung beantragen, um überhaupt über 
die Runden zu kommen. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
hat jetzt ein Bündnis geschmiedet 
und ruft zusammen mit 16 Verbän¬ 
den, darunter Sozial- und Frauen¬ 
verbände, sowie kirchlichen Orga¬ 
nisationen und 23 bekannten Wis¬ 
senschaftlern zur „Initiative für eine 
Reform der Minijobs“ auf. Das ist al¬ 
les andere als zu früh. 

Ziel der Initiative ist es, reguläre Be¬ 
schäftigung zu fördern, die Gleichbe¬ 
rechtigung zu stärken und den Fach¬ 
kräftebedarf zu sichern. Die Beschäf¬ 
tigten bräuchten eine Perspektive auf 
sozial abgesicherte Teil- oder Voll¬ 
zeitbeschäftigung. 

Die Mehrheit der Minijobber ist 
weiblich, unterbezahlt, überqualifi¬ 
ziert und kaum einem gelingt es, die 
450-Euro-Stelle in eine Vollzeitstel¬ 
le umzuwandeln. Acht von zehn Be¬ 
schäftigten mit einem Minijob arbei¬ 
ten unterhalb der Niedriglohngren¬ 
ze von 10,36 Euro in der Stunde. Bei 
den so genannten Normalarbeitsver¬ 
hältnissen ist es „nur“ einer von zehn. 
Selbst bei qualifizierter und dauern¬ 
der Beschäftigung erhalten Minijob- 
berinnen so gut wie nie den tarifli¬ 
chen, ja nicht einmal den ortsübli¬ 
chen Lohn für ihre Arbeit bezahlt. 
So bekommen Minijobberinnen im 
Handel in NRW im Durchschnitt 
8,18 Euro/Std. während die entspre¬ 
chende tarifliche Bezahlung schon 
in der Einstiegs-Tarifgruppe bei 
12,00 Euro/Std. liegt. Jetzt, kurz vor 
der Bundestagswahl, legen die bür¬ 
gerlichen Parteien den Wahlspeck 
aus. Plötzlich wollen alle Kapital - 
Parteien die Situation der Prekär¬ 
beschäftigten, die sie selbst zu ver¬ 
antworten haben, deutlich „verbes¬ 
sern“ Waren es nicht die Grünen, die 
zusammen mit Wolfgang Clement 
(SPD) die steuerfreie Beschäftigung 
erst legalisierten? Und haben dar¬ 
aufhin nicht CDU/CSU und FDP 


Eine Repräsentativumfrage aus 2012 
zur Ermittlung des DGB-Index Gute 
Arbeit, die jetzt ausgewertet und ver¬ 
öffentlicht wurde, kommt zum Ergeb¬ 
nis, dass es für viele Menschen unvor¬ 
stellbar ist, mit 67 Jahren in Rente zu 
gehen. Denn dazu sind die Arbeitsbe¬ 
dingungen, denen sie täglich ausge¬ 
setzt sind, zu belastend und krank ma¬ 
chend. 47 Prozent von 4 895 befragten 
Beschäftigten glauben nicht, dass sie 
unter ihren derzeitigen Arbeitsbedin¬ 
gungen bis zur Rente durchhalten. In 
einzelnen Berufs gruppen sind es noch 
deutlich mehr. 

Der ermittelte Indexwert, die Kenn¬ 
zahl für die Arbeitsqualität aus Sicht 
der Beschäftigten, liegt bei 61 Punk¬ 
ten und damit im unteren Mittelwert. 
Als „gut“ haben die Beschäftigten ihre 
Arbeitsbedingungen nur bei der Frage 
nach dem Sinn ihrer Arbeit bewertet 
(80 Punkte). Besonders schlecht steht 
es um die Arbeitsintensität (46 Punk¬ 
te). Arbeitshetze und Leistungsdich¬ 
te nehmen zu. Und das wiederum er¬ 


die Abbruchsarbeiten am Normal¬ 
beschäftigungsverhältnis entschlos¬ 
sen und kaltblütig weiter betrieben? 
Im Lebensmittel- und Textil-Dis- 
counter werden inzwischen vorwie¬ 
gend nur noch 450-Euro-Jobber ein¬ 



gestellt. Aber nicht nur dort, sondern 
auch in anderen Bereichen wurden 
durch die Zerlegung von sozialver¬ 
sicherungspflichtigen Vollzeit- und 
Teilzeitjobs in mehrere Minijobs sys¬ 
temisch reguläre Arbeitsplätze ver¬ 
nichtet. Allein im Gastgewerbe wur¬ 
den zwischen 2003 und 2008 145 000 
Minijob-Stellen „geschaffen“, wäh¬ 
rend gleichzeitig, 85 000 sozialversi¬ 
cherungspflichtige Stellen vernichtet 
wurden. 

Zwar unterliegen Mini-Jobs dem all¬ 
gemein geltenden Arbeitsrecht, den¬ 
noch werden meist Urlaubsansprü¬ 
che, Lohnfortzahlung im Krankheits¬ 
fall und auch so existenzielle Rechte 
wie der Kündigungsschutz mit Füßen 
getreten. Auch das bis heute von den 
Regierenden gern erzählte Märchen, 
Minijobs brächten Langzeitarbeits¬ 
lose wieder in Vollzeitbeschäftigung, 
hat mit der Alltagswirklichkeit nichts 
gemein. Heute arbeiten mehr als 700 
000 Hartz-IV-Empfänger als 450-Eu- 
ro-Jobber; behalten dürfen sie jedoch 
nur 160 Euro. Dies zeigt, Minijobs 
sind oft nichts anderes als eine ver¬ 
schleierte Form von staatlicher Pro¬ 
fitsubvention. 

Eine direkte Folge der Minijobs ist 
Altersarmut. Die Beiträge für Mi¬ 
nijobber an die Sozialversicherung 
sind Pauschalbeträge. Nach einem 
Jahr Beschäftigung erwirbt ein Mi¬ 
nijobber schlappe 3,11 Euro Ren¬ 
tenanspruch. Nach 45 Versicherungs¬ 
jahren beträgt der Rentenanspruch 
(auf heutiger Grundlage) erbärmli¬ 
che 139,95 Euro. Wer aber fast nichts 
verdient, kann auch nichts fürs Al¬ 
ter zurücklegen. Deshalb muss der 
Niedriglohnsektor verschwinden. 
Minijobs gehören abgeschafft. Er¬ 
werbsarbeit muss auch für Frauen 
auskömmlich sein. Dazu gehören die 
Einführung eines gesetzlichen Min¬ 
destlohns von mindestens zehn Euro. 


schwert es, die Arbeit bis zur Rente zu 
schaffen. 

Krank machende Arbeitsbedingungen, 
Hetze und Stress am Arbeitsplatz ma¬ 
chen für viele Menschen ein Arbeiten 
bis zur Rente unmöglich. Damit aber 
wird die Rente mit 67 automatisch zur 
Rentenkürzung. Und selbst um bis 
65 Jahre arbeiten zu können, brauchen 
die Menschen gute und gesunde Ar¬ 
beitsbedingungen. 

In Pflegeberufen ist die Arbeit so be¬ 
lastend, dass sich nur noch 20 Prozent 
der Befragten vorstellen können, un¬ 
ter den derzeitigen Bedingungen bis 
zur Rente durchzuhalten. Und von 
allen, die unter Arbeitshetze leiden, 
glaubt nur ein Drittel, es bis zur Rente 
zu schaffen. Große Unterschiede gibt 
es in einzelnen Branchen: Während im 
Wissenschaftsbereich 65 Prozent da¬ 
von ausgehen, bis zur Rente arbeiten 
zu können, sind es im Gastgewerbe nur 
noch 23 Prozent und bei den Leiharbei¬ 
tern nur 24 Prozent. 


M it Konstantin Weckers Lied 
„Empört Euch“ eröffnete 
der Österreichische Gewerk¬ 
schaftsbund (ÖGB) Mitte Juni seinen 
18. Bundeskongress. 365 Delegierte 
und 165 Teilnehmerinnen vertraten 
1,2 Mio. Mitglieder aus sieben Fachge¬ 
werkschaften. Der Organisationsgrad 
beträgt 33 Prozent, 95 Prozent der Ar¬ 
beitsverhältnisse stehen auf Grund 
gesetzlicher Regelungen unter dem 
Schutz von Tarifverträgen. 

Angesichts der Nationalratswahlen 
Ende September begann das Trom¬ 
melfeuer gegen die Forderungen der 
Gewerkschafterlnnen bereits im Vor¬ 
feld des Kongresses. Unternehmer¬ 
verbände, Wirtschaftskammer und 
ihre Parteien und Medien machten 


Stimmung. Insbesonders die Forde¬ 
rungen nach Vermögens-, Erbschafts¬ 
und Schenkungssteuern, sechs Wo¬ 
chen Urlaub, Arbeitszeitverkürzung, 
1 500 Euro Mindestlohn, und eine 
Fachkräftemilliarde, finanziert aus ei¬ 
nem Prozent der Jahresbruttosumme 
der Unternehmen, ist ihnen ein Dorn 
im Auge. 

„Unsere Mission Gerechtigkeit“ war 
das Motto des dreieinhalb tägigen 
Kongresses. Ein 86-seitiger Leitantrag, 
zwei Initiativanträge sowie ein Ände¬ 
rungsantrag zu Statuten lag zur Bera¬ 
tung vor. Zu politisch relevanten The¬ 
men wurden 200 meist richtige und 
notwendige Forderungen aufgestellt, 
wie z.B. Reduzierung von Belastun¬ 
gen, ein zusätzlicher Euro pro Über¬ 
stunde, keine Verringerung der Sozi¬ 
alversicherungsbeiträge, Abschaffung 
des Pflegeregresses, Erhöhung der be¬ 
darfsorientierten Mindestsicherung, 
mehr Geld für den sozialen Woh¬ 
nungsbau. 

Getrennt in Fraktionssitzungen, mit de¬ 
nen der Kongress traditionell beginnt, 
wurden die Themen vorbesprochen. 
Der ÖGB ist eine überparteiliche Inter¬ 
essenvertretung abhängig Beschäftig¬ 
ter. Zugleich ist er nach Fraktionen or¬ 
ganisiert mit mehr oder weniger enger 
Bindung an politische Parteien. Nach 
Mitgliedern stärkste ist die Fraktion 
Sozialdemokratischer Gewerkschaf¬ 
terlnnen (FSG). Zweitstärkste ist die 
Fraktion Christlicher Gewerkschafter 
(FCG) der ÖVP nahestehend. Alter¬ 
native und Grüne Gewerkschafte- 
rlnnen/Unabhängige Gewerkschaf¬ 
terlnnen (AUGE/UG), Freiheitliche 
Arbeitnehmer (FA), der FPÖ nahe¬ 
stehend, Gewerkschaftlicher Links¬ 
block - Kommunisten, Linke Sozia¬ 
listen und Parteilose (GLB) und Par¬ 
teifreie Gewerkschafter Österreichs 
(PFG) sind die kleineren Fraktionen. 
Bei der Erstellung des Leitantrages, 
der die Handschrift der FSG trägt, 
waren die Fraktionen eingebunden, 
so dass es während des Kongresses 
nur in wenigen Punkten tiefgreifen¬ 
de Kontroversen gab. Die schärfsten 
Auseinandersetzungen zwischen FSG 
und FCG gab es bei Gesamtschule und 
Vermögens-, Erbschafts- und Schen¬ 
kungssteuern. Teile der Christgewerk - 
schafterlnnen wollen 700 000 Euro 


Reinvermögen und 150 000 Euro 
Erbschaften und Schenkungen nicht 
besteuern, eine Gesamtschule lehnen 
sie ab. 

Der GLB konzentrierte sich auf die 
Forderung nach einer konkreten Stun¬ 
denzahl bei der Arbeitszeitverkürzung. 
Bei vollem Lohn- und Personalaus¬ 
gleich soll im Programm die 35-Stun- 
den-Woche als Forderung wieder fest¬ 
geschrieben werden. Vor Jahren stand 
die Zahl im Programm, in der Zwi¬ 
schenzeit ist sie verschwunden. Auch 
als die Nachricht von der Insolvenz der 
Alpine, der zweitgrößten Baufirma her¬ 
einplatzte und die Bedrohung von tau¬ 
senden Jobs im Konzern und bei den 
Zulieferern zum Greifen nahe war, än¬ 
derte sich die Meinung der Mehrheit 


der Delegierten nicht. Auch gegen die 
zunehmende Flexibilisierung der Ar¬ 
beitszeit, die erzwungene Teilzeit und 
All-In-Verträge wandte sich der GLB. 
Der Leitantrag wurde in der Ursprungs¬ 
form mit großer Mehrheit angenom¬ 
men, lediglich die Zahl 150 000 Euro 
bei der Erbschaftssteuer wurde gestri¬ 
chen. Die Nichtzustimmung von FCG 
und GLB in den beschriebenen Punk¬ 
ten wurde zur Protokoll genommen. 
Im Statutenantrag wurde die Verlänge¬ 
rung der Wahlperiode von vier auf fünf 
Jahre mit Mehrheit beschlossen. GLB 
und AUGE/UG hatten gegen die Ver¬ 
ringerung der Demokratie gesprochen. 
Die beiden Initiativanträge für einen 
Tarifvertraglichen Mindestlohn von 
1 500 Euro für alle und eine diskrimi¬ 
nierungsfreie Arbeitswelt wurden ein¬ 
stimmig angenommen. 

Das Eröffnungs- und Begrüßungspro¬ 
gramm, geleitet von Präsident Erich 
Foglar und seinen beiden Stellvertre¬ 
terinnen aus den beiden großen Frak¬ 
tionen nahm gut drei Stunden in An¬ 
spruch. Bundeskanzler, Bundesprä¬ 
sident, Nationalratspräsidentin, viele 
Regierungsmitglieder, Präsidenten von 
Arbeiter- und Wirtschaftskammer, die 
EGB-Generalsekretärin, der stellver¬ 
tretene Generalsekretär des IGB ga¬ 
ben sich die Ehre und hielten teilweise 
durchaus längere Reden. Auch der Bun¬ 
dessprecher der KPÖ wurde begrüßt. 
Wie ein roter Faden zog sich die Be¬ 
kämpfung von Arbeitslosigkeit, beson¬ 
ders Jugendarbeitslosigkeit in Europa 
durch die Reden. Im Gegensatz dazu 
gehöre Österreich zu den Ländern mit 
der geringsten Arbeitslosigkeit. Neo¬ 
liberale Politik wurde abgelehnt und 
Verteilungsgerechtigkeit durch Vermö¬ 
gens- und Erbschaftssteuern gefordert. 
Obwohl der Klassenkampf von oben 
beinhart geführt wird, wurde auf dem 
Kongress die Sozialpartnerschaft ge¬ 
betsmühlenartig beschworen und ihre 
Institutionalisierung in Österreich als 
Erfolgsmodell hervorgehoben, um das 
man Österreich europaweit beneide. 
Schon im Vorfeld des Kongresses aber 
hatte die Industrie, unterstützt von ih¬ 
ren „Experten“ und dem Wirtschafts¬ 
minister den zehn und 12-Stunden- 
Arbeitstag, die 60-Stundenwoche, so¬ 
wie noch mehr Arbeitszeit-Flexibilität 
und ein höheres gesetzliches Pensions¬ 


antrittsalter gefordert. Großkonzerne 
wie z.B. Magna gliederten Teile der 
Beschäftigten in Unternehmen mit 
ungünstigeren Tarifverträgen aus. Die 
Insolvenz der Alpine und anderer gro¬ 
ßer Unternehmen in den letzten Wo¬ 
chen werde zu weiteren Erwerbslosen 
führen. Foglar selbst prangerte die stei¬ 
gende Zahl der Erwerbslosen, teilzeit¬ 
beschäftigten Frauen und prekär Be¬ 
schäftigten an. Aber es blieb wenigen 
Delegierten überlassen darauf hinzu¬ 
weisen, dass weder 330 000 erwerblose 
Menschen noch die angebliche Sozial¬ 
partnerschaft als Erfolg gesehen wer¬ 
den können. 

Nach dem Rechenschaftsbericht, in¬ 
dem u.a. hervorzuheben ist, dass die 
ÖG Jugend jedes Jahr Antifaschismus- 


Seminare mit Abschluss im ehemali¬ 
gen Konzentrationslager Mauthausen 
durchführt, und dem Vortrag von Prof. 
Gustav Horn „Die EU am Scheide¬ 
weg? Wettbewerbs- versus Sozialuni¬ 
on“, begann dann die Präsentation und 
Diskussion des Leitantrags. Trotz allem 
war es ein diskussionsfreudiger Kon¬ 
gress, obwohl Delegierten und Teilneh¬ 
mern nur ca. die Hälfte der Tagungszeit 
für fünf Minuten Redebeiträge zur Ver¬ 
fügung stand. 

Immer wiederkehrendes Thema war 
die Zurückweisung des Angriffs auf die 
Gewerkschaften durch die neue Par¬ 
tei des kanadischen Milliardärs Frank 
Stronach. Der Fraktionschef des „Team 
Stronach“ im Nationalrat hatte veröf¬ 
fentlicht: „Wir brauchen die Gewerk¬ 
schaften nicht, sie blockieren doch al¬ 
les“. Die große Empörung zwang den 
Milliardär verbal zurückzurudern. 

Die Kommunikationsgewerkschaft 
mobilisierte mit einer Postkarten-Ak¬ 
tion gegen weitere Privatisierung bei 
Post, Al, Telekom Austria, Postbus 
und Austro Control. Die „Allianz für 
einen freien Sonntag“ hatte hohen Zu¬ 
spruch, denn der Aufkäufer der öster¬ 
reichischen und südosteuropäischen 
Schleckerfilialen hatte versucht mit 
seinem daily-Nachfolge-Projekt die 
Sonntagsöffnung für die Drogerieket¬ 
te durchzusetzen. 

Präsident Erich Foglar wurde mit 
94 Prozent der Delegiertenstimmen 
wiedergewählt, 2009 mit 89 Prozent. 
Bestätigt wurden auch seine Stellver¬ 
treter Sabine Oberhäuser (FSG) und 
Norbert Schnedl (FCG) mit 89 Prozent. 
Ein Kongress mit engagierter Diskussi¬ 
on, ein Forderungsprogramm mit dem 
man weitgehendst zufrieden sein kann, 
gerichtet gegen die neoliberale Politik. 
Aber die Machtfrage wurde nicht ge¬ 
stellt. Aufgezählt wurden im Rechen¬ 
schaftsbericht drei Streiks, 160 Warn¬ 
streiks und mehr als 3 000 Protestaktio¬ 
nen, die in den vergangenen vier Jahren 
nötig waren zur Durchsetzung von 
Lohn- und Gehaltserhöhungen. Daran 
werden die Gewerkschafterlnnen wei¬ 
ter arbeiten müssen, wollen sie Teile ih¬ 
res Leitantrags durchsetzen. Denn die 
viel beschworene Sozialpartnerschaft - 
wenn es sie denn je gab - haben die Un¬ 
ternehmer längst aufgegeben. 

Anne Rieger 


Arbeiten bis zur Rente 
für viele unvorstellbar 

Krank machende Arbeitsbedingungen, 
Hetze und Stress am Arbeitsplatz nehmen zu 
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Werkverträge auf dem Vormarsch 

Die Fleischindustrie wird zum Vorreiter in Sachen Lohndumping 
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D ie Fleischindustrie ist erneut 
unter Beschuss geraten. Die Fi¬ 
nanzkontrolle Schwarzarbeit er¬ 
mittelt seit Mai 2013 bundesweit. Inzwi¬ 
schen wurden an 90 verschiedenen Or¬ 
ten Büros und Wohnungen durchsucht. 
Auch die Düsseldorfer Staatsanwalt¬ 
schaft ist tätig. In ihrem Visier: Firmen 
in Duisburg, Kamp-Lintfort und Moers, 
der Anfangsverdacht ist Steuerhinter¬ 
ziehung und Sozialversicherungsbetrug. 
Ein Geflecht aus 22 Unternehmen, Sub- 
und Subsubunternehmen steht im Mit¬ 
telpunkt der Ermittlungen. Die Löhne, 
Arbeits- und Wohnbedingungen der 
meist osteuropäischen Malocher in der 
Fleischindustrie spielen dabei aller¬ 
dings keine Rolle. Kein Wunder, denn 
Hungerlöhne sind keine Straftatbestän¬ 
de in einem Land in dem selbst die Ar¬ 
beitsagenturen Jobs mit sittenwidrigen 
Löhnen vermitteln. 

Für die in der Fleischindustrie herr¬ 
schenden Dumpinglöhne, die un¬ 
würdigen Unterkünfte und die un¬ 
menschlichen Arbeitsbedingungen 
dort interessierte sich jetzt aber ein 
NDR-Fernsehteam. In ihrer Fernseh¬ 
preis würdigen Dokumentation „Lohn¬ 
sklaverei in Deutschland“ {24. Juni, 
22.45 Uhr, ARD ) nahmen die NDR- 
Reporter Marius Meyer und Michael 
Nieberg die Menschen in den Blick, die 
am Fließband die Tierkörper zerlegen. 
Die ARD-Dokumentation enthüllt, 
wie die norddeutsche Fleischindustrie 
über ein kompliziertes Geflecht von 
Unterfirmen Billiglöhner im Ausland 
anheuert und dann als Werkvertrags¬ 
arbeiter zu Dumping-Löhnen in ihren 
deutschen Betrieben unter unmensch¬ 
lichen Bedingungen schuften lässt und 
wie Sklaven hält. Die Autoren enthül¬ 
len, dass die Werkvertagsarbeiter in 
Bulgarien oder Rumänien mit dem Ver¬ 
sprechen sicherer und gut bezahlter Ar¬ 
beitsplätze nach Deutschland gelockt 
wurden. Stattdessen erhalten sie weit 
unter dem ursprünglich vereinbarten 
Satz liegende Hungerlöhne, die in bar 
ausgezahlt werden. Der Film zeigt, wie 
schwarze Limousinen Vorfahren und 
dunkel gekleidete Männer aussteigen 


und den Kofferraum öffnen. Im Kof¬ 
ferraum sind hunderttausende Euro 
in bar. Mit diesem Bargeld werden die 
Arbeiter bezahlt. Hausen müssen diese 
in völlig überbelegten Zimmern (bis zu 
80 Menschen) in abbruchreifen Unter¬ 
künften. Wer sich beschweren will, dem 
droht der Subunternehmer, mit schwe¬ 
ren Nachteilen, in Einzelfällen sogar 
mit dem Tode. 

Wie ist das möglich? Die Bundesre¬ 
publik Deutschland sonnt sich doch 
sonst in Europa im Glanz eines Lan¬ 
des, in dem die dort arbeitenden Men¬ 
schen für ihre gute Arbeit auch gutes 
Geld bekommen und selbstverständ¬ 
lich von ihren Unternehmen mensch¬ 
lich behandelt werden. Doch wie so 
oft trügt auch hier der Schein. In der 
bundesdeutschen Alltagswirklichkeit 
sind ein Stundenlohn von wenigstens 
zehn Euro, eine geregelte 5-Tage-Wo- 
che, regelmäßige Pausen, bezahlter Jah¬ 
resurlaub oder gar Weihnachtsgeld für 
zigtausende Malocher nichts als ein 
unerfüllbarer Traum. Für ihre „Entlei¬ 
her“ malochen sie wie Leibeigene fast 
rechtlos zwölf oder mehr Stunden am 
Tag und erhalten dafür meist unter drei 
Euro Stundenlohn. Klar, dass auch sie 
sich davon keine wohnliche Wohnung 
leisten können. 


Aushebelung des Mindestlohns 

Ein Grund für die Ausbreitung der 
Werkverträge ist die Einführung eines 
Mindestlohns für die Zeitarbeitsbran¬ 
che mit Stundenlöhnen von 7,50 Euro 
in Ost- und 8,19 Euro in Westdeutsch¬ 
land. Seitdem unterlaufen immer mehr 
Unternehmen diese „Belastung“ durch 
die Umwandlung von Leiharbeit in 
(Schein-) Werkverträge, für die Min¬ 
destlöhne nicht gelten. Werkverträge 
sind aber nicht nur in der Fleischindus¬ 
trie, sondern in der gesamten Ernäh¬ 
rungswirtschaft auf dem Vormarsch. 
Immer mehr Supermärkte beauftra¬ 
gen zum Beispiel andere Unternehmen, 
um Dosen in Regalen nachzufüllen. Be¬ 
zahlt wird dabei nicht pro Arbeitsstun¬ 
de, sondern pro „Gewerk“. Ein „Ge¬ 
werk“ besteht beispielsweise aus zehn 
abgeräumten Paletten. 

In vielen Fällen sind die Werkvertrags¬ 
firmen faktisch dieselben Unterneh¬ 
men, die zuvor für die gleichen Tätig¬ 
keiten Leiharbeiter geschickt haben. 
Die Gewerkschaften sprechen daher 
zu Recht von Schein-Werkverträgen. 
Längst wird das System der Werkver¬ 
träge immer häufiger auch in anderen 
Branchen der Lebensmittelindustrie 
angewandt. Das geht zum Beispiel so: 
Der Fleischkonzern XY sucht sich per 


Inserat einen Dienstleister, der in der 
Lage ist zu einem Fixbetrag pro Woche 
z.B. 60 000 Schweine zu töten und aus- 
zubeinen. Und dann beginnt in Form ei¬ 
ner „umgekehrten Versteigerung“ der 
Konkurrenzkampf unter den Dienst¬ 
leistungsunternehmen. Dasjenige, das 
das niedrigste Gebot macht, bekommt 
den Zuschlag. 

Discounter 
bestimmen die Preise 

Wie und mit wie vielen Arbeitern es die¬ 
ses „Gewerk“ zu erbringen gedenkt, ist 
nicht Gegenstand dieses Deals. So wird 
es möglich „dank“ Billigstlöhnen zu Bil- 
ligstpreisen Fleisch zu produzieren. Tag¬ 
täglich fahren hunderte von Schweine¬ 
transportern lebende Schweine in die 
Schlachthöfe herein und die Werkver¬ 
tragsarbeiter sorgen dafür, dass am 
anderen Ende dann wieder hunderte 
mit Schinken, Koteletts, aber auch mit 
für den Export bestimmten Stücken, 
z.B. Ohren, Harnblasen, Eingeweiden 
und Pfoten beladene Fleischtranspor¬ 
ter wieder heraus fahren können. Der 
Druck auf die Fleischpreise ist enorm, 
denn fast die Hälfte aller Braten, Schin¬ 
ken, Schnitzel und Steaks zählen mitt¬ 
lerweile zur so genannten Aktionswa¬ 
re - also preisreduzierte Blickfänger, 
die in den Zeitungsbeilagen angeprie¬ 
sen werden. Discounter bestimmen dort 
die Preise. Zusammen haben sie einen 
Marktanteil von 13 Prozent bei Schwei¬ 
ne- und Rindfleisch, bei Geflügel und 
Wurst sogar von 40 Prozent. Deshalb 
läuft der Wettbewerb im Handel vor al¬ 
lem über den Preis. 

Um der immer erdrückender wirken¬ 
den Marktmacht dieser Billigheimer 
etwas entgegensetzen zu können, sind 
auch die klassischen Supermärkte ge¬ 
zwungen, Fleisch immer billiger anzu¬ 
bieten. 

Wie aber kommt man zu billigem 
Fleisch? Dazu gibt es z.B. Tipps im 
Merkblatt des Bundesamtes für Wirt¬ 
schaft und Ausfuhrkontrolle, das unter 
„Kostenabzugspositionen“ darauf hin¬ 
weist, dass „Kosten für durch andere 
Unternehmen ausgeführte Lohnarbei¬ 


ten“ als „betriebsfremde Aufwendun¬ 
gen“ steuerlich abzugsfähig sind. 

Mit Werkverträgen lassen sich aber 
nicht nur die Lohnkosten ganz nach 
unten drücken, das Unternehmen spart 
auch die Sozialabgaben. Darüber hin¬ 
aus können sich diese energieintensiven 
Betriebe, sobald der Anteil der Ener¬ 
giekosten an den übrigen Kosten ei¬ 
nes Unternehmens den Grenzwert von 
14 Prozent übersteigt, auf Grund einer 
besonderen Ausgleichsregelung des Er- 
neuerbare-Energien-Gesetzes (EEG), 
auch noch von der EEG-Umlage be¬ 
freien lassen. 

Der so noch staatlich begünstigte be¬ 
sonders profitable Einsatz von Billig¬ 
lohnkräften in Werkverträgen sorgt 
dafür, dass Deutschland in den letzten 
zehn Jahren vom Importeur zum Ex¬ 
porteur geworden ist. 

Bei den Schweineschlachtungen liegt 
Deutschland hinter China und den 
USA jetzt an dritter Stelle in der Welt. 
Rund 99 Prozent der in Deutschland ge¬ 
schlachteten Tiere stammen aus „Mas¬ 
sentierhaltung“. 

Im Jahre 2012 wurden in Deutsch¬ 
land 60 Millionen Schweine; vier Mil¬ 
lionen Rinder; eine Million Schafe und 
900 Millionen Vögel (Hähnchen, Puten, 
Enten, Gänse) geschlachtet. 

Die Hungerlöhne in der deutschen 
Fleischindustrie sind zu einem europä¬ 
ischen Ärgernis geworden, besonders 
in Dänemark, Frankreich und Belgien. 
Belgien kündigte deswegen eine Dum¬ 
ping-Klage bei der EU-Kommission an. 
Besonders bei den vier Großen Tön¬ 
nies, Vion Food, Westfleisch und Da- 
nish Crown hat sich in den letzten 
Jahren mehr und mehr der Einsatz 
von mittelosteuropäischen Arbeitern 
in Werkverträgen durchgesetzt. Für 
die vier Top Fleischkonzerne arbeiten 
nur noch wenige Stammbeschäftigte 
mit normalen Arbeitsverträgen. Nach 
Schätzungen der NGG sind es bei Tön¬ 
nies zehn Prozent, Vion Food 50 Pro¬ 
zent; Westfleisch 35 Prozent und bei 
Danish Crown gerade noch zehn Pro¬ 
zent. 

Manfred Dietenberger 


Transnationale Kapitalgesellschaften 
agieren als Steuerkriminelle 

Steuerflucht: Eine Billion Euro am Fiskus vorbeigeschoben 


Die Offenbarung ist so ungeheuerlich, 
dass ihre Dimension auf Anhieb kaum 
zu begreifen ist. Sie müsste pausenlos 
wiederholt werden. „Etwa eine Billion 
Euro gehen der EU Jahr für Jahr durch 
Steuerhinterziehung und Steuerumge¬ 
hung verloren“, sagte EU-Steuerkom- 
missar Agirdas Semeta im vergangenen 
Dezember. Eine Billion Euro - eine 
Zahl mit zwölf Nullen - acht Prozent 
der gesamten Wirtschaftsleistung der 
EU. Um diese Summe werden die EU- 
Bürger Jahr für Jahr betrogen. Den an¬ 
teiligen Steuerausfall für Deutschland 
beziffert der nordrhein-westfälische Fi¬ 
nanzminister Norbert Walter-Borjans 
auf 160 Milliarden Euro {Spiegel, 18. 
5.2013). 

Die Steuerausfall-Schätzung des Kom¬ 
missars beruht auf einer Studie des 
Briten Richard Murphy, die dieser für 
die Fraktion der Sozialdemokraten 
und Sozialisten im EU-Parlament aus¬ 
gearbeitet hat. Murphy ist Gründer der 
Organisation „Tax Justice Network“, 
die gegen Steueroasen zu Felde zieht 
{FAZ, 6.12.2012). 

1 000 Milliarden Euro, die Jahr für 
Jahr am Fiskus der EU-Länder vor¬ 
beigeschoben werden, „das muss sich 
ändern“, sagte der EU-Kommissar. 
Schön wär’s. 

In acht Jahren wäre die gesamte EU 
dann mit dem zusätzlichem Steuer¬ 
aufkommen schuldenfrei. Besser noch: 
Mit dieser gigantischen Summe ließe 
sich ein sozial-ökologisches Umbau¬ 
programm für ganz Europa anschieben 
und jährlich refinanzieren, das seiner¬ 
seits Millionen von Arbeitsplätzen re¬ 


krutieren und zig-Milliarden zusätzli¬ 
cher Steuereinnahmen und Sozialab¬ 
gaben generieren würde. 

Doch der Appell des Steuerkommis¬ 
sars verhallt. Aufgescheucht durch Ent¬ 
hüllungen wie offshore-leaks und spek¬ 
takuläre Steuerhinterziehungen ä la 
Hoeneß und eine zunehmend empör¬ 
te Öffentlichkeit, geben sich die EU-Fi¬ 
nanzminister zwar inzwischen hektisch 
betriebsam, doch außer Absichtserklä¬ 
rungen und heißer Luft in bunten Wort- 
Blasen kam bisher nichts heraus. Auch 
der jüngste EU-Gipfel, der das Thema 
Steuerflucht eigens auf der Agenda 
hatte, endete mit unverbindlichen Ab¬ 
sichtserklärungen zu Datenaustausch 
und Aufhebung des Bankgeheimnisses. 
Ein westrheinischer Juncker aus dem 
mächtigen „Luxemburg blockiert Fort¬ 
schritte im Kampf gegen Steuerflucht“, 
so der FAZ-Titel danach {23. 5. 2013). 
Die EU-Kommission zwingt zwar einer 
Reihe von Südstaaten und zig Millio¬ 
nen Bürgern verheerende Spardiktate 
auf, vermag aber einigen Zehntausend 
kapitalen Steuerkriminellen nicht das 
Handwerk zu legen. 

„Das nennt man Kapitalismus“ 

Dabei dürften Datenaustausch und 
Aufhebung des Bankgeheimnisses al¬ 
lenfalls bei der Verfolgung persönlicher 
Steuersünder eine minimale Verbesse¬ 
rung bringen. Und auch nur im Hin¬ 
blick auf relativ kleine Würstchen an 
Steuerhinterziehern vom Schlage des 
Bratwurstfabrikanten und FC-Bayern- 
Präsidenten. Die 53 440 starke UNHW- 
Population in Europa {nach Capgemi¬ 


ni, World Ultra Wealth Report 2012/13, 
S. 16; UHNW = Ultra-High-Networth- 
Individuals, das sind Menschen, die ein 
Finanzvermögen von mehr als 30 Mil¬ 
lionen Dollar besitzen) mit ihren ins¬ 
gesamt sieben Billionen Dollar Geld¬ 
vermögen, größtenteils gebunkert in 
Steueroasen, kann sich ein ganzes Heer 
von professionellen Steuerfluchthel¬ 
fern leisten, um ihr Geld auch künftig 
durch die ausgebufftesten Schlupflö¬ 
cher zu schieben. 

Entscheidend sind zudem nicht die 
Steuerflüchtlinge in Form „natürli¬ 
cher Personen“, sondern die „juristi¬ 
schen Personen“, die als transnatio¬ 
nale Kapitalgesellschaften (z.B. AGs) 
Steuerverkürzung in Milliardenhöhe 
betreiben. Der größere Teil des Gel¬ 
des gehe durch Manipulationen global 
operierender Konzerne verloren, „die 
gezielt Schlupflöcher in der Gesetz¬ 
gebung ausnutzen“, meint denn auch 
NRW-Finanzminister Walter-B orj ans 
{Spiegel, 18. 5. 2013). Das ist auch die 
Erkenntnis von Semeta: „Leider gibt 
es in der Europäischen Union zu viele 
Möglichkeiten, seine Steuern ganz of¬ 
fen zu minimieren. Diese erlauben ei¬ 
nigen multinationalen Unternehmen, 
eine aggressive Strategie zur Steuerver¬ 
meidung zu betreiben“. 

Die Möglichkeiten sind facettenreich, 
das Grundmuster immer gleich. Die 
internationalen Konzerne lassen die 
Gewinne auf dem Papier dort entste¬ 
hen, wo sie geringer besteuert bzw. be¬ 
stimmte Aspekte nicht besteuert wer¬ 
den. In den Ländern, wo die wirkliche 
Wertschöpfung stattfindet aber rech¬ 


nen sie sich arm. In der Regel geschieht 
dies in der Weise, dass die Filiale in ei¬ 
nem Billig-Steuerland der Mutterge¬ 
sellschaft extrem hohe Gebühren (z.B. 
Lizenz- und Patentgebühren) in Rech¬ 
nung stellt. Es muss sich dabei nicht 
einmal um eine der etwa 12 ausgewie¬ 
senen Steueroasen in Europa handeln, 
von Andorra bis Zypern. Auch Niedrig¬ 
steuerländer wie Irland, Belgien oder 
Österreich bieten genügend Anreize, 
um Steuerzahlungen ganz legal zu um¬ 
gehen. So beträgt z.B. die Steuerlast“ 
deutscher Konzerne in Belgien 0,0 Pro¬ 
zent für VW, 2,6 Prozent für BASF, 
4,3 Prozent für Bayer, 5,5 Prozent für 
Henkel. Selbst Siemens rechnet sich 
mit 28,2 Prozent noch unter den bel¬ 
gischen Unternehmensteuersatz von 
33,99Prozent {Spiegel, a.a. O.). 
Weltmeister im Steuertricksen im Aus¬ 
land ist der US-Konzern Apple. Er 
zahlte über seine Apple Sales Internati¬ 
onal (ASI) in Irland, auf einen Gewinn 
von 38 Milliarden Euro in drei Jahren 
0,06 Prozent an Steuern. Aber auch an¬ 
dere transnationale Konzerne zahlten 
auf ihre Gewinne, die sie im Ausland 
anfallen ließen Steuern nur im einstel¬ 
ligen Prozentbereich. „Ich bin stolz auf 
unsere Struktur“, sagte Eric Schmidt 
Chairman von Google, das auf seine 
Gewinne von zehn Milliarden Dollar 
(2012) nur eine Steuerrate von 3,2 Pro¬ 
zent zahlte. Das sei alles ganz legal, das 
Unternehmen würde nur Anreize von 
Regierungen nutzen, so der Google- 
Boss: „Das nennt man Kapitalismus“ 
{Zitat nach HB, 13. 2. 2013). 

Steuerwettlauf nach unten 

Eine wirksame Bekämpfung der Steu¬ 
erflucht und Steuerverkürzung wäre 
nur durch eine einheitliche Unterneh¬ 
mens- und Konzernbesteuerung in der 
EU möglich, womit es zumindest er¬ 
schwert würde, dass die Regierungen 


von den Multis gegeneinander ausge¬ 
spielt werden. Aber eine Harmonisie¬ 
rung der Unternehmensbesteuerung in 
der EU ist politisch nicht gewollt. Die 
EU-Gewaltigen wollen entsprechend 
ihrer neoliberalen Doktrin einen Steu¬ 
erwettbewerb zwischen den Mitglieds¬ 
staaten zum Vorteil des Kapitals. Die¬ 
ser ruinöse Wettlauf nach unten - race 
to the bottom - hat dazu geführt, dass 
seit dem Jahr 2000 der Körperschaft¬ 
steuer-Satz, also die Gewinnsteuer für 
Kapitalgesellschaften (AG, GmbH) 
im EU-Durchschnitt um mehr als ein 
Viertel gesenkt wurde, und zwar von 
31,9 Prozent auf 23,5 Prozent (Eurozo¬ 
ne: von 34,4 auf 26,1 Prozent). Vorrei¬ 
ter ist Deutschland mit einer Senkung 
von 51,6 Prozent auf 29,8 Prozent (nach 
eurostat). 

Um die Steuerausfälle infolge von 
Geschenken an die Konzerne eini¬ 
germaßen auszugleichen, werden die 
Verbraucher durch Erhöhung der 
Mehrwertsteuer noch mehr abkas¬ 
siert. Zumindest in den Krisenjahren 
und zuvorderst in den Peripheriestaa¬ 
ten. Im EU-Durchschnitt stieg die 
Mehrwertsteuer von 2008 bis 2012 um 
1,6 Prozentpunkte (gegenüber 2000 um 
1,8 Prozentpunkte). Die Troika oktro¬ 
yierte den Peripheriestaaten nicht nur 
Spardiktate auf, sondern vergatterte 
sie auch zur Verteuerung des Konsums 
durch höhere Verbrauchssteuern. In 
Griechenland beträgt die Erhöhung 
vier Prozentpunkte (19 auf 23 Prozent), 
in Spanien zwei (16 auf 18Prozent), in 
Italien einen Prozentpunkt (von 20 auf 
21 Prozent). Wohlwissend: Millionen 
Menschen im Süden können nicht in 
Steueroasen fliehen. Fred Schmid, isw 

Siehe auch Bilanz 2012-Ausblick 2013; 
Bilanz der schwarz-gelben Bundes¬ 
regierung. Kapitel Steuern, isw-wirt- 
schaftsinfo 47. 
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Völkische Rabauken 

„Schon 32 Bünde haben seit dem Ei¬ 
senacher Burschentag vor einem Jahr 
der Deutschen Burschenschaft wegen 
der Dominanz rechtsextremer Tenden¬ 
zen den Rücken gekehrt. Doch für die 
Bundesregierung bleibt die Deutsche 
Burschenschaft eine demokratische 
Studentenorganisation 4 , beklagt die in¬ 
nenpolitische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE, Ulla Jelpke, die Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage „Zunahme rechtsextremisti¬ 
scher Tendenzen in der Deutschen Bur¬ 
schenschaft 44 Jelpke weiter: 

„Auch zum jetzigen Zeitpunkt liegen 
der Bundesregierung demnach keine 
hinreichenden Anhaltspunkte für ver¬ 
fassungsfeindliche Bestrebungen der 
Deutschen Burschenschaft vor. Muss 
die Deutsche Burschenschaft neben ih¬ 
ren bunten Mützen und Schärpen erst 
noch Braunhemden einführen, damit 
auch die Bundesregierung erkennt, 
welcher braune Ungeist dahinter 
steckt? ... Wenn es die Bundesregie¬ 
rung ernst meint mit der Bekämpfung 
des Rechtsextremismus, dann darf sie 
nicht länger die Augen vor dem Treiben 
der völkisch-antisemitischen Rabauken 
in Nadelsteifen verschließen, von de¬ 
nen sich viele für Ariernachweise und 
ein Großdeutschland in den Grenzen 
von 1937 stark machen und sich nicht 
von der NPD abgrenzen wollen. 44 

Deutsch-Türkische 

Polizeikooperation 

Angesichts der brutalen Gewalt, mit 
der türkische Polizisten gegen Protes¬ 
tierende in Istanbul, Izmir und ande¬ 
ren türkischen Städten vorgehen, stellt 
die Fraktion „Die Linke 44 in der Bre¬ 
mischen Bürgerschaft die Kooperation 
der Bremer Polizei mit der türkischen 
Polizei in Frage und fordert deren un¬ 
verzügliche Aussetzung. 

2004 hat der damalige Polizeipräsi¬ 
dent Prof. Eckart Mordhorst mit sei¬ 
nem Amtskollegen aus Bremens Part¬ 
nerstadt Izmir eine Polizei-Kooperati¬ 
onsvereinbarung unterzeichnet. Zum 
Zweck des polizeitaktischen Erfah¬ 
rungsaustausches sind darin vier je¬ 
weils dreiwöchige Hospitationen pro 
Jahr vorgesehen. Im Oktober 2012 
wurde der Kooperationsvertrag zu¬ 
letzt verlängert - ohne parlamentari¬ 
sches Beteiligungsverfahren und trotz 
der Tatsache, dass es immer wieder zu 
eklatanten Verstößen der türkischen 
Polizei gegen Menschen- und Grund¬ 
rechte kommt, die auch während einer 
Delegationsreise der Innendeputation 
2009 nach Izmir zur Sprache kamen. 
Cindi Tuncel, europa- und menschen¬ 
rechtspolitischer Sprecher der Links¬ 
fraktion, erklärt: „Wir müssen die Zi¬ 
vilgesellschaft in ihrem Kampf unter¬ 
stützen - nicht die Repressionsorgane 
bei der Unterdrückung und Zerschla¬ 
gung oppositioneller Kräfte und eman- 
zipatorischer Bewegungen. Bremen 
sollte lieber praktische Solidarität mit 
der Demokratiebewegung zeigen statt 
nicht-zivile Projekte mit der Partner¬ 
stadt Izmir zu fördern. Schwierig finde 
ich vor allem den Einsatz Bremer Po- 
lizistlnnen in der Türkei: Solange nicht 
absehbar ist, wohin sich die Türkei und 
das AKP-Regime entwickeln, sollte 
Bremen die türkische Polizei nicht un¬ 
terstützen. Die grauenhaften Bilder aus 
vielen türkischen Städten zeigen Poli¬ 
zeikräfte, die als marodierender Mob 
agieren. Eine Fortführung der Koope¬ 
ration ist deshalb indiskutabel. 44 
Rolf Gössner, parteiloser Innendepu¬ 
tierter und Teilnehmer der Delegations¬ 
reise nach Izmir im Jahr 2009, ergänzt: 
„Die türkische Rechtsordnung genügt 
auch neun Jahre nach Abschluss der 
Polizei-Kooperationsvereinbarung - 
trotz mancher kleinerer Fortschritte - 
keineswegs rechtstaatlichen und bür¬ 
gerrechtlichen Standards. Rechtsstaat¬ 
liche und menschenrechtliche Defizite 
sind schon lange bekannt und führten 
mehrfach zu Verurteilungen der Türkei 
vor dem Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte wegen Folter und ex¬ 
zessiver Polizeigewalt. 44 So beklagten 
die türkischen Menschenrechtsorga¬ 
nisationen eindringlich die Einschrän¬ 
kung der Meinungsfreiheit sowie un¬ 
verhältnismäßige Polizeigewalt gerade 
gegen Demonstrationsteilnehmer. 
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Wohnungen dürfen 
kein Spekulationsobjekt sein 

Düsseldorfer „Bündnis für bezahlbaren Wohnraum“ protestiert 



„Man kann einen Menschen 
mit einer Axt erschlagen, aber 
man kann ihn auch mit einer 
Wohnung erschlagen. 44 Diese 
Feststellung von Heinrich Zil¬ 
le scheint sich die Stadt Düs¬ 
seldorf zum Ziel gesetzt zu ha¬ 
ben. In der Landeshauptstadt 
steigen die Mieten unaufhör¬ 
lich. Jetzt aber müssen Speku¬ 
lanten, die Stadt Düsseldorf 
selbst und privater Großbesitz 
an Wohnungen, den Wider¬ 
stand von unten fürchten. De¬ 
ren menschenfeindliche Politik 
treibt Wohnungssuchende auf 
die Straße. 

Am Donnerstag, 27. Juni 2013, 
konfrontierte das „Bündnis für 
bezahlbaren Wohnraum 44 die 
Verantwortlichen der Stadt 
mit ihren Forderungen. „Wir 
bringen die Mieter, die Stadt 
die Mietverträge 44 und „Rat¬ 
haus räumen - Wohnraum 
schaffen 44 war auf Protestplakaten zu 
lesen. Grund sind 35 unbewohnte Woh¬ 
nungen in der Nähe des Düsseldorfer 
Hafens. Der Wohnraum befindet sich 
im Besitz der Städtischen Wohnungs¬ 
gesellschaft (SWD). Die plant für die 
nächsten drei Jahre eine komplette Ent- 
mietung. Durch eine längere Besichti¬ 
gung von leerem Wohnraum durch die 
Demonstranten war die SWD zu Ge¬ 
sprächen im Haus bereit. 

Die Nähe zum Mainstream-Hafen, wo 
sich bereits eine Entwicklung zu hö¬ 
herwertigem Wohnraum abzeichnet, 
macht das Grundstück der SWD für 
Baukonzerne interessant. Laut Oli¬ 
ver Ongaro, Sprecher des Bündnisses, 
könnten die Wohnungen mit geringem 
Aufwand hergerichtet und zu einem 


Mietpreis von 4,00 Euro qm angebo- 
ten werden. „Vor dem Hintergrund ei¬ 
nes solchen Leerstandes in städtischen, 
eigenen Objekten sehen wir uns bestä¬ 
tigt, dass den Stadtoberen die weiterhin 
andauernde drängende Wohnungsnot 
der Bürgerinnen und Bürger offen¬ 
sichtlich egal ist 44 so Ongaro. Aktuell 
sind in Düsseldorf über 250 städtische, 
von der SWD verwaltete Wohnungen, 
unbewohnt. 

Für Normalverdienende und Studen¬ 
ten wird es immer schwieriger in Düs¬ 
seldorf eine bezahlbare Wohnung zu 
finden. In der Stadt am Rhein tummeln 
sich mit Hilfe der Politik zahlreiche 
Miethaie. Unterstützung bekommen 
diese von CDU und FDP. Offiziell leug¬ 
nen die beiden Parteien die zunehmen¬ 


de Wohnungsnot bis zum heutigen Tag. 
Doch genau sie geben die kommunalen 
Wohnungsbestände zum Abschuss frei. 
Das „Bündnis für bezahlbaren Wohn¬ 
raum 44 fordert die Stadt Düsseldorf auf, 
im Haushalt mehr Mittel für den kom¬ 
munalen Wohnungsbau einzuplanen. 
Nettokaltmieten von 5,00 Euro pro 
Quadratmeter wären real umsetzbar. 
Unterstützung könnte auch vom Land 
NRW kommen. Dieses bezuschusst 
Kommunen durch Landesfördermit¬ 
tel. Düsseldorf hat in den letzten Jahren 
dort allerdings kaum Gelder abgerufen. 
Damit betreibt die Stadt bewusst eine 
Mietpreisexplosion in großem Ausmaß. 
Die nordrhein-westfälische Landes¬ 
hauptstadt fällt bei Neubauten weit 
hinter andere NRW-Großstädte zurück. 


In 2011 wurden nur 400 neue 
Wohnungen gebaut. 2010 wa¬ 
ren es noch 980 Wohneinhei¬ 
ten. Innerhalb eines Jahres ist 
dies ein Rückgang um mehr 
als die Hälfte. 

Bei den Altbeständen schie¬ 
ßen die Kaltmieten für neu¬ 
vermietete Wohnungen im 
unteren Preissegment eben¬ 
falls in die Höhe. 2012 stiegen 
die Nettomieten um 12,5 Pro¬ 
zent. Pendelten diese sich zwi¬ 
schen 2001 und 2008 um etwa 
6,50 Euro je Quadratmeter 
ein, so langen Hauseigentü¬ 
mer seit 2008 immer mehr zu. 
2009 plus 3,8 Prozent, 2010 
lag der Anstieg schon bei 
8,1 Prozent pro Jahr. Heute 
liegt der Durchschnitt in Düs¬ 
seldorf bei rund 8,20 Euro pro 
Quadratmeter. 

Diese Entwicklung zeigt, dass 
beim privaten Wohnungsbau 
und der Wohnungsvermietung kein 
soziales Ziel verfolgt wird. Der kapita¬ 
listische Wohnungsmarkt versorgt aus¬ 
schließlich die zahlungsfähige Nach¬ 
frage. Wohnungen werden als Ware 
gehandelt und zum Zwecke des Profits 
gebaut. Eine soziale Wohnungspolitik 
erfordert deshalb drastische Eingriffe 
in die am Profit orientierte kapitalisti¬ 
sche Verwertung des Grund- und Haus¬ 
besitzes. 

Im Kampf gegen Bodenspekulation 
und Mietwucher, gegen die Zerstörung 
von Wohnraum aus Profitgründen, be¬ 
kommen Immobilienspekulanten wei¬ 
ter Druck. Im Herbst findet in Düssel¬ 
dorf eine erneute Demonstration statt. 

Herbert Schedlbauer 


Suchen Sie noch oder residieren Sie schon? 

Klassenkampf auf dem wohnungspolitischen Schlachtfeld in Düsseldorf 


Die Rhein-Main-Schiene zwischen 
Düsseldorf, Köln und Frankfurt steht - 
eigentlich - vor der wohnungspoliti¬ 
schen Verwerfung. Die Statistiken für 
asozialen Wohnungsleerstand und ins 
Unbezahlbare steigende Mieten einer¬ 
seits und gleichzeitig für eine umfas¬ 
sende beschämende Luxusbebauung 
schießen steil nach oben. 

Nach „Zensus“-Angaben stehen in 
Köln 13 500 Wohnungen leer. Das sind 
2,5 Prozent. NRW-Landesdurchschnitt: 
3,7 Prozent. Düsseldorf leistet sich da¬ 
neben ein ganz spezielles „Leerstands¬ 
segment 44 : 244 Wohnungen stehen ge¬ 
zielt und gewollt leer. Die gehören kei¬ 
nen Spekulanten oder international 
operierenden Immobilien-Heuschre- 
cken, sondern der Städtischen Woh¬ 
nungsgesellschaft (SWD). 

Ein besonderes Segment im Düsseldor¬ 
fer Segment sind die 34 leeren SWD- 
Wohnungen im Stadtteil Hamm. Die 
Liturgie ist bekannt und überall gleich: 
Über Jahre wird nicht saniert, renoviert 
und investiert. Und nach Jahrzehnten 
wird dann ganz urplötzlich festgestellt, 
dass die Wohnungen keine Badezimmer 
oder Heizungen haben, die dem sozi¬ 
alen Mindeststandard des 21. Jahrhun¬ 
derts entsprechen. Die Folge: Abriss. 
Für das Jahr 2012 zählte das NRW- 
Landesamt für Statistik 3 060 abgeris¬ 
sene Häuser und Hallen. Sieben Jahre 
zuvor waren es „nur 44 2690 Gebäude. 
Der Deutsche Abbruchverband wird 
auf seinem Jahreskongress vom 26. bis 
29. September im Atlantik-Congress- 
Hotel in Essen auf eine erfreuliche 
Geschäftsentwicklung seiner Mitglie¬ 
der verweisen können. Bei der „Fach¬ 
tagung Abbruch 2014 44 werden 600 Teil¬ 
nehmer und 75 Aussteller erwartet. 
Der Abbruchverband ist einer von 13 
Mitgliedern der „Wertschöpfungsket¬ 


te Bau 44 , und der hat in einer Stellung¬ 
nahme zur Bundestagswahl 2013 fest¬ 
gestellt: „Ein besonderer Schwerpunkt 
der Stadtentwicklung muss auf dem 
Wohnungsbau liegen. Bereits jetzt ist 
in den zehn größten deutschen Städten 
ein Defizit von mehr als 100 000 Miet¬ 
wohnungen zu verzeichnen. Es besteht 


ein jährlicher Neubaubedarf von min¬ 
destens 130 000 neuen Mietwohnun¬ 
gen - etwa doppelt so viele wie derzeit 
realisiert werden. 44 

Vielfach folgt die Abrissbirne als Vor¬ 
aussetzung für eine Gentrifizierung. 
Diese Vertreibung von bisherigen 
Bewohnerinnen ist wiederum eine 
Bedingung etwa für neue Townhou- 
ses und Wohnwelten mit Concierge- 
Service. Diese Dienstleistung ist nicht 
nur ein Sicherheitsdienst, sondern 
auch geeignet den Armani-Anzug zur 
Reinigung zu bringen. 10000 Euro pro 
Quadratmeter Wohnfläche gelten als 
„hochpreisig 44 , sind aber noch nicht 
Spitze. In der Düsseldorfer Altstadt 
werden für 50 neue Wohnungen bis 
zu 14 000 Euro verlangt - pro Qua¬ 
dratmeter. Wenigstens 100 Quadrat¬ 
meter sollten es aber schon sein. Der 
Preis für noble Immobilien hat sich in 
sechs Jahren zum Teil explosionsartig 
verdoppelt. 


Die Nähe zum Rhein ist attraktiv und 
in der Regel eine Top-Lage. Es geht 
aber auch anders. Der Tagesordnungs¬ 
punkt 5 lautete jüngst im Gerresheimer 
Rathaus „Bauantrag Schreberweg 19. 
Neubau eines Einfamilienhauses mit 
Garage 44 . Der Versuch, diesen Antrag 
zu beschließen, war schon einmal ge¬ 


scheitert. Im erneuten Durchgang gab 
es wieder keine Entscheidung, denn die 
Vorlage 177/77/2013 der Verwaltung 
lag nicht vor - sondern nur die Skiz¬ 
zen des Bauherrn. Im Vertrauen auf die 
Fachverwaltung, die sich noch positiv 
melden würde, wurde auf Verdacht ein 
zustimmendes Votum von allen Seiten 
signalisiert, so dass der Bezirksvor¬ 
steher (CDU) und sein Stellvertreter 
(SPD) bei Vorlage unterschreiben dürf¬ 
ten. Keinen Protestschrei gab es vom 
Vertreter der Partei „Die Linke 44 , da er 
das Verfahren formal wohl als zulässig 
sah. 

Dieses Verfahren hat die Nachbarn 
offensichtlich nicht begeistert, wohl 
aber den Bauherrn, denn das Einfami¬ 
lienhaus, ursprünglich mit rund 600 (!) 
Quadratmetern auf vier Etagen ausge¬ 
messen, mag recht massiv und massig 
erscheinen, (s. Kasten) 

Wut auch bei denen, die nicht einmal 
einen Bruchteil dieser Residenz mie¬ 


ten könnten und gleichzeitig sehen 
müssen, dass Sozialwohnungen am an¬ 
deren Ende der Stadt gar nicht belegt 
werden. „Wir bringen die Mieterinnen, 
die Stadt die Verträge! 44 So lautet der 
Protest der Initiative für bezahlbaren 
Wohnraum im Rahmen der Kampagne 
„Wohnen ist keine Ware! 44 Die leerste¬ 
henden Häuser der SWD an der Ham¬ 
mer Dorfstraße 1-17 gehören der Stadt 
Düsseldorf. Sie könnten mit geringen 
baulichen Maßnahmen beziehbar ge¬ 
macht werden. Sie haben niedrige Mie¬ 
ten von vier Euro pro Quadratmeter. 
Ziel ist es aber laut SWD, dass der 
Komplex innerhalb der nächsten drei 
Jahre komplett leer steht. Es ist zu be¬ 
fürchten, dass die Stadt das Grundstück 
in unmittelbarer Hafennähe verkauft, 
sobald alle Wohnungen leer stehen. Mit 
Vorgaben der Stadt Düsseldorf winken 
hier aber exorbitante Gewinne bei Lu¬ 
xussanierung oder Verkauf in der In- 
Gegend in Hafennähe, während Arme 
und sogar Normalverdienende keine 
Wohnungen in der Stadt finden. 

Dazu die DKP Düsseldorf: „Wir haben 
die ,Spielwiesen’ der Investoren stell¬ 
vertretend im Stadtbezirk Gerresheim 
aufgesucht und die Situation auf dem 
,Markt’ des „Eigenheimbaus’ und des 
sozialen Wohnungsbaus’ analysiert. 
Mit den Regeln des ,Marktes’ sind die 
Wohnungsprobleme nicht zu lösen. Wir 
fordern deshalb eine Wohnungsbaupo¬ 
litik, die die Schaffung von Wohnun¬ 
gen nicht mehr als Ware begreift, son¬ 
dern als Einlösung der Grundrechte. 44 
Eine Quote für den sozial orientierten 
Wohnungsbau, wie ihn CDU, SPD oder 
Grüne neben Hochpreissegmenten for¬ 
dern, hält die DKP in Düsseldorf letzt¬ 
lich für ein wahlpolitisches Placebo, das 
nicht hilft, aber beruhigen soll. 

Uwe Koopmann 


Luxuswohnen in Düsseldorf-Gerresheim 

Im Kellergeschoss, wo andere Leute ihre Kartoffeln lagern, hat dieses Haus 
ein Billardzimmer mit 67 qm, dazu Kofferzimmer (17 qm),Tresorraum (10 qm), 
Vorraum Tresor (3,75 qm), Bad (14 qm), Waschküche (8 qm), Heizungsraum 
(20 qm) und einen Flur 32 qm). Beispiele für das Erdgeschoss: Entree (32 qm), 
Wohnzimmer(63 qm) und das Obergeschoss: Bad 1 (27 qm), Bad 2 (15 qm), An¬ 
kleide (22 qm) und schließlich das Dachgeschoss mit Musikzimmer (24 qm), 
Fitness (16 qm) und Bad 3 (21 qm). 
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Mercedes und BMW lassen grüßen 

Bundesregierung verhindert Abstimmung zu Klimaschutz 



B undeskanzlerin Angela Mer¬ 
kel torpediert den europäischen 
Klimaschutz. In letzter Minute 
musste auf ihren Druck hin eine Ab¬ 
stimmung über C0 2 -Grenzwerte für 
Autos verschoben werden. Die Bun¬ 
desregierung hat damit der EU den 
Willen deutscher Autohersteller wie 
Mercedes und BMW aufgezwungen. 
Ihnen war der Abgaskompromiss, der 
erst letzten Montag gefunden wurde, 
ein Dorn im Auge. 

Vertreter von EU-Staaten, Europapar¬ 
lament und EU-Kommission hatten 
letzten Montag festgelegt, wie hoch die 
durchschnittliche Umweltverschmut¬ 
zung von Neuwagen im Jahr 2020 sein 
darf. Demnach sollte es einen Zielwert 
von 95 Gramm Kohlendioxid pro Kilo¬ 
meter geben, was einem durchschnittli¬ 
chen Spritverbrauch von vier Litern auf 
100 Kilometern entspricht. Außerdem 
sollte es spezielle Boni für Elektro- und 
Hybridautos geben. Im Jahr 2020 soll¬ 
ten sich die Autobauer für jedes schad¬ 
stoffarme Fahrzeug zwei anrechnen las¬ 
sen können. 2023 sollte diese Regelung 
auslaufen. 

Nicht genug, meinen dagegen die deut¬ 
schen Premiumhersteller wie Mercedes 
und BMW. Ihnen fiel die Bonusrege¬ 
lung für Elektroautos zu schwach aus. 
Mit Verweis auf die USA wurde ein 
höherer Anrechnungsfaktor gefordert. 
In den USA werden C0 2 -arme Fahr¬ 
zeuge vierfach angerechnet. Außerdem 
sollten vor dem Jahr 2020 produzierte 
Fahrzeuge mitgezählt und nach 2020 
angerechnet werden können. Die deut¬ 
schen Vorstellungen stießen bei fast al¬ 
len EU-Mitgliedsstaaten und dem EU- 
Parlament auf Ablehnung, weil sie die 
Klimaschutzziele verwässern. Dennoch 
wurde die endgültige Festlegung auf 
deutschem Druck hin verschoben. 
Deutschland habe massiven Druck auf 
andere EU-Staaten ausgeübt und Dro¬ 
hungen ausgesprochen, weiß Green¬ 
peace zu berichten. Offensichtlich ist 


Die Berliner Polizei hat in der vergan¬ 
genen Woche erneut einen psychisch 
Erkrankten erschossen. Der unter ei¬ 
ner Schizophrenie leidende 31-jährige 
hatte sich zuvor unbekleidet und mit ei¬ 
nem Sägemesser bewaffnet im Becken 
des Neptunbrunnens in der Nähe des 
Roten Rathauses aufgehalten. 

Anstatt beruhigend auf den Mann ein¬ 
zuwirken, den sozialpsychiatrischen 
Dienst zu verständigen, oder den Mann 
notfalls mit Pfefferspray außer Gefecht 
zu setzen, schoss ein Beamter direkt auf 
den Oberkörper des jungen Mann, der 
einen Lungendurchschuss erlitt und 
noch im Rettungswagen verstarb. 

Der Polizist, der fernab jedweder Not¬ 
wendigkeit in das Brunnenbecken ge¬ 
stiegen war, hätte auch die Möglichkeit 
in Betracht ziehen können, den 31jäh- 


es Deutschland gelungen, im EU-Rat 
eine Sperrminorität zustande zu brin¬ 
gen, meldet das Nachrichtenportal 
EurActiv. Außerdem hat Bundeskanz¬ 
lerin Angela Merkel persönlich beim 
irischen Premierminister Enda Kenny 
interveniert, der derzeit die EU-Rats- 
präsidentschaft ausübt. 

Es sei völlig richtig, dass sich die Bun¬ 
desregierung und die Bundeskanzle¬ 
rin persönlich für die Interessen der 
deutschen Autoindustrie einsetzen, 
hat der Vize-Regierungssprecher Ge¬ 
org Streiter in Berlin erklärt. Den Be¬ 
sonderheiten der deutschen Autoindus¬ 
trie müsse Rechnung getragen werden, 
erklärte Streiter weiter. Deutschlands 
Oberklasse-Herstellern falle es schwe¬ 
rer als Herstellern von Kleinwagen, die 
Grenzwerte zu erreichen. Dagegen hat¬ 
te Volkswagen erklärt, die Grenzwerte 
auch ohne Bonusregelungen erreichen 
zu wollen. 


rigen durch einen gezielten Schuss auf 
dessen Arme oder Beine zu stoppen, 
nahm jedoch offensichtlich lieber den 
Tod des Delinquenten in Kauf. 

Nur kurz nach dem an eine Exekution 
erinnernden Vorfall machten sich die 
anwesenden Polizeibeamten daran, 
Mobilfunktelefone und Kameras von 
umherstehenden Passanten und Au¬ 
genzeugen zu beschlagnahmen. Dies 
gelang jedoch offensichtlich nicht in 
allen Fällen, so dass ein Video, das die 
Tötung des jungen Mannes zeigt, auf 
diversen Internetplattformen veröf¬ 
fentlicht wurde. Das Gros der Inter¬ 
netnutzer zeigte sich schwer entsetzt 
über das Vorgehen der Polizei, wel¬ 
ches in verschiedenen Foren nicht sel¬ 
ten als „Mord“ klassifiziert wird. Wäh¬ 
rend selbst die Springer-Presse massi- 


Die Abstimmung wird nun im Herbst 
stattfinden, was laut spiegel-online für 
die Deutschen mehrere Vorteile habe. 
Dann wird nämlich Litauen die Ge¬ 
schäfte übernommen haben und außer¬ 
dem wird das EU-Neumitglied Kroa¬ 
tien an den Verhandlungen im Minis¬ 
terrat beteiligt sein. Nach Ansicht von 
Experten sorgen diese Änderungen da¬ 
für, dass die deutsche Seite den Kom¬ 
promiss nach ihren Vorstellungen än¬ 
dern kann. 

Die Bundesregierung vertrete aber 
nur die Interessen ausgewählter Au¬ 
tohersteller, sagt der Autoexperte von 
Greenpeace Wolfgang Lohbeck. Denn 
selbst im Verband der deutschen Au¬ 
toindustrie (VDA) gebe es keine ein¬ 
heitliche Position. Neben Volkswagen 
habe sich auch Ford zu strengeren C0 2 - 
Grenzwerten bekannt. 

Dass sich die Bundesregierung so sehr 
für die Interessen der deutschen Pre- 


ve Kritik an besagtem Einsatz äußert, 
wusste die Berliner Staatsanwaltschaft 
hingegen bereits kurz nach dem Todes¬ 
schuss zu berichten, dass Einiges für 
„Notwehr“ spräche. 

Bodo Pfalzgraf, Landes vor sitzender 
der Deutschen Polizeigewerkschaft 
(DpolG) - nicht zu verwechseln mit 
der GDP) - in Berlin, stufte das Vorge¬ 
hen des Beamten sogar als angemessen 
ein. Schließlich könne man „nicht alle 
Konflikte dieser Welt sprachlich lösen“. 
Auch werde „nicht trainiert, auf Arme 
und Beine zu schießen“, äußerte er in 
der Presse. 

Berlins Innensenator Frank Henkel 
(CDU) nutzte den Vorfall umgehend, 
um seinem Ruf als „Law & Order“- 
Politiker gerecht zu werden: Er sprach 
sich für den Einsatz von Elektro- 


miumhersteller stark macht, ist nicht 
ungewöhnlich. Eckart von Klaeden 
(CDU), Staatsminister im Kanzler¬ 
amt, hatte bereits im Mai bekanntge¬ 
geben, im Herbst zu Daimler wechseln 
zu wollen. Dort soll er der Cheflobbyist 
werden. Von Klaeden könne sein Amt 
nicht länger unvoreingenommen wahr¬ 
nehmen, erklärte die Organisation lob- 
bycontrol. „Schon allein der Verdacht, 
dass politische Entscheidungen direkt 
von einem zukünftigen Autolobbyisten 
beeinflusst werden, schadet dem An¬ 
sehen der Bundesregierung. Die Kli¬ 
mapolitik der Regierung Merkel etwa 
verliert damit endgültig an Glaubwür¬ 
digkeit“, heißt es weiter in einer Pres¬ 
seerklärung. Die Aussicht auf lukrative 
Jobs nach Ende der Amtszeit schaffe 
Anreize, politische Entscheidungen zu¬ 
gunsten späterer Arbeitgeber zu tref¬ 
fen. 


schock-Pistolen, sogenannten Tasern, 
aus. Dies, obwohl besagte Waffen für 
Menschen, die unter Herz- und Kreis¬ 
lauferkrankungen leiden, schnell zur 
tödlichen Gefahr werden können und 
Organisationen wie Amnesty Internati¬ 
onal und das Komitee für Grundrechte 
und Demokratie sich vehement gegen 
die Ausstattung der gefährlichen Waffe 
aussprechen. 

Für Betroffene von tödlich endender 
Polizeigewalt dürfte es indes eher we¬ 
niger von Interesse sein, ob sie durch 
den Einsatz von Schusswaffen, einen 
allergischen Schock aufgrund des Ein¬ 
satzes von Pfefferspray oder etwa einen 
Herzstillstand in Folge eines Taserein- 
satzes zu Tode kommen. Das Ergebnis 
ist schließlich stets das gleiche. 

Markus Bernhardt 


Skandalurteil aufgehoben 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat das 
im November letzten Jahres vom Land¬ 
gericht Nürnberg-Fürth gegen den An¬ 
tifaschisten Deniz K. gefällte Urteil 
aufgehoben und angeordnet, dass das 
Gericht erneut über die Strafbemes¬ 
sung verhandeln müsse. 

Das Landgericht hatte K. damals unter 
anderem wegen versuchter Körperver¬ 
letzung zu einer Haftstrafe von zwei¬ 
einhalb Jahren ohne Bewährung ver¬ 
urteilt. 

Dem jungen Mann, der bereits seit 
einem Jahr und zwei Monaten inhaf¬ 
tiert ist, war zuvor seitens der Staats¬ 
anwaltschaft vorgeworfen worden, 
bei einer antifaschistischen Demons¬ 
tration im März 2012 in Nürnberg 
mit einer nur zwei Zentimeter dicken 
Fahnenstange auf mehrere Polizeibe¬ 
amte eingestochen zu haben. Daraus 
hatte die Behörde den Vorwurf des 
„versuchten Totschlages“ erst in zwei 
und später in fünf Fällen konstruiert. 
Dies, obwohl die Beamten, die an¬ 
geblich Opfer der Attacken von De¬ 
niz K. gewesen sein sollen, Helme und 
Brustpanzer trugen und sich keiner 
der Polizisten in Folge des Einsatzes 
verletzt gemeldet hatte. 

Der Prozess gegen Deniz K. soll vor¬ 
aussichtlich in den nächsten Monaten 
neu aufgerollt werden. 

(bern) 

Explosives Risiko 

München - Bei einer Hausdurchsu¬ 
chung in München-Schwabing haben 
Polizeibeamte am Freitagabend, 28. 6., 
eine fertig gebaute Nagelbombe und 
Gewehrmunition gefunden. 

In der Wohnung eines 33-jährigen 
Münchners stellte die Polizei unter 
anderem eine Gotcha-Waffe, erlaub¬ 
nispflichtige Gewehrmunition, drei in 
Deutschland nicht erlaubte Böller (so 
genannte „La Bomba“) und 1,5 Gramm 
Betäubungsmittel sicher. Auf dem Kü¬ 
chentisch lag eine explosionsfähige Na¬ 
gelbombe. Der Wohnungsinhaber Fa¬ 
bian F. soll sie selbst gebaut haben, in 
dem er einen Knallkörper mit Metall 
verdämmt und mit Nägeln und Schrau¬ 
ben bestückt hatte, berichtet unter an¬ 
derem das Portal a.i.d.a. 

Der 33-jährige Fabian F. wurde festge¬ 
nommen, aber bereits am Samstagnach¬ 
mittag wieder aus der Haft entlassen. 
Ein Ermittlungsrichter setzte zu diesem 
Zeitpunkt den Haftbefehl gegen Aufla¬ 
gen wieder außer Vollzug. Erst am Sonn¬ 
tagvormittag wurde Fabian F. dann er¬ 
neut in Untersuchungshaft genommen. 
In der Pressemitteilung des Polizeipräsi¬ 
diums München vom gestrigen Sonntag 
wird der rechte Hintergrund des mut¬ 
maßlichen Nagelbombenbauers Fabian 
F. vollständig verschwiegen. Dabei erin¬ 
nert nicht nur ein verbotenes White-Po- 
wer-Tattoo am Ringfinger seiner rechten 
Hand an zumindest frühere Beziehungen 
zur (Münchner) Neonazi-Szene: Fabian 
F. (Jg. 1979) gehörte laut Informationen 
von a.i.d.a. bereits 1996/1997 der so ge¬ 
nannten Münchner „Altstadtszene“ an. 
Zeitweise über 100 Neonazis und rech¬ 
te Skins trafen sich damals regelmäßig 
am Fischbrunnen, im U-Bahn-Zwischen- 
geschoss am Marienplatz oder in Knei¬ 
pen in der Münchner Innenstadt. Diese 
Kreise werden für mehrere gewalttätige 
Übergriffe im Innenstadtbereich und 
zahlreiche rechte Straftaten verantwort¬ 
lich gemacht. In den Jahren danach soll 
F. nach Behördenangaben weiter zumin¬ 
dest zu den Sympathisanten der rechten 
Skinszene gerechnet worden sein. Einige 
Neonazis aus der „Altstadtszene“ haben 
sich a.i.d.a zufolge später auch militan¬ 
ten Strukturen angeschlossen. 

Für den bayerischen SPD-Landtags- 
abgeordneten Florian Ritter wirft die 
vorübergehende Freilassung des mut¬ 
maßlichen Bombenbauers ein erschre¬ 
ckendes Bild auf die Münchner Justiz. 
„Nach all den Debatten, die wir in den 
letzten Monaten über rechtsextrem 
motivierte Bedrohungen und Gewalt 
hatten, ist die richterliche Entschei¬ 
dung, den mutmaßlichen Bombenbau¬ 
er sofort nach dem Fund des Spreng¬ 
körpers wieder freizulassen, völlig un¬ 
verständlich. Anscheinend werden in 
Teilen der Justiz solche Taten und Vor¬ 
bereitungstaten immer noch bagatelli¬ 
siert“, kritisiert der SPD-Politiker. 

(bnr) 


Bernd Müller 


Tod am Neptunbrunnen 

Exekutionsähnliche Erschießung in Berlin 
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Der EU-Schwindel mit der Jugendarbeitslosigkeit 

Warteschleifen und Auswanderungsförderung sind keine Lösung 


F rohe Botschaft für alle jungen 
Menschen in Europa: die EU hat 
jetzt ein „umfassendes Konzept 
zur Bekämpfung der Jugendarbeits¬ 
losigkeit“ beschlossen. So tönte es am 
vergangenen Wochenende in den Be¬ 
richten über den jüngsten EU-Gipfel 
am 27/28. Juni aus allen Kanälen. 
Sechs Milliarden Euro will die EU in 
den nächsten zwei Jahren für diesen 
Zweck locker machen. Und die EU- 
Staaten sollen eine „Jugendgarantie“ 
einführen. Darin soll jedem arbeits¬ 
losen jungen Menschen im Alter zwi¬ 
schen 15 und 25 Jahren staatlich ga¬ 
rantiert werden, dass er/sie innerhalb 
von vier Monaten wieder einen Job be¬ 
kommt oder ihm/ihr die „Teilnahme an 
allgemeiner oder beruflicher Bildung“ 
ermöglicht wird, heißt es im Schluss¬ 
protokoll der letzten EU-Ratstagung. 
Die Welt wird schön ...! 

Wie immer ist es bei solchen Botschaf¬ 
ten empfehlenswert, im Kleingedruck¬ 
ten nachzulesen. Da entpuppt sich das 
EU-Geschenk an die Jugend dann 
rasch als reiner Reklamecoup und Be¬ 
trug. 

Das fängt schon damit an, dass die im 
Schlussprotokoll genannten 6 Milli¬ 
arden, die ab 1.1.2014 zur Verfügung 
gestellt werden sollen, bei genauerem 
Hinsehen eigentlich nur drei Milli¬ 
arden sind. Denn im EU-Sozialfond 
(ESF), aus dem die „Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit“ überwiegend 
finanziert werden soll, waren auch bis¬ 
her schon 3 Milliarden für „Jugendför¬ 
derungsprogramme“ eingesetzt. Prak¬ 
tisch kommen also nur drei Milliarden 
mehr dazu. 

Aber selbst wenn man von den genann¬ 
ten 6 Milliarden ausgeht, sind das rein 
rechnerisch bei 5,6 Millionen offiziell in 
den EU-Staaten registrierten arbeits¬ 


losen Jugendlichen gerade mal 1070 € 
pro Kopf für zwei Jahre oder 535 Euro 
pro Jahr. Experten der „Internationa¬ 
len Arbeitsorganisation“ (ILO), einer 
Unterorganisation der UNO; hatten 
ausgerechnet, dass mindestens 21 Mil¬ 
liarden, also mehr als das Dreifache 
nötig wären, um bei der Reduzierung 


der Jugendarbeitslosigkeit in den EU- 
Staaten tatsächlich eine gewisse Wir¬ 
kung zu erzielen. 

Verglichen mit den 160 Milliarden, die 
bisher allein im Rahmen der sogenann¬ 
ten „Griechenland-Hilfe“ zur Rettung 
griechischer und ausländischer Banken 
vor Verlusten zur Verfügung gestellt 
worden sind, sind die beschlossenen 6 
Milliarden zur „Bekämpfung der Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit“ eine ausgespro¬ 
chen mickrige Summe. 

Es kommt hinzu, dass der EU-Sozial- 
fonds insgesamt in den nächsten Jahren 


nicht erhöht werden soll. Das heißt, das 
Geld zur „Bekämpfung der Jugendar¬ 
beitslosigkeit muss an anderen Stellen 
im gleichen Sozialfond, also auf Kosten 
anderer EU-Sozialmaßnahmen, wieder 
eingespart werden. Im ursprünglichen 
Finanzplan waren die 6 Milliarden für 
die gesamten sieben Jahre bis 2020 ein¬ 


geplant. Um etwas glaubwürdiger aus¬ 
zusehen, haben die EU-Oberen verein¬ 
bart, die Ausgabe dieser Mittel auf die 
ersten zwei Jahre 2014 und 2015 vor¬ 
zuziehen. Offen bleibt dabei aber, was 
danach geschieht. In vagen Andeutun¬ 
gen wird mitgeteilt, dass damit gerech¬ 
net werde, vielleicht zusätzlich noch 
„nicht ausgegebene Gelder“ aus ande¬ 
ren Haushaltstiteln zur Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit ausgeben 
zu können. Und dass die „Europäische 
Investitionsbank“ (EIB) mehr Kredite 
an Klein- und Mittelunternehmer zur 


Verfügung stellen soll, damit die mehr 
junge Leute einstellen bzw. ausbilden. 
Aber das ist nicht mehr als Stochern 
im Nebel. 

Die genannten 6 Milliarden kommen 
den arbeitslosen Jugendlichen natür¬ 
lich nicht in irgendeiner Form direkt 
zugute. Verteilt werden sie vielmehr 
an die Regierungen der Mitgliedsstaa¬ 
ten. Die entscheiden dann, was konkret 
damit gemacht werden soll. Zunächst 
sollen nur Regionen, in denen die Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit höher als 25 Pro¬ 
zent liegt, Gelder in Anspruch nehmen 
können. Dafür müssen die entspre¬ 
chenden Staaten bis Ende dieses Jahres 
einen Antrag bei der EU-Kommission 
einreichen und einen eigenen nationa¬ 
len „Plan zur Bekämpfung der Jugend¬ 
arbeitslosigkeit“ beifügen. 

Die proklamierte „Jugendgarantie“ 
soll in der alleinigen Zuständigkeit der 
einzelnen Mitgliedsstaaten liegen. Das 
heißt, sie muss auch von diesen finan¬ 
ziert werden. Wie die krisengeschüttel¬ 
ten EU-Länder das angesichts der im 
„Fiskalpakt“ festgeschriebenen „Schul¬ 
denbremse“ machen sollen, bleibt das 
Geheimnis der Erfinder. 

In der Praxis dürfte dies bedeuten, dass 
die „Jugendgarantie“ selbst dort, wo die 
Nationalstaaten sie tatsächlich per Ge¬ 
setz einführen, bestenfalls dazu führen 
wird, dass ein Teil der arbeitslosen Ju¬ 
gendlichen zwar nicht einen echten Job 
bekommen, aber in diversen staatlich 
bezuschussten „Überbrückungsmaß¬ 
nahmen“, Weiterbildungskursen und 
Praktikantenstellen zwischengeparkt 
werden. Das schönt wenigstens die Ar¬ 
beitslosenstatistik. 

Zu den „Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit“ sollen laut 
Schlussprotokoll des letzten EU-Gip- 
fels auch „neue Anstrengungen“ gehö¬ 


ren, „um die Mobilität junger Arbeits¬ 
suchender zu fördern“. Wörtlich: „Die 
Mitgliedsstaaten werden ermutigt, ei¬ 
nen Teil ihrer Zuweisungen aus dem 
ESF (Sozialfonds) für Projekte zur 
Förderung der grenzüberschreitenden 
Mobilität zu nutzen“. 

Mit anderen Worten: der Transfer von 
jungen Arbeitskräften aus den „Kri¬ 
senstaaten“ Süd- und Osteuropas in 
die ökonomisch stärkeren „Nordstaa¬ 
ten“ soll mit EU-Mitteln gefördert wer¬ 
den. Als ob es an der Arbeitslosigkeit 
von etwa 945 000 Jugendlichen in Spa¬ 
nien (53,2 Prozent, EU-Zahlen, April 
2013) wirklich etwas ausmacht, wenn 
fünf- oder zehntausend davon nach 
Deutschland oder vielleicht auch nach 
Österreich oder anderen „Nordstaa¬ 
ten“ auswandern. 

Sicher erscheint jedenfalls schon jetzt: 
mit den von den EU-Oberen beschlos¬ 
senen „Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit“ wird das 
Problem damit nicht gelöst, nicht ein¬ 
mal ernsthaft angegangen. Die Lösung 
des Problems kann nicht in der Teil¬ 
finanzierung neuer „Warteschleifen“ 
und auch nicht in der Auswanderung 
liegen. Jugendarbeitslosigkeit kann 
nicht isoliert bekämpft werden. Dazu 
braucht es eine grundsätzlich andere 
Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpoli¬ 
tik, die die EU-Staaten aus der Krise 
herausführen könnte. Die EU-Chefs 
haben aber auf ihrem jüngsten Treffen 
unter dominantem deutschem Einfluss 
eisern daran festgehalten, dass der bis¬ 
herige Kurs des Sparzwangs und der 
„Senkung der Arbeitskosten“ für das 
Kapital fortgesetzt wird. Genau der 
Kurs, der in den letzten zwei Jahren vie¬ 
le EU-Staaten tiefer in Rezession und 
Krise hineingedrängt hat. 

Georg Polikeit 



Die streikenden Frauen von Spar 

Bisher längster Streik im schweizerischen Einzelhandel 


Ein erster Erfolg beim 
Kampf ums Wasser 

„Im Streit um eine angebliche Privati¬ 
sierung der Wasserversorgung ändert 
die EU-Kommission einen umstritte¬ 
nen Richtlinienvorschlag. Damit wolle 
sie klarstellen, dass sie keine Privatisie¬ 
rung der Wasserversorgung will.“ Dies 
teilte der für den Binnenmarkt zustän¬ 
dige EU-Kommissar Michel Barnier 
am Freitag in Brüssel mit. Wasser solle 
aus dem Anwendungsbereich der soge¬ 
nannten Konzessionsrichtlinie heraus¬ 
genommen werden. 

Werner Lutz, Sprecher der Fachgruppe 
Wasser + Abwasser der Gewerkschaft 
ver.di Mittelfranken, begrüßt die¬ 
se Entscheidung in einem Rundmail: 
„Seit neun Monaten wurden in unse¬ 
rer Region bei vielen öffentlichen Ak¬ 
tionen von ver.di und Attac Tausende 
von Unterschriften unter die Petition 
gesammelt, und auch über Mailvertei¬ 
ler elektronisch. 

Für diejenigen, die sich daran beteiligt 
haben, waren diese öffentlichen Aktio¬ 
nen ein tolles Erlebnis. Noch nie vorher 
wurden Unterschriften gegen die Pri¬ 
vatisierung der Öffentlichen Daseins¬ 
vorsorge so massenhaft bereitwillig von 
Bürgerinnen und Bürgern geleistet. Oft 
genügte eine kurze Presseankündigung 
eines Infostandes, und innerhalb von 
wenigen Stunden wurden zweihun¬ 
dert Unterschriften und mehr gesam¬ 
melt. - Da ist bewußtseinsmäßig viel 
gewachsen! Wenn es ums Wasser geht, 
verteidigen Bürgerinnen und Bürger es 
inzwischen engagiert gegen alle Pläne 
und Vorhaben, es dem Profit von Un¬ 
ternehmen zu überlassen. 

Auch wenn wir das Rückrudern der 
EU-Kommission als wichtigen Erfolg 
sehen, ist uns Beschäftigten, die wir aus 
der Wasser- und Abwasserwirtschaft 
kommen, durchaus klar, dass es kein 
endgültiger Sieg für alle Zeiten ist.“ 



Er ist schon jetzt historisch: Der Ar¬ 
beitskampf der Spar-Angestellten von 
Dättwil ist der bisher längste Streik im 
schweizerischen Einzelhandel. Über elf 
Tage, vom 3. bis zum 13. Juni, legten die 
Spar-Verkäuferinnen ihre Arbeit nie¬ 
der. Damit nicht genug: Sie blockierten 
die Filiale, ließen niemanden hinein, 
verhinderten die Wiederaufnahme der 
Arbeit im bestreikten Betrieb. Elf Tage 
lang richtete sich die Aufmerksamkeit 
sämtlicher lokaler und wichtiger über¬ 
regionaler Medien auf die Streiken¬ 
den - die in ihrer Masse hauptsächlich 
Frauen waren, nur vier Männer arbei¬ 
teten im Laden. Wie kam es zum Streik 
und wie zum Streikende? 

Der Einzelhandel der Schweiz ist eine 
Niedriglohnzone. Gegenüber den ver¬ 
hältnismäßig hohen Schweizer Löhnen 
fällt der ab. So auch in Dättwil. Die hier 
beschäftigten 21 Personen verdienten 
weit unter 4 000 Franken (die Höhe des 
gewerkschaftlich geforderten Mindest¬ 
lohns in der Schweiz). Beispielhaft da¬ 
für steht Catarina (52), eine Spar-An¬ 
gestellte aus Dättwil, die seit 13 Jahren 
im Betrieb arbeitet und für ihre 80-Pro- 
zent-Anstellung nur etwa 2 900 Fran¬ 
ken erhält. Auch die bessergestellten 
Arbeitenden, etwa Agon Ukaj (23), 
der Lehrmeister und Schichtleiter ist, 
bekamen nicht mehr als 3 800 Franken. 
Im teuren Schweizer Kanton Aargau ist 
das zu wenig. Umso mehr, wenn Kind 
und Familie ernährt werden müssen. 
Was den Unmut der Arbeitenden aber 
wirklich entfachte, war der drängende 
Personalmangel. In den vergangenen 
Jahren war die Belegschaft von 30 Per¬ 
sonen auf 21 reduziert worden, gleich¬ 
zeitig stiegen die Überstunden rasant 
an. Über 60, über 80, sogar über 100 
Überstunden hatten die Kolleginnen 
angesammelt. Selbst die beiden Lehr¬ 
linge im Laden konnten stolze und ar¬ 
beitsrechtlich illegale 50 Überstunden 
aufweisen. Die Arbeitsdichte stieg, die 
Stimmung wurde immer schlechter. 
Nachdem die Belegschaft ein Jahr lang 
erfolglos versucht hatten, mit der Spar- 
Leitung in Kontakt zu treten, wandten 


sie sich dann an ihre Gewerkschaft, die 
Unia. Was folgte, war eine elftägige La¬ 
denblockade. 

Die Frauen von Spar suchten den Streik 
nicht, sie wurden in ihn hineingedrängt. 
Als sie ihn aber begannen, waren sie 
entschlossen und führten ihn bis zu sei¬ 
nem Ende ohne jedes Zögern durch. 
Mit der Blockade ihrer Filiale fanden 
sie einen Hebel, Spar unter Druck zu 
setzen. Jede Streikwoche in der Filiale 
bedeutete für Spar Gewinnausfälle von 


über 100 000 Franken. Anstatt aber auf 
die Streikenden zuzugehen, zog Spar 
einen Repressionskurs vor. Zuerst wur¬ 
de der gesamten Belegschaft mit Kün¬ 
digung gedroht, dann ging die Spar-Lei¬ 
tung gerichtlich gegen den Streik vor. 
Als das zunächst scheiterte, versuchte 
man sich gewaltsam Zugang zu ver¬ 
schaffen: Über 70 Streikbrecher, dar¬ 
unter viele Filialleiter von Spar, wur¬ 
den mobilisiert, um die Blockade der 
Belegschaft zu durchstoßen. Doch das 
misslang. Verhandlungsangebote gab 


es nicht, Verhandlungstermine wurden 
von der Spar-Leitung immer wieder ig¬ 
noriert. Erst am 12. Juni, dem 9. Streik¬ 
tag, kam es dann zu Gesprächen. Doch 
in denen stellte sich Spar-Chef Tho¬ 
mas Weilemann als Erpresser heraus: 
Es werde nicht mehr Personal geben, 
keine Investitionen in die Spar-Filiale, 
Lohnaufschläge wurden zurückgewie¬ 
sen und die Klagen gegen die Gewerk¬ 
schaft und die Streikenden aufrecht 
erhalten. Insbesondere machte Weile¬ 


mann klar, dass Spar die Streikführerin 
entlassen werde, ganz gleich, was da ge¬ 
schähe. Als all die Drohungen und Er¬ 
pressungen fehlschlugen, verließ Wei¬ 
lemann einfach den Raum. Nach sechs 
Stunden waren die einzigen Gesprä¬ 
che zwischen Streikenden und Spar- 
Leitung gescheitert. Der Besitzer von 
Spar in der Schweiz, Stefan Leuthold, 
hielt sich aus den Verhandlungen her¬ 
aus. Er wurde beim Golfen gesichtet. 
Als es Spar nicht gelang, den Streik 
mit Streikbrechern oder Kündigungen 


zu beenden, als die Frauen von Dätt¬ 
wil noch immer kämpferisch waren - 
da mischte sich die bürgerliche Justiz 
ein. Natürlich auf Seiten von Spar. Am 
13. Juni, dem elften und letzten Blo¬ 
ckadetag, stellte das Bezirksgericht 
Baden eine RäumungsVerfügung aus. 
Die Blockade des Ladens wurde von 
der Polizei aufgehoben. Nicht Weile¬ 
mann und nicht die Millionen des Spar- 
Konzerns gewannen den Arbeitskampf. 
Der Streik musste mit der Drohung des 
Polizeiknüppels gewaltsam zerschlagen 
werden. 

Die Gewerkschaft Unia spricht noch 
von der Fortführung des Streiks, doch 
das dürfte nur Rhetorik sein. Tatsäch¬ 
lich endete der Streik mit einer Nieder¬ 
lage für die Kämpfenden. Und nicht 
nur das: Mit der Niederlage kam eine 
reaktionäre Welle. Allen Streikenden 
wurde die Kündigung ausgesprochen, 
die Gewerkschaft auf Schadensersatz 
auf entgangenen Verlust verklagt. In 
der bürgerlichen Presse kann über die 
„Nutzlosigkeit“ des Streiks gelesen 
werden. 

Doch die, die sich da freuen, täuschen 
sich. Spar hat einen Pyrrhussieg er¬ 
reicht. Der Arbeitskampf ging verlo¬ 
ren; den Menschen gingen die Augen 
auf. Es sind nicht wenige, die jetzt se¬ 
hen konnten, wie bürgerlicher Betrieb 
und bürgerliche Justiz Hand in Hand 
arbeiten. Auch der Unmut der Be¬ 
legschaft im Spar bleibt, es gibt eini¬ 
ge Solidaritätsbekundungen mit den 
Streikenden. Nicht zuletzt gilt, was der 
alte Mann mit Bart vor einigen Jahren 
über derlei Kämpfe einer Belegschaft 
sagte: „Das eigentliche Resultat ihrer 
Kämpfe ist nicht der unmittelbare Er¬ 
folg, sondern die immer weiter um sich 
greifende Vereinigung der Arbeiter.“ 
Dättwil deutet vor allem auf eines hin: 
Die Arbeitenden des Einzelhandels or¬ 
ganisieren sich. Und das ist in der Tat 
eine Neuheit in einer Branche, wo der 
gewerkschaftliche Organisationsgrad 
noch unter 10 Prozent liegt. 

JohannesSupe 



Im beschaulichen Dättwil bei Baden (Kanton Aargau) wurde gestreikt. Die Beleg¬ 
schaft des Spar-Tankstellenshops hatte sich für den Arbeitskampf entschieden, 
nachdem über ein Jahr nicht auf ihre Bitten und Wünsche eingegangen wurde. 
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Wir wollen einen Generalstreik - 
nicht nur einen Protesttag 

Gespräch mit Ivan Pinheiro, Generalsekretär der Brasilianischen Kommunistischen Partei (PCB) 


UZ: Seit Wochen demonstrieren Hun¬ 
derttausende Brasilianerinnen und Bra¬ 
silianer in den großen Städten des Lan¬ 
des. Was steckt hinter dieser Mobilisie¬ 
rung? Ist es eine homogene Bewegung? 

Ivan Pinheiro: Die Menschen gehen 
auf die Straße wegen einer Reihe von 
volksfeindlichen Maßnahmen, wie die 
Rentenreform, die Auslieferung unse¬ 
rer Ölreserven an internationale Kon¬ 
sortien, die Begünstigung der Groß¬ 
landwirtschaft, des Finanzsystems und 
der großen Monopole, die Nichtbe¬ 
steuerung des Kapitals und die Pre- 
karisierung der Arbeit, die wachsende 
Verschuldung der Familien, die fehlen¬ 
de Perspektive für die Jugend ... und 
auch, weil die Politik diskreditiert ist, 
so wie die politischen Parteien. Weil es 
eine derart große Bandbreite von For¬ 
derungen gibt, ist die Bewegung eher 
als heterogen zu bezeichnen. 

UZ: In einer Erklärung sagt die PCB, 
dass die Zusage der „ Regierungsfähig¬ 
keit“ dazu geführt hat, dass die regieren¬ 
de Arbeiterpartei (PT) sich mit Teilen 
der Rechten verbündet hatte und daher 
jetzt ihre Geisel sei. Was bedeuten die¬ 
se Massendemonstrationen jetzt für die 
PT? 

Ivan Pinheiro: Die PT hat den Kon¬ 
takt zur Straße verloren. Sie ist in den 
Kabinetten. Nun sehen wir eine spät 
kommende Anstrengung, den Kontakt 
zu den Bewegungen wieder aufzuneh¬ 
men. 

Die Gruppen, die die Regierung unter¬ 
stützen, wedeln nun mit den Fahnen, 
die seit der Regierungsübernahme 
durch Lula da Silva (2003) liegengelas¬ 
sen wurden - etwas scheu und auf re¬ 
formistische Weise. Die Arbeiterpartei 


wird versuchen an der Macht zu blei¬ 
ben, ohne ihren Charakter zu verän¬ 
dern: Bei ihr heißt das, im Interesse der 
großen Monopole zu wirken. 

UZ: Bei all dem: was macht die kon¬ 
servative Rechte? Geht sie zusammen? 
Was sind die Haupttendenzen? 

Ivan Pinheiro: Es gibt in der Rech¬ 
ten zwei Sektoren: die konservativere 
Richtung, die auch proimperialistisch 
ist. Sie akzeptiert nicht einmal, dass die 
Regierung von reformistischen Kräf¬ 
ten gestellt wird, die darin ja im Prinzip 
zu ihren Gunsten agieren. Und dann 
gibt es die Rechte, die - etwas cleve¬ 
rer - sich mit den PT-Regierungen ein¬ 
gerichtet hat. Zu ersterer gehören die 
Medien, sowie die Parteien PSDB und 
DEM und kleine faschistische und mi¬ 
litaristische Gruppen. Die andere, die 
mit der PT koaliert, vertritt die Mehr¬ 
heit des Monopolkapitals; außerdem 
sind darin weitere Rechtsparteien. 

UZ: In einem anderen Kommunique 
habt ihr von Angriffen der Faschisten 
geschrieben ... 

Ivan Pinheiro: Es gab eine ganze Serie 
von Angriffen, koordiniert von diesen 
konservativeren Sektoren. Sie sind Fa¬ 
schisten und Ultranationalisten, Folte¬ 
rer der letzten Diktatur (1965-1986), 
die frei herumlaufen. Es sind Partei¬ 
gänger der „Brasilianischen Militär¬ 
partei“, neben infiltrierten Polizisten 
und Milizen. 

UZ: Erzähle uns etwas von den für 
den 11. Juli ausgerufenen Streik- und 
Protestaktionen. Es heißt, 77 Organi¬ 
sationen rufen auf, darunter die beiden 
Kommunistischen Parteien. 


Ivan Pinheiro: Die PT-Regie hat die 
Mehrheit der gesellschaftlichen Be¬ 
wegungen an sich gebunden und de¬ 
mobilisiert. Daher müssen mögliche 
Einheitsideen im Kampf geschmiedet 
werden. Und sich ausgehend von ge¬ 
meinsamen Kampferfahrungen und 
-räumen artikulieren, also angefangen 
bei Kommunen und hin zur Bundes¬ 
staatenebene. 

Wir bekräftigen unsere Opposition zur 
Beteiligung der Linken innerhalb der 
PT-Regierung. Wir unterstützen kei¬ 
nen Versuch diese Regierung zu retten, 
aber gegenüber den Attacken der rech¬ 
testen Kräfte schließen wir die Reihen 
gegen diesen gemeinsamen Gegner. 
Die PCB setzt ganz auf den General¬ 
streik des 11. Juli und will dabei das 
Proletariat ganz in die Mitte der Kämp¬ 
fe stellen. Wir rufen alle Kräfte der Lin¬ 
ken auf, die Kommunistischen Parteien 
und sogar die reformistische Linke. Der 
Unterschied ist, dass die Linke in zwei 
Teile gespalten ist: Eine ist in der PT- 
Regierung, die andere ist in Oppositi¬ 
on dazu. Die einen wollen den 11. Juli 
als Akt des Protestes und teilweise Pa- 
ralysierung des gesellschaftlichen Le¬ 
bens nutzen. Die oppositionelle Linke, 
darunter die PCB, wird alles daran¬ 
setzen, dass es ein Generalstreik wird. 
Und dass er - wenn möglich - über den 
11. Juli hinausgeht. 

UZ: Wo steht Brasilien in einem Jahr? 

Ivan Pinheiro: Das können wir nicht 
wissen. Ich kann nur sagen, dass die 
Brasilianische Kommunistische Partei 
täglich auf der Straße sein wird, in den 
Arbeitsstätten und Bildungszentren, 
um diese linker und entfernter von den 
Kapitalinteressen zu machen! 

Die Fragen stellte Günter Pohl 



Die Linke hat das Zentrum 
von Rio zurückerobert! 


Die Avenida Rio Branco, eine der 
Hauptdemonstrationsrouten in Rio 
de Janeiro, wurde am letzten Freitag 
von ihren traditionellen Besetzern 
wiedergewonnen: von der organi¬ 
sierten Linken mit ihren Gruppen, 
den gesellschaftlichen Bewegungen 
und den politischen Parteien, die sich 
nicht dem Kapital ergeben. 

Trotz des Chores, der „aber ohne 
Parteien“ singt, hat sich die örtliche 
Bevölkerung dazu begeben und der 
Demonstration applaudiert: ein ro¬ 


tes Meer in der ganzen Avenida Rio 
Branco, zwischen Candeläria und Ci- 
neländia. Dabei viele Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten, und die Fah¬ 
nen der PCB, der UJC (Kommunis¬ 
tischer Jugendverband) und der UC 
(Klasseneinheit). Die Demonstrati¬ 
on verlief ruhig, dieses Mal ohne of¬ 
fensichtliche Provokation der Rech¬ 
ten, die versuchen den Charakter der 
Volksmobilisierungen zu verdrehen. 

(Information der PCB) 


Ex-Premier Berlusconi erneut verurteilt 

Sieben Jahre Gefängnis wegen Sex mit 
minderjähriger Prostituierter, Nötigung und Amtsmissbrauch 


Jubel und Zustimmung einer großen 
Menschenansammlung am 24. Juni vor 
dem Gerichtsgebäude in Mailand, als 
das Urteil der Richter im sogenannten 
Ruby-Prozess gegen Silvio Berlusconi 
bekanntgegeben wurde: An 50 Tagen 
verhandelte das Gericht 26 Monate 
den brisantesten Fall des 77-jährigen 
Ex-Premiers. Gestützt auf zahlreiche 
Zeugenaussagen und abgehörte Tele¬ 
fonate der Ruby verhängte es sieben 
Jahre Gefängnis (ein Jahr mehr als die 
Staatsanwaltschaft beantragt hatte) 
wegen bezahltem Sex mit einer Min¬ 
derjährigen, Nötigung und Amtsmiss¬ 
brauch sowie Verbot der Ausübung 
öffentlicher Ämter auf Lebenszeit. 
Die damals 17-jährige Prostituierte 
marokkanischer Herkunft Karima El 
Mahrough, die sich Ruby Ruhacuori 
(Herzensbrecherin) nannte, war kur¬ 
ze Zeit später von der Polizei festge¬ 
nommen worden. Als Premier ordnete 
Berlusconi ihre Freilassung an, da sie 
eine Nichte des damaligen ägyptischen 
Präsidenten Mubarak sei. Die in der 
Villa Arcore Berlusconis in Mailand 
veranstalteten Sex-Orgien, an denen 
Ruby teilnahm, werden als ein Fall or¬ 
ganisierter Zuhälterei gesehen, in dem 
demnächst in einem Prozess „Ruby 2“ 
gegen mehrere Personen im Dunst¬ 
kreis des Ex-Premiers verhandelt wer¬ 
den soll. 33 Zeugen, die Berlusconis 
Verteidigung zur Widerlegung der An¬ 
klage aufbot, droht eine Klage wegen 
falscher Zeugenaussagen. Es ist bin¬ 
nen sechs Wochen der zweite Richter¬ 
spruch gegen den Ex-Premier. Im Mai 
war ein 2012 wegen Steuerbetrugs in 
Millionenhöhe zu vier Jahren Gefäng¬ 
nis und zur Zahlung von zehn Millio¬ 
nen Euro an die Staatskasse verhäng¬ 
tes Urteil in zweiter Instanz bestätigt 
worden. In Neapel steht als nächstes 
eine Anklage wegen Bestechung eines 
Senators der Partei der Werte Italiens 
(IdV) an, den der Mediendiktator für 


einen Wechsel zu seiner PdL drei Mil¬ 
lionen Euro gezahlt haben soll. Das 
ermöglichte es 2008 die Mitte-Links- 
Regierung Romano Prodis zu stür¬ 
zen. Ein von Berlusconi beim Obers¬ 
ten Kassationsgericht eingereichter 
Antrag auf Einstellung der Verfahren 


wurde abgelehnt. Gegen das jetzt in 
erster Instanz verhängte Urteil haben 
Berlusconis Anwälte bereits Berufung 
angekündigt. 

„Schlimmer als Mussolini“ 

Berlusconi hat wie immer, alles geleug¬ 
net und sich als Opfer linker Richter, 
die ihn politisch ausschalten wollten, 
bezeichne, und das Urteil, wie es in 
Presseberichten hieß, „rot vor Wut“ 
angehört. Gestützt auf eine ihm für 


den Beitritt seiner Partei Volk der Frei¬ 
heit (PdL) in die Regierungskoalition 
mit der Demokratischen Partei (PD) 
angeblich zugesagte Justizreform, die 
ihm Straffreiheit verschaffen soll, ver¬ 
langte er, diese sofort durchzuführen, 
andernfalls der Regierung kein „lan¬ 


ges Leben mehr“ beschieden sei. Die 
standhaften Staatsanwälte und Rich¬ 
ter Mailands machen dem angeblich 
von den Sozialdemokraten (PD) mit 
der faschistoiden PdL des Mediendik¬ 
tators ausgehandelten und vom Staats¬ 
chef Giorgio Napolitano abgesegneten 
Deal einen Strich durch die Rechnung. 
In den Berlusconi-kritischen Medien 
wird der Ton schärfer. Er wird „Pos¬ 
senreißer“ und „Hanswurst“ genannt, 
der sich in den vergangenen 20 Jah¬ 


ren „schlimmer als Mussolini“ aufge¬ 
führt habe, hieß es in „La Repubbli- 
ca“. Die Justiz habe gerade bewiesen, 
dass sie richtig funktioniert und es 
gebe hier „nichts zu retuschieren“. Le¬ 
serbriefe sind voller Zustimmung und 
Anerkennung, dass „Recht und Ge¬ 
setz“ endlich durchgesetzt werden. In 
Berlusconis PdL hält man sich deshalb 
vorerst zurück und hat wohl nicht die 
Absicht, mit ihm ins politische Aus zu 
marschieren. Ministerpräsident Enrico 
Letta (PD) hat die angedrohte Forde¬ 
rung nach Neuwahlen zurückgewiesen. 
Er geht offensichtlich davon aus, dass 
bei einem Ausscheiden der PdL aus 
der Koalition er inzwischen von den 
Abweichlern der 5-Sterne-Bewegung 
Beppe Grillos Unterstützung für eine 
regierungsfähige Mehrheit erhalten 
werde. 

Regierungschef lehnt 
Neuwahlen ab 

Über ein Dutzend Prozesse konnte 
Berlusconi in den vergangenen mehr 
als 20 Jahren während seiner Amts¬ 
zeit als Premier mit juristischen Tricks 
und Gesetzen bis hin zur sogenann¬ 
ten Lex Berlusconi, die Strafermitt¬ 
lungen gegen ihn untersagte, nieder- 
schlagen oder Verjährung erreichen. 
Doch nun wird es eng für ihn. Das Ur¬ 
teil wegen Steuerbetrugs will die Mai¬ 
länder Staatsanwaltschaft spätestens 
Anfang 2014 in der dritten und damit 
letzten Instanz rechtskräftig abschlie¬ 
ßen. Auch wenn dem Mediendiktator 
dann schon aus Altersgründen eine 
Gefängniszelle erspart bleibt, dürfte 
es seinen politischen Bankrott, darun¬ 
ter den Ausschluss aus dem Parlament 
und, wie es im jetzigen Urteil heißt, das 
Verbot der Ausübung öffentlicher Äm¬ 
ter bedeuten. Für den machtbesesse¬ 
nen Mediendiktator eine vernichten¬ 
de Strafe. 

Gerhard Feldbauer 


UNO-Truppe in Mali 

UNO-Blauhelmsoldaten haben am 
Montag die Verantwortung für die Si¬ 
cherheit im Norden Malis übernom¬ 
men. Die UNO-Mission zur Stabilisie¬ 
rung Malis (MINUSMA) löste bei einer 
Zeremonie in der Hauptstadt Bamako 
die afrikanische Schutztruppe AFIS- 
MA ab. Diese war nach der französi¬ 
schen Militärintervention im Januar 
entsandt worden. 

Die 6 300 Soldaten der AFISMA ge¬ 
hen in der neuen Schutztruppe auf. Sie 
soll unter dem Kommando des ruandi¬ 
schen Generals Jean-Bosco Kazura bis 
Jahresende mehr als 12 600 Soldaten 
umfassen. Die Blauhelmsoldaten sollen 
insbesondere die Präsidentschaftswahl 
absichern, die für den 28. Juli geplant 
ist. Allerdings bestehen Zweifel, dass 
die Abstimmung rechtzeitig organisiert 
werden kann. 

Obama lädt zum Afrika-Gipfel 

USA-Präsident Barack Obama hat zum 
ersten Mal die Staats- und Regierungs¬ 
chefs der Länder südlich der Sahara 
für kommendes Jahr zu einem Gipfel 
nach Washington eingeladen. Ziel sei es, 
„ein neues Kapitel in den Beziehungen 
zwischen den USA und Afrika“ aufzu¬ 
schlagen, so Obama am 30. Juni bei ei¬ 
ner Rede in der Universität von Kap¬ 
stadt. Gleichzeitig kündigte er Hilfen 
in Höhe von sieben Milliarden Dollar 
für die kommenden fünf Jahre an, um 
die Stromversorgung in der Region zu 
verbessern. 

In seiner Rede forderte der USA-Präsi¬ 
dent die Regierungen in Afrika zu „de¬ 
mokratischem Wandel und guter Regie¬ 
rungsführung“ auf... 

Bachelet nominiert 

Die frühere chilenische Regierungsche¬ 
fin Michelle Bachelet ist von der Sozi¬ 
alistischen Partei erneut für die Kandi¬ 
datur um das Präsidentenamt nominiert 
worden. Eine parteiinterne Vorwahl 
entschied die 61-Jährige mit mehr als 
70 Prozent der Stimmen für sich. Sie soll 
damit bei der Präsidentschaftswahl am 
17. November gegen den rechten Amts¬ 
inhaber Sebastian Pinera antreten. 
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Gastkolumne von Axel Koppey 


Jugend ohne Arbeit - 
Europa ohne Zukunft 


Heuchlerisch sind die Meldungen, 
die weltweit über den Ticker gelau¬ 
fen sind: Sechs Milliarden Euro wer¬ 
den als Sofortmaßnahme für zwei 
Jahre zur Verfügung gestellt, um die 
Jugendarbeitslosigkeit in Europa zu 
bekämpfen. Beraten und beschlos¬ 
sen wurde das während der Haus¬ 
haltsberatungen auf dem EU-Gipfel 
Ende Juni. 

Tatsache ist: Parallel zu den konti¬ 
nuierlich steigenden Arbeitslosen¬ 
zahlen in der EU steigt nicht nur die 
Jugendarbeitslosigkeit überpropor¬ 
tional, sondern auch die Quote jun¬ 
ger Menschen, denen von Anfang 
an das Recht auf Arbeit und Ausbil¬ 
dung verweigert wird. Sie liegt teil¬ 
weise doppelt so hoch wie in der Ge¬ 
samtstatistik. Gerade die Länder, die 
in den Klauen der Troika gefangen 
sind und mit radikalen Kürzungen 
und Streichungen ihre Bevölkerung 
auspressen, beweisen das: Griechen¬ 
land (63 Prozent Jugendarbeitslosig¬ 
keit), Spanien (56 Prozent), Portugal 
(42 Prozent) liegen in den (noch ge¬ 
schönten) Statistiken ganz weit vorne. 
„Schlusslicht“ der Statistiken soll 
Deutschland mit einer Quote von 
7,5 Prozent sein. Die tatsächlichen 
Zahlen sehen bekanntlich anders 
aus: zehntausende Jugendliche finden 
keinen Ausbildungsplatz, müssen mit 
prekären Jobs ihren Lebensunterhalt 
bestreiten und/oder werden schlicht 
in keiner Statistik erfasst. Der DGB 
spricht alleine von 270 000 Jugendli¬ 
chen in Warteschleifen. Statt diesen 
Jugendlichen eine wirkliche Zukunft 
zu ermöglichen, verwischt die Bun¬ 
desregierung die Realitäten und baut 
wegen Fachkräftemangel angeblich 
auf Anwerbung junger Menschen aus 
anderen EU-Staaten. Dieses Schein¬ 
manöver verschleiert das wahre Aus¬ 
maß der Massenarbeitslosigkeit Ju¬ 
gendlicher in Europa, es hilft lediglich 
deutschen Unternehmen, sich Ausbil¬ 
dungsplätze subventionieren zu las¬ 
sen. Daher muss die Forderung sein, 


in allen Ländern das Recht auf Arbeit 
und Ausbildung zu verwirklichen. 



Die Perspektive der Jugend in den 
EU-Ländern könnte trüber nicht 
sein: 5,6 Millionen arbeitslose junge 
Menschen in der EU, mitten in einer 
Krise, deren Ende nicht absehbar ist. 
Daher ist es mehr als logisch, dass 
vor allem junge Menschen die Pro¬ 
teste gegen die Troika-Diktate und 
deren nationale Umsetzung auf die 
Straße tragen: Wenn mehr als jeder 
zweite junge Mensch keine Perspek¬ 
tive hat, dann nennt man das wohl 
Pulverfass. Der peinliche, der heuch¬ 
lerische Beschluss, sechs Milliarden 
Euro zu zahlen, kann zwar als Provo¬ 
kation angesehen werden, aber auch 
als Signal, dass die Herrschenden in 
Europa verhindern wollen, dass eine 
Lunte an dem Fass gezündet wird. 
Das Grundrecht der Jugend auf Ar¬ 
beit und Ausbildung muss an die Spit¬ 
ze der Forderungen gestellt werden. 
Manche nennen die EU-Beschlüsse 
den Tropfen auf den heißen Stein 
oder schlicht Schönheitskorrekturen 
in Wahlkampfzeiten. Aber eines ist si¬ 
cher: Verändern werden sie die kata¬ 
strophale Situation der jungen Men¬ 
schen nicht - in keinem Land! 

Axel Koppey ist verantwortlich für 
Jugendpolitik im Parteivorstand der 
DKP 


Beschluss der 3. Parteivorstandstagung der DKP 
am 29./30. Juni in Essen 

Das Schweigen brechen - 
15 000 für die Cuban Five 

Am 12. September jährt sich zum 15. Mal die Festnahme der kubanischen 
Genossen Gerardo Hernändez, Antonio Guerrero, Ramon Labanino, Rene 
Gonzalez und Fernando Gonzalez, die als Gefangene im internationalen 
Klassenkampf für die Souveränität und das Selbstverteidigungsrecht 
Kubas stehen. 

Aus diesem Anlass wendet sich die AG Kuba-Solidarität der DKP mit 
dem Vorschlag an das Netzwerk Cuba e.V. einen Aktionstag für die 5 
durchzuführen. 

Ziel des Aktionstages ist es, das Schweigen in der BRD über den Fall 
der 5 zu brechen und 15.000 Menschen neu über die Hintergründe der 
Verhaftung und Verurteilung der 5 zu informieren, um eine breitere 
Basis für den Kampf für die Freiheit der 5 aufzubauen. Dies soll unter 
anderem durch Artikel in den Gewerkschaftszeitungen der ver.di und 
der IG Metall, sowie durch die Nutzung und Weiterverbreitung über 
soziale Netzwerke im Internet erfolgen. Insbesondere hierfür wird die 
Unterstützung der SDAJ angefragt. Weitere Konkretisierungen für den 
Vorschlag an das Netzwerk erfolgen durch die AG Kuba-Solidarität. Die 
Mitglieder des Parteivorstandes werben in ihren jeweiligen Bezirken 
und Grundorganisationen für die Unterstützung der Aktion. 

(siehe auch Seite 13) 


Schaffen wir die Voraussetzungen für das UZ Pressefest 2014! 

Spenden für den Kampf¬ 
fonds der DKP! 

DKP Parteivorstand, 

Konto-Nr.: 4002 487 502 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 609 67 

Stichwort: „UZ-Pressefest“ 



„Der Innenminister lügt“ 

Linksfraktion fordert weiterhin Aufklärung von Polizeigewalt bei Blockupy-Aktionstagen 


UZ: Die hessische Landesregierung - 
allen voran deren Innenminister Bo¬ 
ris Rhein (CDU) - rechtfertigen nach 
wie vor die massiven Polizeiübergriffe 
auf Teilnehmer der antikapitalistischen 
Blockupy-Aktionstage, die Anfang Juni 
in Frankfurt am Main stattfanden. Mit 
welcher Begründung? 

Ulrich Wilken: Der Innenminister hat 
in der von ihm diktierten Gefahren¬ 
einschätzung bereits im Vorfeld der 
Blockupy-Tage immer wieder die hohe 
Zahl von Gewaltbereiten und Gewal¬ 
tentschlossenen bemüht, ohne dass er 
Beweise dafür vorlegt. Außerdem sagt 
er nicht, was das denn sei, gewaltbereit? 
In Konsequenz belügt er weiterhin Öf¬ 
fentlichkeit und Parlament, dass durch 
das geplante und gewalttätige Unter¬ 
binden der Demonstration Schaden 
von der Stadt abgewendet worden sei. 
Leider stoßen SPD und Grüne in das 
gleiche Horn, in dem sie den Sprachge¬ 
brauch, dass Teile der Demo bewaffnet 
gewesen seien, unkritisch übernehmen. 
Völlig außer Acht lassen diese Behaup¬ 
tungen den Konsens aller Bündnispart¬ 
nerinnen, dass die Demonstration ge¬ 
waltfrei bleiben würde, an den sich alle 
auch selbst unter den schwierigen Be¬ 
dingungen gehalten haben. 

UZ: Sie haben die Rechtfertigungsversu¬ 
che von Innenminister Rhein kürzlich als 
„Märchenstunde“bezeichnet. Wie stellen 
sich die Ereignisse für Sie dar? 

Ulrich Wilken: Er lügt schlicht und er¬ 
greifend. So behauptet er, die Demons¬ 
tranten hätten ihre Bewaffnung, also 
Regenschirme, Handschuhe, Sonnen¬ 
brillen, Skimasken oder Styroporplat¬ 
ten nicht ablegen wollen. Wahr ist, wir 
haben angeboten, dass all das, was die 
Polizei als „Bewaffnung“ bezeichnet, 
abgelegt wird und wir weiter demons¬ 
trieren. Das hat die Polizei abgelehnt. 
Sie hat gesagt: „Wir müssen alle durch¬ 
suchen, und das dauert mindestens drei 
Stunden.“ 

Selbst die Einsatzkräfte vor Ort wider¬ 
sprechen dem Innenminister und be¬ 
stätigen meinen Vorwurf der geplanten 
Unterbindung der Demo; die Einschlie¬ 
ßung von Teilen der Demonstration war 
von vorneherein Bestandteil der takti¬ 
schen Planung der Polizei. Die Polizei 
wird zitiert mit: „Allerdings war die 
Maßnahme nur für den Fall eines massiv 
unfriedlichen Verlaufs der Demo vor¬ 
gesehen.“ Nur die Demonstration war 
nicht gewalttätig. Und die Verantwor¬ 
tung für dieses gewalttätige Unterbin¬ 
den einer Demonstration in Frankfurt 
tragen der hessische Innenminister, der 
hessische und Frankfurter Polizeipräsi¬ 
dent sowie der Ordnungs- und Sicher¬ 
heitsdezernent des Frankfurter schwarz¬ 
grünen Magistrats. 

Ich möchte hier nochmals unmissver¬ 
ständlich festhalten, von dieser De¬ 
monstration ist bis zum Zeitpunkt ihrer 
Einkesselung keine Gewalt ausgegan¬ 
gen - auch hier lügt der Innenminister, 
die Gewalttätigen waren die Polizisten, 
die die Demonstration gewalttätig und 
geplant unterbunden haben. Das leug¬ 
net der Innenminister bis heute; doch 
selbst Polizeibeamte bezeichnen den 
Eingriff als „taktischen Fehler, weil 
nichts geschehen sei, was die Separie¬ 
rung von 900 Menschen gerechtfertigt 
hätte: Genau das ist der heikle Punkt...“. 

UZ: Ihre Landtagskollegen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen üben zwar 
zaghafte Kritik an der Landesregierung, 
distanzieren sich jedoch gleicherma¬ 
ßen von antikapitalistischen Protesten 
und rechtfertigen auch den Einsatz von 
Pfefferspray. Jürgen Frömmrich, der in¬ 
nen- und rechtspolitische Sprecher der 
Grünen im hessischen Landtag, sagte 
außerdem in einem Interview mit der 
Tageszeitung junge Welt, dass „ ungefähr 
150 bis 200 Menschen“ „im schwarzen 
Block passiv bewaffnet“ gewesen seien. 
Haben Sie ähnliches beobachtet? 

Ulrich Wilken: Ich finde diese Argu¬ 
mentation absurd. Gerade angesichts 
der gewalttätigen Polizeiübergriffe ist 
es doch selbstverständlich, wenn Men- 




Dr. Ulrich Wilken (MdL) ist rechtspoli¬ 
tischer Sprecher der Linksfraktion im 
Hessischen Landtag und Landesvorsit¬ 
zender der Partei 


sehen sich und ihre Körper schützen 
wollen. Außerdem sind die massenhaf¬ 
ten Einsätze von u.a. Pfefferspray hin¬ 
ter dem Kessel erfolgt, also in dem nach 
Polizeieinschätzung friedlichen Teil der 
Demo. Von daher ist es absurd, Polizei¬ 
übergriffe so zu rechtfertigen. 

UZ: Während Ihre Fraktion harsche Kri¬ 
tik an den Übergriffen der Polizei auf die 
Demonstranten formuliert und auch die 
politisch Verantwortlichen für den Ein¬ 
satz klar benannt hat, haben SPD und 
Grüne offenbar kein ernsthaftes Inter¬ 
esse an der Aufklärung der Ereignisse. 
Warum lassen sich die beiden Fraktionen 
derart bitten, ihrer Rolle als Opposition 
gerecht zu werden? 

Ulrich Wilken: SPD und Grüne teilen 
selbstverständlich nicht die antikapita¬ 
listischen Inhalte der Blockupy-Protes- 
te; sie wehren sich gegen die Erkennt¬ 
nis, dass es keine Euro-, Banken-, oder 
sonstwie-Krise ist, sondern der Kapi¬ 
talismus als die Krise von uns benannt 
und überwunden werden muss. Wir sa¬ 
gen ganz klar, dass die wesentlich von 
der deutschen Regierung diktierte Aus- 
teritätspolitik auch zur Entdemokrati¬ 
sierung führt, wenn z.B. Technokraten 
als Marionettenregierungen eingesetzt 
werden. Oder eben der antikapitalisti¬ 
sche Diskurs oder Protest und Demons¬ 
trationen unterbunden werden. Das ist 
nun ganz eindeutig keine sozialdemo¬ 
kratische oder grüne Position. 


genbefragung gewesen. Allerdings will 
die hessische SPD dies offensichtlich 
nicht. 

UZ: Was wäre die Alternative zu einem 
Untersuchungsausschuss? 

Ulrich Wilken: Das Blockupy-Bündnis 
plant jetzt ein öffentliches Tribunal, in 
dem die Vorgänge, Polizeiübergriffe 
und vor allem das geplante gewaltsa¬ 
me Unterdrücken der Demonstration 
aufgeklärt werden soll. Das ist jetzt 
leider nur über Augenzeugenberich¬ 
te möglich, derer haben wir allerdings 
mehr als genug. Es fehlt aber z.B. die 
Akteneinsichtnahme, die bei einem Un¬ 
tersuchungsausschuss möglich gewesen 
wäre. Es fehlen also die faktischen Be¬ 
lege für die polizeiinternen Abläufe 
und vor allem, wie weit die politisch 
Verantwortlichen Einfluss genommen 
haben. 

UZ: Polizisten genießen nicht nur ein 
Gewalt-, sondern vor Gericht auch oft 
ein Wahrheitsmonopol. Sehen Sie über¬ 
haupt Chancen, dass polizeiliche Ge¬ 
walttäter, die sich bei den Blockupy-Ak¬ 
tionen an brutalen Übergriffen beteiligt 
haben, dafür werden verantworten müs¬ 
sen? 

Ulrich Wilken: Mein Vertrauen in die 
Aufklärung der Polizei ist äußerst be¬ 
grenzt, so hat letzte Woche der Frank¬ 
furter Polizeipräsident Dr. Thiel in 
einem Bildzeitungsinterview den 
Pfeffersprayeinsatz auf der Demo 
grundsätzlich geleugnet, in dem er 
sagt, das wäre C0 2 zum Löschen klei¬ 
nerer Feuer gewesen. Die Erfahrungen 
der letzten Jahre vor Gerichten zeigen 
außerdem, dass bereits die zusammen¬ 
fabulierten Gefährdungsprognosen vor 
Gericht quasi als Bibel angesehen wer¬ 
den. Gegen deren mangelnden Wahr¬ 
heitsgehalt dann anzu argumentieren 
und vor Gericht auch noch Recht zu 
bekommen, ist ungeheuer schwierig. 

UZ: Was wird Ihre Fraktion in den kom¬ 
menden Wochen bis zur Landtagswahl 
in Sachen Blockupy noch unternehmen? 


UZ: Die Linksfraktion hat mehrfach ei¬ 
nen Untersuchungsausschuss gefordert, 
der die Ereignisse um die Blockupy-Ak¬ 
tionstage aufarbeiten soll. Könnte dieser 
so kurz vor der im Herbst stattfindenden 
Landtagswahl überhaupt noch eingesetzt 
werden? 

Ulrich Wilken: Selbstverständlich, wenn 
denn der politische Wille da gewesen 
wäre. Die Legislaturperiode läuft noch 
bis Januar 2014, da wäre genügend Zeit 
sowohl für Akteneinsicht als auch Zeu¬ 


Ulrich Wilken: Wir arbeiten selbstver¬ 
ständlich weiter im Bündnis mit. Jetzt 
geht es in die Planung einer europäi¬ 
schen Konferenz im Herbst, die inhalt¬ 
lich die Kämpfe in den vielen europäi¬ 
schen Ländern gemeinsam thematisie¬ 
ren wird und die internationalistische 
Vernetzung vorantreiben wird. Und 
selbstverständlich planen wir die Ak¬ 
tivitäten für das Jahr 2014, in dem die 
EZB ihren Neubau in Frankfurt am 
Main beziehen will. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 
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Bild oben: Räumung des Flüchtlingscamps in München. 

Bild unten: Flüchtlinge im Lager in Komotini (Griechenland). 


Die Verdammten dieser Erde... 



Bild oben: UNHCR-Flüchtlingslager in Jordanien. 



Bild oben: 46 Prozent der Flüchtlinge sind Kinder unter 18 Jahren. 2012 verzeich- 
nete UNHCR die höchste Zahl an Asylanträgen von unbegleiteten Flüchtlings¬ 
kindern. Das heißt, von Kindern, die von ihren Eltern und Angehörigen getrennt 
wurden und allein auf der Flucht waren. Die meisten von ihnen kamen aus 
Afghanistan und Somalia. (Lager Sosmaqala, Afghanistan) 

Bild unten: Bootsflüchtlinge aus Somalia. Bild rechts: Demonstration für die 
Rechte der durch den Libyien-Krieg der NATO Vertiebenen (Hamburg, 8.6.2013). 



... das sind heute auch die Menschen der weltweiten Flüchtlingsströme 


M illionen fliehen vor Um¬ 
weltverwüstung, Krieg, Ar¬ 
mut, Folter und Verfolgung. 
Sie sind ausgeschlossen von einer 
reichen Welt, in der ein Fünftel 
der Bevölkerung vier Fünftel des 
Reichtums verbraucht und vier 
Fünftel der Umweltverschmutzung 
und der Abfälle verursacht. 


Der Hungerstreik in München ( sie¬ 
he Seitei ) ist nur ein kleines Vorzei¬ 
chen künftiger Probleme. 

In nordafrikanischen Flüchtlings¬ 
lagern sind Tausende hinter Sta¬ 
cheldraht eingesperrt. Europa um¬ 
gibt sich mit einem Stacheldraht 
aus Paragrafen. Manchmal bleibt 
ein Flüchtling darin hängen. Der 


Rest ertrinkt im Mittelmeer. Nur 
die wenigsten schaffen es bis in die 
Münchner Innenstadt. 

Schon jetzt ist das Mittelmeer ein 
Friedhof. Menschen fliehen, weil 
sie nicht krepieren wollen. Und sie 
werden hier behandelt wie Einbre¬ 
cher. 

Walter Listl 


Flüchtlinge weltweit (Quelle UNHCR*) 


Derzeit befinden sich weltweit fast 
45,2 Mio. Menschen auf der Flucht. 
15,4 Mio. von ihnen gelten nach völ¬ 
kerrechtlicher Definition als Flüchtlin¬ 
ge. Vier von fünf Flüchtlingen (80 Pro¬ 
zent) leben in Entwicklungsländern,da 
die meisten Flüchtlinge lediglich in ein 
angrenzendes Nachbarland fliehen. 
Den weit größeren Teil - 28,8 Mio. - 
bilden jedoch sogenannte Binnenver¬ 
triebene. 

Sie fliehen innerhalb ihres eigenen 
Landes, ohne dabei internationale 
Landesgrenzen zu überschreiten. 
Auch wenn Binnenvertriebene - an¬ 
ders als Flüchtlinge - nicht durch in¬ 
ternationale Abkommen geschützt 
sind und das Mandat von UNHCR of¬ 
fiziell nicht für diese Personengruppe 
gilt, kümmert sich UNHCR dennoch 
seit vielen Jahren um die Bedürfnis¬ 
se von Binnenvertriebenen. Denn oft¬ 
mals befinden sie sich in sehr ähn¬ 
lichen Situationen wie Flüchtlinge 
und haben einen ähnlichen Hilfsbe¬ 
darf. Momentan unterstützt UNHCR 
17,7 Mio. Binnenvertriebene. 
Insgesamt kümmert sich das Flücht¬ 
lingswerk der UNO um 35,8 Mio. Men¬ 
schen. Dazu zählen Flüchtlinge, Bin¬ 


nenflüchtlinge, Asylbewerber, Rück¬ 
kehrer und Staatenlose. 


Die sechs größten Herkunfts¬ 
länder von Flüchtlingen 


Afghanistan 

Irak 

Somalia 
Syrien 
Sudan 
DR** Kongo 


2,6 Mio. 
1,1 Mio. 
746 000 
728 500 
569 200 
fast 509400 


Die fünf größten Aufnahme¬ 


länder von Flüchtlingen 

Pakistan - 1,6 Mio. 

Iran - 868200 

Deutschland - 589700 

Kenia - 565 000 

Syrien - 476 500 

Länder mit den meisten 
Binnenvertriebenen 

Kolumbien - 4 Mio. 

DR Kongo - 2,7 Mio. 

Syrien - 2 Mio. 

Sudan - 1,8 Mio. 

Somalia - 1,1 Mio. 

Irak - 1,1 Mio. 


Flüchtlinge in Deutschland 

Obwohl es durch die sogenannte 
Dublin-Il-Verordnung der EU in den 
vergangenen Jahren immer schwe¬ 
rer wurde, als Flüchtling bis nach 
Deutschland zu gelangen, nahm die 
Zahl der Flüchtlinge hier in 2011 um 
11 Prozent zu. 

Insgesamt stellten 2011 53 347 Men¬ 
schen einen Asylantrag in Deutsch¬ 
land. 

Über 43 362 Fälle wurde in 2011 ent¬ 
schieden. Lediglich 1,5 Prozent davon 
wurden als Flüchtlinge anerkannt, 
weitere 20,8 Prozent erhielten einen 
anderen Aufenthaltstitel und 54,7 Pro¬ 
zent erhielten einen Ablehnungsbe¬ 
scheid. 

Die meisten Flüchtlinge, die 2011 in 
der Bundesrepublik Deutschland ei¬ 
nen Asylantrag stellten, kamen aus 
Afghanistan, gefolgt von Irak, Serbi¬ 
en, Iran, Syrien. 


* Flüchtlingswerk der UNO 
** Demokratische Republik Kongo 


(Alle Zahlen bis Ende 2012) 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Legenden um „Blockade“ und „Luftbrücke“ 

Die Berliner Krise von 1948/49 (Teil II und Schluss) • Von Reiner Zilkenat 


I m Zusammenhang der „Blockade“ ist auch die 
These entstanden, die Sowjetunion habe die 
Einverleibung der Westsektoren Berlins ver¬ 
folgt, notfalls auch mit dem Einsatz militärischer 
Gewalt. 

Tatsächlich ist nichts verkehrter als diese Annah¬ 
me. Als Erster brachte General Clay, diese The¬ 
se in Umlauf. Am 5. März 1948, wenige Monate 
vor der Entfesselung der Berliner Krise, telegra¬ 
fierte er „streng geheim“ an den im Generalstab 
dienenden Generalleutnant Stephen J. Chamber- 
lain, er sei bislang der Auffassung gewesen, dass 
ein Krieg mit der Sowjetunion „auf mindestens 
zehn Jahre hinaus unwahrscheinlich sei“. Nun 
aber habe er „in der sowjetischen Haltung einen 
subtilen Wandel verspürt, den ich nicht deünieren 
kann, der mir aber neuerdings das Gefühl gibt, 
ein Krieg könne mit dramatischer Plötzlichkeit 
ausbrechen“. Im Ergebnis dieser Aussage des in 
Washington hoch angesehenen Clay entwickel¬ 
te sich - wie der inzwischen zum Leiter des Pla¬ 
nungsstabes im US-Außenministerium avancierte 
George F. Kennan in seinen Memoiren schreibt - 
„eine regelrechte Kriegspsychose. Ihre Intensität 
lässt sich schon daran ablesen, dass die CIA es 
am 16. März für nötig befand, dem Präsidenten 
eine ,beruhigende 4 Ausarbeitung vorzulegen, der 
zufolge Krieg innerhalb von sechzig Tagen nicht 
wahrscheinlich 4 war“. 

Im Rahmen dieser Kriegspsychose ließen sich 
umso leichter die eigenen Rüstungen sowie die 
Planungen für ein dichtes Netz von zahlreichen 
Stützpunkten, gruppiert um die Sowjetunion, vo¬ 
rantreiben. In dieser hitzigen Atmosphäre began¬ 
nen am 18. Mai 1948 die Atombombenabwürfe 
der US Air Force über der Paziük-Insel Eniwe- 
tok, eine deutliche Botschaft an die Adresse der 
sowjetischen Führung. 

Von größter Bedeutung waren vor allem die zeit¬ 
gleich mit der Berliner Krise stattündenden Ver¬ 
handlungen der USA, Kanadas, Großbritanniens, 
Frankreichs, der Benelux-Staaten, Italiens, Nor¬ 
wegens, Islands, Portugals und Dänemarks mit 
dem Ziel, eine „nordatlantische Verteidigungs¬ 
organisation“ zu konstituieren. Schon am 4. A- 
pril 1949 wurde die NATO-Akte in Washington 
von den Außenministern der genannten Staaten 
unterzeichnet, die endgültig am 24. August des¬ 
selben Jahres in Kraft trat. Die antisowjetische 
Stoßrichtung dieses Bündnisses stand vom ersten 
Tag seines Bestehens an außer Frage. 

Und in Berlin? Die „Berlin Operations Base“ des 
US-amerikanischen Geheimdienstes CIA, die 
über sehr gute Quellen verfügte, war sich wäh¬ 
rend der krisenhaften Zuspitzung der Lage in 
und um Berlin jederzeit im klaren darüber, dass 
sich weder die sowjetischen Streitkräfte noch die 
kasernierte Volkspolizei der SBZ auf irgendeine 
Angriffshandlung gegen die Westsektoren Berlins 
vorbereiteten. Schon eher waren die Aktivitäten 
der eigenen Seite von militärischem Abenteu¬ 
rertum geprägt. General Clay plante gewaltsame 
Durchbrüche militärischer Einheiten von West¬ 
deutschland aus zu den Westsektoren Berlins, was 
zum Glück von seinen Vorgesetzten Dienststellen 
ebenso verworfen wurde wie sein Vorschlag, den 
Panama-Kanal und die Häfen der USA für Schif¬ 
fe aus der Sowjetunion zu sperren. 

Doch die kriegerischen Gelüste General Clays 
vom Juli 1948 fanden zum Glück keine hinrei¬ 
chende Resonanz in Washington. Aber auch die 
eigenen Verbündeten wollten sich auf ein derar¬ 
tiges va-banque-Spiel nicht einlassen. In einer 
streng geheimen Ausarbeitung des Geheimdiens¬ 
tes CIA vom 28. September 1948 musste klein¬ 
laut zugegeben werden, dass gewaltsame Akti¬ 
onen der USA auf keinerlei Unterstützung we¬ 
der bei den Regierungen Großbritanniens und 
Frankreichs noch sonst wo in Westeuropa treffen 
würden. 

Clays Beifalls gewiss konnte allerdings der Be¬ 
schluss des Nationalen Sicherheitsrates der USA 
vom 14. Juli 1948 sein, etwa neunzig Bomber des 
Typs Boeing B-29 in Großbritannien zu stationie¬ 
ren. In den letzten Julitagen flogen diese Kampf¬ 
flugzeuge demonstrativ im Formationsflug über 
London und andere Städte Großbritanniens, be¬ 
vor sie auf ihren Stützpunkten landeten, von wo 
aus sie immer wieder zu Flügen auf den Konti¬ 
nent, auch nach Deutschland, sowie zur Durch¬ 
führung von Scheinangriffen über der Nordsee 
aufbrachen. Bei ihnen handelte es sich um das 
damals einzige Waffensystem, das Atomspreng¬ 
sätze ins Ziel tragen konnte. Mehr noch: Maschi¬ 
nen dieses Typs sollten zeitweilig als Transporter 
an der „Luftbrücke“ teilnehmen, eine direkte Pro¬ 
vokation für die UdSSR. 

Dass es sich hier in den Köpfen einiger Militärs 
nicht nur um bloße Provokationen handelte, son¬ 
dern auch um die Schaffung von Möglichkeiten 
für einen Atomschlag gegen die UdSSR ging, be¬ 
legen die entsprechenden Gedanken Clays. Ge¬ 
genüber dem Kriegsminister James V. Forrestal 


äußerte er: „Im Fall eines Krieges würde er nicht 
zögern, die Atombombe einzusetzen und Moskau 
und Leningrad zuerst zu treffen.“ 

An dieser Stelle muss hervorgehoben werden, 
dass 1948 bereits sehr konkrete Atomkriegsplä¬ 
ne der USA existierten, die unmittelbar gegen die 
Sowjetunion gerichtet waren. Während sich Ende 
des Jahres 1945 nur zwei und im Juni 1947 13 
Atombomben in den Arsenalen der USA befan¬ 
den, war ihre Anzahl bis zum Beginn der Berliner 
Krise im Sommer 1948 auf etwa 50 angewachsen. 
Das im Herbst 1947 von den Vereinigten Stabs¬ 
chefs der USA ausgearbeitete Kriegsszenario 
„Broiler“, das in den darauf folgenden Monaten 


weiter perfektioniert wurde, sah zum ersten Mal 
den Einsatz dieser Massenvernichtungswaffen ge¬ 
gen die UdSSR vor: Mit Hilfe der schon erwähn¬ 
ten B-29-Flugzeuge sollten 34 Atombomben auf 
24 Städte der Sowjetunion abgeworfen werden 
und - wie es der Verteidigungsminister Forres¬ 
tal am 23. November 1948 zynisch formulierte - 
„die bolschewistische 4 Kontrolle innerhalb und 
außerhalb der Sowjetunion reduziert bzw. elimi¬ 
niert“ werden. 

Festzuhalten bleibt: Die Beschuldigungen an die 
Adresse der Sowjetunion, sie riskiere einen Krieg 
um Berlin, stellten bei Lichte betrachtet nichts 
anderes dar als die Projektion eigener Gedanken 
und Pläne. 

Die Moskauer Vereinbarungen und 
ihre Torpedierung durch die USA 

Während sich die Ereignisse in und um Berlin zu¬ 
spitzten, entwickelte sich hinter den Kulissen ein 
kompliziertes diplomatisches Spiel, das schließ¬ 
lich zu einem Ende der gefährlich gewordenen 
Lage führen sollte. Hier sei die Chronologie ei¬ 
niger der wichtigsten Ereignisse nachgezeichnet, 
die es in diesem Zusammenhang zu beachten gilt: 
Am 2., 23. und 30. August 1948 trafen sich in 
Moskau die Botschafter der drei westalliierten 
Mächte mit Stalin. Es galt zu sondieren, ob ein 
Ende der Berliner Krise herbeigeführt werden 
könnte. Die sowjetische Seite unterbreitete dabei 
den Vorschlag, künftig solle nur die in der SBZ 
gültige Währung das alleinige Zahlungsmittel für 
alle Sektoren Berlins sein. Außerdem müsste die 
Umsetzung der oben erwähnten „Londoner Be¬ 
schlüsse“ so lange ausgesetzt werden, bis auf ei¬ 
ner Konferenz der vier Mächte über sie beraten 
worden sei. Im Falle der Annahme dieser beiden 
Forderungen würde die „Blockade“ unverzüglich 
beendet werden. Die Botschafter der USA, Groß¬ 
britanniens und Frankreichs lehnten es jedoch ab, 
irgendwelche Verhandlungen mit der UdSSR zu 
führen, um die „Londoner Beschlüsse“ zu erläu¬ 
tern bzw. ihre Realisierung auszusetzen. 

Hierauf reagierte die Sowjetunion mit einem sehr 
weitgehenden Kompromissvorschlag, der nur 
noch die Forderung enthielt, die D-Mark in Berlin 
wieder aus dem Verkehr zu ziehen und stattdes- 
sen ausschließlich die Währung der SBZ in ganz 
Berlin einzuführen. Im Falle der Annahme dieses 
Vorschlages werde die „Blockade“ der Verkehrs¬ 
wege von und nach Berlin beendet werden. 


Am 30. August überbrachten die Botschafter 
der westalliierten Staaten in Moskau der sowje¬ 
tischen Regierung die endgültige Zustimmung ih¬ 
rer Regierungen zu diesem Vorschlag. Die verant¬ 
wortlichen Militärgouverneure in Deutschland 
wurden mit der Umsetzung dieses Beschlusses 
beauftragt. Bis zum 7. September 1948 sollten sie 
ihren Regierungen mitteilen, wie sie die beiden 
genannten Punkte der Vereinbarung konkret um¬ 
zusetzen gedachten. 

Auch die nicht berücksichtigte Frage der „Lon¬ 
doner Beschlüsse“ schien lösbar zu sein. Nach 
der Realisierung der in Moskau getroffenen Ver¬ 
einbarung solle ein Kommunique veröffentlicht 


werden, in dem die Diskussion aller ungelösten 
Fragen bezüglich Berlins und Deutschlands auf 
einer demnächst durchzuführenden Vier-Mächte- 
Konferenz angekündigt werde. 

Plötzlich tauchten an unerwarteter Stelle Schwie¬ 
rigkeiten auf. Der Militärgouverneur der USA in 
Deutschland, General Clay, erklärte seinen bri¬ 
tischen und französischen Kollegen am 27. Au¬ 
gust 1948, dass für ihn eine Übereinkunft mit 
der SMAD auf der Grundlage der sich abzeich¬ 
nenden Moskauer Beschlüsse nicht möglich sei. 
Die durchaus kompromissbereiten Militärgou- 
verneure Großbritanniens und Frankreichs, die 
Generäle Robertson und 
Koenig, waren über diese 
Auffassung ihres US- ame¬ 
rikanischen Kollegen gera¬ 
dezu entsetzt. Umgekehrt 
ließ Clay in Washington sei¬ 
ne Ansicht verbreiten, dass 
„meine Kollegen beinahe 
jede Art von Übereinkunft 
herbeiwünschen“. 

Ein Vier-Sterne-General, 
der sich den Anweisungen 
seiner politischen Führung 
widersetzt? Ein eigentlich 
unerhörter Vorgang, der 
nur mit der Rückendeckung 
Clays von höchsten Stehen 
in Washington zu erklären 
ist. 

Hauptsächlich an der strik¬ 
ten Opposition Clays schei¬ 
terten bereits am 7. Septem¬ 
ber die Bemühungen der 
SMAD, die gemeinsamen Beschlüsse, so wie sie 
knapp vierzehn Tage zuvor vereinbart worden 
waren, in die Praxis umzusetzen. Vertrauensbil¬ 
dend war dieses diplomatisch sehr ungewöhnli¬ 
che, ja provokative Verhalten der USA gegen¬ 
über der Sowjetunion keineswegs. Es förderte 
stattdessen den Argwohn der UdSSR gegenüber 
Washington. 

Das Jessup-Malik-Abkommen und 
die Beendigung der Berliner Krise 

Im Oktober 1948 kam es dessen ungeachtet zu 
neuen Verhandlungen bei den Vereinten Natio¬ 
nen in New York, die in einen Resolutionsent¬ 
wurf einmündeten, der erneut die Aufhebung al¬ 


ler Verkehrsbeschränkungen und die Einführung 
der Währung der SBZ in ganz Berlin forderte. 
Auch diesmal stimmten die Westmächte diesem 
Beschluss zunächst zu, um ihn dann in letzter Mi¬ 
nute, kurz vor der Abstimmung im Sicherheitsrat 
der UN am 25. Oktober 1948, zu verwerfen: es 
sollte nur noch um die Beendigung der „Blocka¬ 
de“ gehen. Dennoch gingen die Gespräche zwi¬ 
schen der UdSSR und den USA zur Beendigung 
der Berliner Krise weiter. Sie wurden vertraulich 
von den Botschaftern beider Mächte bei den Ver¬ 
einten Nationen, Jakob Malik (Sowjetunion) und 
Philipp C. Jessup (USA), geführt. Am 4. Mai 1949 
war es dann endlich soweit. In einer Vereinbarung 
wurde die Festlegung getroffen, dass am 12. Mai 
alle vorhandenen Verkehrsbeschränkungen zwi¬ 
schen den Westzonen und Berlin sowie zwischen 
der sowjetischen Besatzungszone und den West¬ 
zonen aufzuheben seien. Damit wurde auch die 
Wirtschaftsblockade des Westens gegen die SBZ 
beendet, die zu schwer wiegenden Beeinträchti¬ 
gungen der dortigen Ökonomie geführt hatte. So 
konnten zum Beispiel die ausgebliebenen Liefe¬ 
rungen von Schwefelsäure, Steinkohle und Stahl 
nicht kompensiert werden. 

Ein weiteres Ergebnis des Jessup-Malik-Abkom¬ 
mens bestand in der Vereinbarung, die entstandene 
Lage in Deutschland, d.h. vor allem die unmittel¬ 
bar bevorstehende Gründung eines westdeutschen 
Separatstaates, auf einer Außenministerkonferenz 
in Paris zu erörtern. Die Sowjetunion legte auf die¬ 
ser Konferenz, die vom 23. Mai bis zum 20. Juni 
1949 in Paris tagte, mehrere Vorschläge zur Ver¬ 
hinderung der Spaltung Deutschlands vor: unter 
anderem die Schaffung gesamtdeutscher Organe, 
die Wiederherstellung eines Magistrats für alle 
Sektoren Berlins, die Durchführung geheimer, 
allgemeiner und gleicher Wahlen in der Stadt, die 
Wiederaufnahme der Tätigkeit des Alliierten Kon¬ 
trollrates und der für Berlin als Ganzes zuständi¬ 
gen Interalliierten Kommandantur. Zugleich soll¬ 
ten Kompetenzen der Alliierten auf gesamtdeut¬ 
sche Instanzen übertragen werden. Bedeutsam war 
der neuerlich unterbreitete Vorschlag, innerhalb 
einer dreimonatigen Frist dem Rat der Außenmi¬ 
nister Ausarbeitungen für einen Friedensvertrag 
mit Deutschland vorzulegen, in dem der Abzug 
sämtlicher Besatzungstruppen binnen Jahresfrist 
vorzusehen sei. 

Die Reaktionen der Westmächte waren enttäu¬ 
schend. Ihre Gegenvorschläge vom 28. Mai 1949 
beinhalteten die Möglichkeit, dass die sowjetische 
Besatzungszone dem Geltungsbereich des wenige 
Tage zuvor verkündeten Grundgesetzes der im 
Entstehen begriffenen Bundesrepublik Deutsch¬ 
land (BRD) beitreten könnte - für die Sowjetuni¬ 
on eine plumpe Provokation. So kam es wegen 
der unnachgiebigen Haltung der drei Westmäch¬ 
te zum Scheitern der Pariser Außenministerkon¬ 
ferenz. 

Immerhin war es der sowjetischen Führung durch 
geduldige Verhandlungen gelungen, die „Blocka¬ 
de“ und die Aussetzung des Handels zwischen den 
Westzonen und der SBZ zu beenden. Die so ge¬ 
nannte Lüftbrücke wurde indes bis zum 30. Sep¬ 


tember 1949 fortgesetzt, obwohl seit dem 12. Mai 
der Verkehr von und nach Berlin wieder ungehin¬ 
dert fließen konnte. 

Am Ende konnte die UdSSR ihre politischen Zie¬ 
le, die auf die Realisierung der Beschlüsse von 
Potsdam basierten, nicht durchsetzen. Hinter dem 
von der „Luftbrücke“ gezogenen Rauchvorhang 
erfolgte die Gründung der NATO und die Vorbe¬ 
reitung der Konstituierung eines westdeutschen 
Separatstaates. Als Reaktion hierauf entstand die 
Deutsche Demokratische Republik. Es entwickel¬ 
ten sich jetzt zwei völlig unterschiedliche gesell¬ 
schaftliche, ökonomische und politische Systeme 
in Deutschland. Berlin wurde im Ergebnis dieses 
Prozesses eine geteilte Stadt. 



US-Propagandafoto: Eine U. S. Air Force C-74 Globemaster ist in Gatow, im Südwesten Westberlins, 
gelandet. Kinder beobachten, wie das Flugzeug entladen wird. Die „Luftbrücke“ wurde noch bis Ende 
September 1949 fortgesetzt, obgleich der Verkehr von und nach Westberlin seitdem 12. Mai wieder 
ungehindert fließen konnte... 

Auch Maschinen des Typs Boeing B-29, eines Kampfflugzeuges, sollten zeitweilig als Transporter an 
der „Luftbrücke“ teilnehmen, eine direkte Provokation der UdSSR. Bei ihnen handelte es sich um das 
damals einzige Waffensystem, das Atomsprengsätze ins Ziel tragen konnte und das in Kriegsszenari¬ 
en der USA gegen die Sowjetunion eine wesentliche Rolle spielen sollte. 



Präsident Truman bei der Unterzeichnung des NATO-Vertragswerks am 
4. April 1949. 
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Auf der Suche nach der geistigen Verwandtschaft 

Zu Eberhard Panitz' „Tagebuch der totgesagten Dichter“ 


E berhard Panitz sucht Traditionen 
auf, mit denen seine erfolgrei¬ 
chen Romane, zum Teil auch ver¬ 
filmt und manchmal wie „Der Dritte“ 
nach dem Roman „Unter den Bäumen 
regnet es zweimal“ von überwältigen¬ 
dem Erfolg, korrespondieren. Was er 
in fünfzehn Essays zu deutschsprachi¬ 
gen Schriftstellern und Dichtern bietet, 
könnte die geistige Ahnengalerie des 
Erfolgsautors sein: Sie reicht von Ge¬ 
org Christian Lichtenberg über Georg 
Büchner bis zu Bertolt Brecht, Johan¬ 
nes R. Becher, Erwin Strittmatter und 
Peter Hacks; sie nimmt verwandte Geis¬ 
ter der eigenen Zeit wie Günter Gör- 
lich auf. Die Porträts, die Panitz zeich¬ 
net, sind selektiv, manchmal fast privat 
und schließen oft an eigene biografi¬ 
sche Erlebnisse und Begegnungen an. 
Mehrfach bezieht er sich auf das Ende 
seiner Kindheit 1945, die er im zerstör¬ 
ten Dresden verbrachte. In der Familie 
gab es „ein paar Bücher“ darunter Zo- 
las „Nana“ und Defoes „Moll Flanders 4 , 4 
von Panitz vorschnell als „Schmöker“ 
abgewertet. Vor allem Lehrer waren es, 
die den jungen Panitz nach dem Zwei¬ 
ten Weltkrieg auf Namen und Werke 
wiesen. Dazu zählt auch die Wirkung 
des überragenden Leipziger Professors 
Hans Mayer auf den Studenten Panitz. 
Entstanden ist nun, nach dem Vorbild 
eines Freundes, der deutsche Dichter, 
die vergessen zu werden drohten, in ei¬ 
nem Tagebuch versammelte, das „Tage¬ 
buch“ des Eberhard Panitz. Die Gefahr, 
dass die von ihm behandelten Schrift¬ 
steller „totgesagt, totgeschwiegen und 
vergessen würden“ besteht allerdings 
nicht. Goethe und Schiller wirken un¬ 
ter dem Schreibvorsatz sogar fehl am 
Platze. Die meisten der hier versam¬ 
melten Schriftsteller werden von li¬ 


Da sind sie wieder, die beiden wis¬ 
senschaftssüchtigen Narren: Kasch - 
par, der „Schrecken vom Odertor“ 
in Gruß-Brassel, das Pseudonym sei¬ 
nes geistigen Vaters, Armin Stolper, 
und Hobbelewitje, Felix Timmermans 
Kunstfigur, der einstige Hofnarr von 
Herodes dem Großen, ein „ewiger 
Wanderer und heimatloser Flücht¬ 
ling“, der eingemietete Asylant bei 
Kaschpars, der quicklebendige Dia¬ 
logpartner des „Nationalliter aturfab- 
rikanten“. 

„Kaschpar - Kenig - Kühnemann“; ein 
feuilletonistisches Dialogbuch, besteht 
aus 24 Geschichten, geordnet in drei 
unbenannten Kapiteln. Sein wesentli¬ 
cher Gegenstand sind „... Ausflüge in 
Geschichte, angefangen von die ester- 
reichische Schlesier bis hin zu die Preu¬ 
ßen und deren Nachfolger in Gestalt 
von Kaisern und Kanzlern beesester 
Art.. .“Abgehandelt werden diese u.a. 
bei einem „Symposium“ über Preus- 
sens Kriege und Friedrich II., bei Aus¬ 


terarischen Gesellschaften in Ehren 
gehalten, man denke an die rührige 
Anna-Seghers-Gesellschaft mit dem ei¬ 
genen, eindrucksvollen Jahrbuch „Ar¬ 
gonautenschiff“ und einem ausgewoge¬ 
nen vielseitigen Programm, geleitet von 
der klugen und sich dem Werk der Seg- 
hers verpflichtet sehenden Ursula Els- 
ner, begleitet von einer vorzüglichen 
Werk-Ausgabe. Zu verweisen wäre 
auf andere repräsentative und sorg¬ 
fältig edierte Werkausgaben, zu Ge¬ 
org Büchner, aber auch zu Brecht und 
Heinrich Mann. Die wissenschaftlichen 
und verlegerischen Bemühungen um 
Georg Büchner sind schwer zu über¬ 
bieten, als Schulstoff sind einige seiner 
Werke präsent und die Absatzzahlen 
der Unterrichtshilfen zum „Woyzeck“ 
sind für Büchners gegenwärtige Be¬ 
deutung beredter Ausdruck. An Peter 
Hacks wird nicht nur durch eine Werk¬ 
ausgabe, gut kommentierte Einzelaus¬ 
gaben, die Zeitschrift „Argos“ und eine 
rastlose Gesellschaft ständig erinnert, 
sondern durch ein eigenes Theater und 
eine ständig anwachsende Sekundär¬ 
literatur. Dabei gibt es „totgesagte“ 
Dichter: Es sind jene, die sich und ihre 
Dichtung nahezu uneingeschränkt dem 
politischen Kampf gegen Ausbeutung 
und Diskriminierung zur Verfügung 
gestellt hatten, die Erich Weinert und 
Friedrich Wolf, die Willi Bredel und 
Hans Marchwitza. Es gibt auch jene, 
die von der heutigen Zensur verdrängt 
werden, wobei diese Zensur diffiziler 
als früher arbeitet: keine Lobby, keine 
Verlage, kein Publikum, keine Wirkung. 
So sind produktive Autoren von heute 
wie Erhard Eller und Rudi Berger be¬ 
reits trotz eines umfangreichen Werkes, 
das sie zumeist in Kleinverlagen selbst 
veröffentlichten, „totgesagt“ ehe ihre 


lassungen zur Rolle der Persönlich¬ 
keit in der Geschichte sowie bei der 
Betrachtung von deren „Hauptübel¬ 
tätern“. Eingebettet sind, wie in den 
beiden ersten „Kaschpar“-Bänden, 
zahlreiche persönliche Informationen 
des Autors zur eigenen Familie, zu sei¬ 
ner Lebensphilosophie sowie zu sei¬ 
nem Lebenswerk als Dramaturg und 
Schriftsteller. Ständig spürbarer Leit¬ 
satz des Erzählwerks: „Politik ist nicht 
alles, aber ohne selbige geht nichts im 
Leben. Insofern ist die Politik so et¬ 
was wie Nabelschnur von Leben ...“ 
Die von Kaschpar, dem „Kommunis¬ 
ten von Scheitel bis zur Sohle“, gefäll¬ 
ten politischen Urteile reichen über 
gravierende historische Vorgänge der 
vergangenen drei Jahrhunderte bis hin 
zur deutschen Alltagspolitik in ihrer 
spätkapitalistischen „marktkonfor¬ 
men Demokratie“. 

Geschrieben ist das Werk in der uns 
bereits geläufigen Stolperschen Ver¬ 
sion des „Wasserpolackischen“ mit 


Bücher gelebt haben; aber scheinhei¬ 
lig wird von der bürgerlichen Litera¬ 
turkritik das Fehlen einer sozialkriti¬ 
schen Literatur beklagt. Schließlich 
gibt es jene, die tatsächlich literatur¬ 
historische Bedeutung haben. Wir wä¬ 
ren schlechte Dialektiker, würden wir 
alles in der Vergangenheit Geschrie¬ 
bene einer „literarischen Schatztruhe“ 
überantworten und „dem Vergessen 
entreißen“ (Dieter Fechner) wollen. 
Damit schadet man den tatsächlichen 
literarischen Werten, für die es sich 
einzusetzen lohnt. Diesen Werten wid¬ 
met sich Eberhard Panitz und versteht 
sein Engagement als Widerstand gegen 
die Vernichtung von Büchern 1990/91 
und danach, wofür er Beispiele wie das 
Schicksal eines Exemplars von Füh- 
manns „Die dampfenden Hälse der 
Pferde im Turm zu Babel“ liefert. 

Die von Panitz gewählten Autoren sind 
keine „totgesagten“ Dichter. Vielmehr 
könnten diese Schriftsteller davon be¬ 
droht sein, einseitig an das heutige Pu¬ 
blikum vermittelt zu werden, wobei es 
vor allem ihre sozialkritischen und re¬ 
volutionären Ideen sind, die hinter ge¬ 
waltigen wissenschaftlichen Gebäuden 
über und neben ihrem Werk versteckt 
werden. Das ist ein Teil heutiger Zen¬ 
sur. Es sind diese versteckten Positi¬ 
onen, die Panitz herausstellt. Er rich¬ 
tet die Aufmerksamkeit auf einen we¬ 
sentlichen Aspekt; anderes, ebenfalls 
Wichtiges, tritt zurück oder verschiebt 
sich durch den gewählten Ausschnitt. 
Nicht immer sind gesellschaftskritische 
Ideen die Ursache für die beschriebe¬ 
nen Vorgänge, wie Panitz meint: Wenn 
Schiller seinen „Teil“ nicht an Theatern 
sehen will, wo manche Stellen „nicht 
gesprochen werden“ können, meint er 
das Vermögen der Schauspieler, nicht 


seiner eigenwilligen Grammatik und 
Orthographie, die zu lesen diesmal an¬ 
strengender scheint, da uns der Erzäh¬ 
ler sehr bewusst durch einen Irrgarten 
von Geschichte und Gegenwart führt, 
dabei gewisse historische Kenntnisse 
(zumindest aber ein gesteigertes his¬ 
torisches Interesse) voraussetzt und 
obendrein ein aktives, bekennendes 
Verhältnis zur Politik der Gegenwart 
einfordert. Was Kaschpar im 2. Band 
bekennt, gilt auch für den 3.: „... im¬ 
mer wenn man ist verzweifelt in Ge¬ 
genwart, verraten von Vergangenheit, 
muss man denken an Zukunft“. Seine 
berechtigte Sorge dabei: „... die ver¬ 
uneinigten Kommunisten“. 

Man lasse sich nicht täuschen: Das 
Erzählte scheint durch seine sprachli¬ 
che Formgebung beiläufiger als es tat¬ 
sächlich ist. Dass die gewollte stoffli¬ 
che Sprunghaftigkeit in den Dialogen 
deren Lektüre nicht gerade erleichtert, 
sei am Rande vermerkt. Diskutiert 
wird zwischen Kaschpar und Hobbe- 


die kritische Substanz. Die lange Ent¬ 
stehungszeit des „Faust“ ist nicht nur 
die Folge gesellschaftlich-sozialer Ent¬ 
wicklungen, sondern auch privater Ent¬ 
scheidungen, des Einflusses der italieni¬ 
schen Reise usw. Bündel von Einflüssen 
und Erfahrungen wirkten sich aus, von 
denen Panitz nur wenige für seine Dar¬ 
stellung nutzte. Ergänzungen im Ein¬ 
zelnen ergeben sich: Nachdem Goethe 
den 2. Teil des „Faust“ 1831 verschnürt 
hatte, „endgültig“ nach Panitz, öffne¬ 
te er ihn 1832 nochmals: „neue Aufre¬ 
gung“ notierte er. Nicht nach „einem 
Halbjahrhundert“ seit Büchners Tod 
wurde sein „Woyzeck“ bekannt, son¬ 
dern nach 38 Jahren. Bis heute ist trotz 
intensiver Nachforschungen nicht ein 
Beispiel eines Schullesebuches aus dem 
Dritten Reich bekannt, in dem unter 
Heines „Loreley“ gestanden hat „Ver¬ 
fasser unbekannt“. 1933 standen nicht 
nur deutschsprachige Bücher auf der 
Liste der zu vernichtenden Bücher, 
sondern auch Bücher Hemingways, 
Barbusses, Gorkis u.a. Hacks 4 „Ein Ge¬ 
spräch im Haus Stein über den abwe¬ 
senden Herrn von Goethe“ wurde nicht 
„mehr als 200mal“, sondern auf mehr 
als 200 deutschsprachigen Bühnen 
und in mehr als 25 Ländern aufgeführt 
u.a.m. Eine besondere Vorliebe hat 
Panitz für das Wort „aufmüpfig“, das 
1972 Spitzenwort des Jahres war. In¬ 
zwischen hat es seine Bedeutung weit¬ 
gehend verloren und so trifft er meist 
nicht das, was er meint: Das Wort war 
ursprünglich landschaftlich begrenzt 
und nicht gleichbedeutend mit „revo¬ 
lutionär“, wie Panitz meint. 

Das gut lesbare Buch ist Panitz 4 eige¬ 
ne Ahnengalerie deutschsprachiger 
Literatur - ausländische Autoren fin¬ 
den sich nicht, auch Frauen sind bei 


lewitje sehr direkt und stets zugespitzt, 
nicht ohne saloppes und gelegentlich 
auch nicht unbedingt notwendiges 
vulgäres Wortgut nebst eingestreuten 
polnischen „Schimpf- und Beschwö¬ 
rungswörtern“. Oft sind die Gesprä¬ 
che derb und ironisch provozierend. 
Die Narrenkappe jedoch schützt da¬ 
bei die beiden. Sie relativiert die un¬ 
mittelbare Schärfe als Narretei, ohne 
deren gesellschaftliche Wahrheit zu 
verdunkeln. 

Stolper erzählt vorwiegend gelöst und 
heiter, nicht ohne spürbare Wehmut, 
aber fern von Nostal- und Ostalgie. 
Was gesagt wird, wird parteilich ge¬ 
sagt, auch dort, wo es durch Ironie 
verzerrt erscheint. 

Auf einzelne Wertungen und Ur¬ 
teile einzugehen, verbietet sich, da 
der Blick des Autors stets die ge¬ 
sellschaftliche Totale (sozusagen die 
Welt als Ganzes) im Auge hat und 
dabei nichts auslässt, was ihm als Ge¬ 
genstand kritischer Vorführung re¬ 
levant erscheint. Unverblümt när¬ 
risch, aber unmissverständlich wird 
von ihm der angestaute Frust von der 
Seele geredet: begonnen bei Preu¬ 


dem in seinen Romanen den Frauen 
große Aufmerksamkeit schenkenden 
Schriftsteller nur durch Anna Seghers 
und Ruth Werner vertreten. Verstärkt 
wird der Unterhaltungswert durch 
Texte der behandelten Autoren - be¬ 
sonders aus ihren Tagebüchern; große 
Auszüge wurden aufgenommen, aus 
Heines „Lutetia“ und „Harzreise“, aus 
Büchners „Hessischem Landboten 44 , 
aus Brechts „Arbeitsjournal“, Bechers 
„Tagebuch 1950“ und Briefen der 
Anna Seghers. Ein Literaturverzeich¬ 
nis führt weiter. Rüdiger Bernhardt 

Eberhard Panitz: Tagebuch der tot¬ 
gesagten Dichter. Berlin: verlag am 
park in der edition ost, 2013, 205 S., 
14,99 Euro 


Tagebuch 

der 

totgesagten 

Dichter 



ßens „Gloria“ und fortlaufend bis zu 
den „blühenden Landschaften“, vom 
„Irrweg einer Nation“ (Alexander A- 
busch) bis zu „Gottes geliebter Ostzo¬ 
ne“ (Theologe Karl Barth), vom Pots¬ 
damer Abkommen bis zum „Goethe- 
Forum“ in München, vom Leben in der 
DDR bis zu den Ergebnissen der Wen¬ 
de, von Oskar Maria Grafs scharfen 
Urteilen über die „Großen 44 der Welt¬ 
geschichte bis zum „Meisterfaun“ aus 
Schulzenhof sowie dessen poetischer 
Würdigung zum 70. und zum 100. Ge¬ 
burtstag. 

Es ist also ein abwechslungsreiches, 
amüsantes und zum Nachdenken an¬ 
regendes Lesen in „Kaschpar - Kenig- 
Kühnemann“. 

Ursprünglich sollte dieser Band, wie 
mitgeteilt, den Abschluss einer Trilo¬ 
gie bilden. Hier muss sich der Rezen¬ 
sent korrigieren. „Kaschpar IV“, in 
dem sich die beiden Narren mit der 
Antike beschäftigen, ist im Werden. 

Bernhard Igel 

Armin Stolper, Kaschpar - Kenig - Küh¬ 
nemann, GNN Verlag, Schkeuditz 2013, 
264 S.,14,- Euro 


An der Nabelschnur des Lebens 

Armin Stolpers „Kaschpar“ zum dritten 
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Nötig ist ein Schuldenschnitt! 

Kommunalberatung der DKP Bezirk Rheinland-Westfalen 


W er von der Zukunft unse¬ 
rer Kommunen eine Vor¬ 
stellung benötigt, der soll¬ 
te einen Blick auf Detroit/USA rich¬ 
ten. Die ehemals fünftgrößte Stadt 
der USA ist insolvent, berichtete die 
FAZ am 17. Juni. Jetzt wohnen noch 
700 000 Menschen dort. Ein Drittel lebt 
unterhalb der offiziellen Armutsgrenze, 
die Arbeitslosenquote liegt offiziell bei 
19 Prozent (so kommt raus, dass 14 Pro¬ 
zent der Einwohner zu Löhnen arbei¬ 
ten, die arm machen). Dass die Infra¬ 
struktur verkommt, schließt die FAZ 
aus dem Umstand, dass 40 Prozent der 
Straßenlaternen nicht funktionieren, 
und beklagt die hohe Kriminalität. Of¬ 
fenbar wirkt sich die „wirtschaftliche 
Erholung“ der Autokonzerne GM und 
Ford „nur begrenzt“ aus. Um einen 
Konkurs abzuwenden, stellt die Stadt 
die Zahlungen auf bestimmte Schuld¬ 
titel ein, bietet ihren Gläubigern weni¬ 
ger als zehn Cent je Dollar. Betroffen 
sind davon zunächst einmal Pensions¬ 
ansprüche. 

Die Kommunalberatung des Bezirks 
Rheinland-Westfalen nahm die Lage 
der NRW-Kommunen in den Blick. 
Klaus Stein stellte in seinem Einfüh¬ 
rungsreferat den Zusammenhang von 
Fiskalpakt, ESM, Schuldenbremsen 
und der Armut der Städte und Gemein¬ 
den dar. Michael Gerber, Ratsherr in 
Bottrop, berichtete von Kürzungsmaß¬ 
nahmen der Stadt, die immerhin im 
Falle des Stenkhoffbades wirksam und 
beispielhaft durch einen Bürgerent¬ 
scheid bekämpft werden konnten. Jörg 
Detjen von der Fraktion „Die Linke“ 
im Kölner Stadtrat erinnerte an die 
gute Zusammenarbeit von DKP und 
Linkspartei und erläuterte einen Vor¬ 
schlag, wie durch eine Absprache mit 
der Firma Rheinenergie in einem pro¬ 
blematischen Armutsviertel in Köln die 
Versorgung mit einem Mindestmaß an 
Haushaltsenergie beispielhaft gesichert 
werde. Es geht ihm darum, Stromab¬ 
stellungen zu verhindern. 

In NRW sind 61 Kommunen so über¬ 
schuldet, dass sie, um Mittel aus dem 
Stärkungspakt Stadtfinanzen zu erhal¬ 
ten, Haushaltssanierungspläne vorle¬ 
gen müssen. Der Rat des Eifelstädt¬ 
chens Nideggen sieht sich dazu nicht 
in der Lage. Hier wohnen 10 000 Men¬ 
schen. Ihre Kommune hat 25 Millio¬ 
nen Euro Schulden. Nideggen erhält 
aus dem Stärkungspakt 750 000 Euro 
pro Jahr vom Land, ist aber säumig bei 
den Kürzungsmaßnahmen. Der Stadt¬ 
rat konnte keinen genehmigungsfähi¬ 
gen Etat vorlegen. Folge: Innenminis¬ 
ter Jäger schickte einen Sparkommis¬ 
sar. Das ging dann so: 

70 Bürger, davon nicht wenige Rats¬ 
mitglieder, stehen am 22. Mai im Rat¬ 
haus herum und harren der Dinge. 
Der Sparkommissar erscheint. Ralph 
Ballast ist sein Name. Er ist jetzt iden¬ 
tisch mit dem Stadtrat. Er sagt: „Der 
Beauftragte ist anwesend. Die Sitzung 
ist also beschlussfähig“ und beschließt: 
Der Gewerbesteuer-Hebesatz steigt 
von 420 auf 450 Prozent, die Grund¬ 
steuer A von 300 auf 500 Prozent 
und die Grundsteuer B von 450 auf 
600 Prozent. Sein Sanierungskonzept 
sieht weitere mittelfristige Planungen 
vor. Demnach steigt der Grundstücks- 
Steuersatz bis 2021 auf satte 990 Pro¬ 
zent. „Als Beauftragter stimme ich dem 
Beschluss Vorschlag zu“, sagt Ballast. Ei¬ 
ner der Zuhörer bezweifelt, daß er sich 
sein Haus noch wird leisten können. 


Woher kommt die Armut der 
Städte und Gemeinden? 

Der Beschluss zur Kommunalpolitik, 
den die DKP schon im März auf dem 
MörfeldenerTeil des Parteitages fassen 
konnte, sieht dafür drei alte und eine 
neue Ursache. 

„Bund und Länder wälzen Aufgaben 
auf die Kommunen ab, die diese zu 
finanzieren haben, ohne dass sie ent¬ 
sprechende zusätzliche Mittel erhalten.“ 
Das betrifft mittlerweile die Kosten 
für die Unterkunft nach SGB II, die 
Eingliederungshilfe nach SGB XII, 
die Pflegeversicherung, der Einglie¬ 


derungshilfe für Behinderte. Da hatte 
übrigens die Bundesregierung Abhilfe 
versprochen, um sich die Zustimmung 
der Städte und Gemeinden zu Fiskal¬ 
pakt und ESM zu sichern. 

„Die Steuergesetze lassen vor allem 
den Großkonzernen weite Spielräu¬ 
me, um sich der Zahlung der Gewer¬ 
besteuer teilweise bis vollständig zu 
entziehen.“ 

In der Tat. Wir haben das in Köln sehr 
schmerzhaft gespürt, als im vergange¬ 
nen Jahr insgesamt 171 Mio an Ge¬ 
werbesteuer fehlten. Ford zahlt keine 
Gewerbesteuer bzw. läßt sie sich sogar 
zurückzahlen. 

„Bürgerliche Kommunalpolitik re¬ 
agiert hilflos durch ,Standortpolitik 4 , 
kürzt einerseits und investiert ande¬ 
rerseits massiv in Schaufenster- und 


Hochglanzprojekte, die sich an den 
Interessen ,der Reichen und Schönen 4 
orientieren.“ 

Auch dazu können die Kölner einige 
Strophen singen. Es ist das Lied vom 
Kölschen Klüngel, wie er verniedli¬ 
chend bezeichnet wird. 

Sicher gehört zu solchen Großprojek¬ 
ten die überflüssige U-Bahn durch die 
Südstadt. Sie hatte schon vor dem Ein¬ 
sturz des Stadtarchivs am 3. März 2009 
eine Milliarde Euro verschlungen. Es 
wird immer noch nach den Ursachen 
des Einsturzes gesucht. 

Eine andere Strophe handelt von 
Schauspielhaus und Oper am Offen¬ 
bachplatz, denkmalgeschützte Bauten 
des Architekten Wilhelm Riphahn. Eine 
Sanierung wurde fällig. Am 17. Dezem¬ 
ber 2009 beschloss der Stadtrat statt- 
dessen Abriss und Neubau. Der konnte 
durch ein Bürgerbegehren abgewendet 
werden. Mit der kleineren Lösung der 
Sanierung werden Baukonzerne immer 
noch eine Viertelmilliarde umsetzen. 
Eine weitere Strophe besingt den Op- 
penheim-Esch-Fonds mit seinen Pub- 
lic-Private-Partnership-Proj ekten, die 
die Stadt Köln durch überhöhte Mieten 
im Laufe der Jahre um mehr als eine 
Milliarde Euro erleichtern werden. 
Jetzt stehen seine Manager der Oppen¬ 
heim-Bank vor Gericht. Sie sind der 
Untreue angeklagt. Die Bankiers hät¬ 
ten die Bank geschädigt. Beispielsweise 
wurden Millionen in die Renovierung 
einer Villa im Kölner Villenviertel Ma¬ 
rienburg gesteckt. Hier wohnte die 
Mutter von Christopher Oppenheim 
nach vollendeter Renovierung zu einer 
ungewöhnlich günstigen Miete. Wohl¬ 
gemerkt, die Staatsanwaltschaft klagt 
nicht gegen das Milliardenloch, das die¬ 
selbe Bank in den städtischen Haushalt 
gerissen hat. 

Aber zu diesen gewöhnlichen Aus¬ 
plünderungsmethoden kommt eine 
neue im Zuge der gegenwärtigen Kri¬ 
se. Deren reinigende Funktion wird 
außer Kraft gesetzt, damit spontane 
Krisen Wirkungen nicht das ganze Sys¬ 
tem in Frage zu stellen drohen. Banken 
werden mittels Rettungsschirmen vor 
der Pleite bewahrt, wenn sie mit dem 


Prädikat „systemrelevant“ versehen 
sind. Für ihre faulen Kredite kommen 
die öffentlichen Haushalte auf. Die 
übernehmen die Schulden, geraten an 
Stelle der Banken in die Schuldenfal¬ 
len. Marx hatte schon im Kommunisti¬ 
schen Manifest konstatiert: „Wodurch 
überwindet die Bourgeoisie die Kri¬ 
sen? Einerseits durch die erzwungene 
Vernichtung einer Masse von Produk¬ 
tivkräften; anderseits durch die Erobe¬ 
rung neuer Märkte und die gründliche¬ 
re Ausbeutung alter Märkte. Wodurch 
also? Dadurch, daß sie allseitigere und 
gewaltigere Krisen vorbereitet und die 
Mittel, den Krisen vorzubeugen, ver¬ 
mindert.“ 

Die EU-Staaten sind heute mit 
11,5 Billionen Euro verschuldet. Pro 
Jahr müssen zwei Billionen Euro neu 


an Schulden aufgenommen werden, 
um die alten Schulden zu bedienen. 
Das entspricht vier Fünftel des deut¬ 
schen Sozialprodukts. Darauf zielt die 
jetzige Austeritäts-Politik ab, die die 
EU zum Geldeintreiber für Banken 
und Reiche macht. Oberstes Ziel ist 
das Wegkürzen von sozialen Leistun¬ 
gen und Masseneinkommen, um die 
Gläubiger zu befriedigen. Damit haben 
wir es also in den Städten und Gemein¬ 
den zu tun. 

Die Reichen dagegen haben seit 2000 
ihren Reichtum um 50 Prozent erhö¬ 
hen können, während sich die Mas¬ 
seneinkommen real verringerten. Das 
private Geldvermögen übertrifft die 
Staatsverschuldung in Deutschland um 
das 2 l/2fache. Wo ein Schuldental, ist 
der Vermögensberg nicht weit. Aber 
seit 1997 ruht in Deutschland die Ver¬ 
mögensteuer. Die Körperschaftssteuer 
wurde von 45 Prozent auf 15 Prozent 
gesenkt. Immer noch wird von der Fi¬ 
nanztransaktionssteuer nur geredet. 
Tatsächlich handelt es sich um einen 
riesigen Umverteilungsmechanismus 
von Arm zu Reich, um einen gewal¬ 
tigen neuen Schub der Aneignung 
fremder Arbeit, fremden Eigentums, 
fremden Kapitals. Der leninistische 
Fachausdruck dafür heißt: Monopol¬ 
kapitalismus. 

Angesichts der noch immer andauern¬ 
den Niederlage der sozialistischen Al¬ 
ternative, des Fehlens einer sozialisti¬ 
schen Gefahr stehen alle Zugeständ¬ 
nisse, die sich die Arbeiterbewegung 
in den mehr als 150 Jahren ihrer Exis¬ 
tenz erkämpft hat, und mit ihnen der 
Sozialstaat zur Disposition. Es droht 
keine Pariser Kommune, deswegen 
werden die Segnungen der Bismarck- 
schen Sozialgesetze allmählich abge¬ 
baut. Es droht keine Räterepublik wie 
1918, deswegen scheint schon eine Ar¬ 
beitszeitverkürzung zunächst utopisch. 
Es gibt keine DDR mehr, deswegen 
kann die Rente gekürzt werden. Und 
angesichts der gegenwärtigen Selten¬ 
heit und Schwäche von staatlich orga¬ 
nisiertem Sozialismus bleibt die Ver¬ 
nichtung von Kapital mittels Kriegen 
eine Option. 


Privatisierung und 
Rekommunalisierung 

Nachmittags wurde intensiv in Arbeits¬ 
gruppen diskutiert. Wir erfahren aus 
Siegen, wie ein funktionierendes kom¬ 
munales Unternehmen nach dem Mot¬ 
to „Privat vor Staat“ privatisiert, ausge¬ 
plündert und ausgeschlachtet wird. Es 
handelt sich um die Verkehrsbetriebe 
Westfalen Süd (VWS). Die etwa 200 
Beschäftigten wehrten sich, ebenso 
Teile der Bevölkerung. Die DKP Sie¬ 
gen hat die Missstände mit ihrem In¬ 
fo-Blatt „Siegen Konkret“ aufgedeckt 
und öffentlich gemacht. Sie fordert 
nicht nur Rekommunalisierung, son¬ 
dern ein Konzept für die kurzfristige 
„Rückführung“, in dem Verluste und 
Verantwortlichkeiten benannt werden. 
Das Beispiel VWS ist der Beweis für 
das Scheitern des neoliberalen Prinzips 
„Privat vor Staat 44 . 

Im Kampf gegen die Privatisierung ha¬ 
ben die Betroffenen damit zu tun, daß 
wichtige Informationen vorenthalten, 
die Kosten und andere Bedingungen 
nicht offen gelegt werden. Manchmal 
ist es schwierig, die Ansatzpunkte für 
den Widerstand zu finden. 
Erfahrungsgemäß wird bei den Kom¬ 
munen durch Privatisierung kein Geld 
gespart. Es gibt Verträge, in denen 
sich Kommunen zur Zahlung von Zu¬ 
schüssen an die neuen Eigentümer ver¬ 
pflichten, falls bei der Übernahme von 
kommunalen Aufgaben (Ver- und Ent¬ 
sorgung, ÖPNV, usw.) die Gewinner¬ 
wartungen nicht erfüllt werden. 

Der vorgebliche Zwang zur Kosten¬ 
senkung führt in den Städten und Ge¬ 
meinden zu Stilllegungen und Verteu¬ 
erungen. Gerne dient er aber auch als 
Vorwand für die Privatisierung von 
Einrichtungen und Leistungen der 
Daseinsvorsorge. Gerade bei der Um¬ 
setzung des Fiskalpakts ist das eine 
der Varianten der Umverteilung von 
unten nach oben. Kommunale Aufga¬ 
ben werden abgebaut und verwandeln 
sich zu privatem Service gegen Bezah¬ 
lung, die sich ein großer Teil der Bevöl¬ 
kerung aber nicht mehr leisten kann. 
Zwar stehen wir zur Forderung nach 
Rekommunalisierung, aber die Bedin¬ 
gungen müssen klar sein. 

Verkehrspolitik 

In der AG Verkehrspolitik kam das Pro¬ 
blem des Ausbaus von Häfen sowohl im 
Düsseldorfer Süden wie Köln-Godorf 
zur Sprache. In den Städten gibt es Bür¬ 
gerinitiativen, die sich wütend gegen den 
Ausbau der Häfen und gegen die damit 
verbundene Vernichtung von Erho- 
lungs- und Naturschutzgebieten wehren. 
Die Haltung der DKP dazu muß noch 
entwickelt werden. Einerseits erscheint 
die Verlagerung des Lastenverkehrs weg 
von der Straße wünschenswert, ande¬ 
rerseits muss der drohende Ausbau von 
370 Hektar Liegefläche für Container 
erschrecken. Es wird mit fragwürdigen 
Zahlen operiert, etwa wenn mit einer 
Verdoppelung des Warentransports bis 
2030 gerechnet werde. Leider spielte der 
Kampf um ein Sozialticket von 15 Euro 
in der AG keine große Rolle. 

Kitas, Ganztag, Gesamtschulen 

In der AG „Kitas, Ganztag, Gesamt¬ 
schulen“ erläuterte Raja Bernard das 
Desaster, das sich aus dem einklag¬ 
baren Rechtsanspruch auf Betreuung 
für Kinder unter drei Jahren ergeben 
wird. Schon in 45 Tagen ist das fällig. 
Die Kinder sollen in Tageseinrichtun¬ 
gen und in der Kindertagespflege ge¬ 
fördert und betreut werden. Am 1. Au¬ 
gust werden aber nicht genügend Plät¬ 
ze zur Verfügung stehen. Einige Städte 
gehen dazu über, die Gruppengrößen 
zu erhöhen und die Beschäftigten zu 
belasten. Ein anderes Ventil ist der 
Schwarzmarkt von Tagesmüttern für 
Besserverdienende. Als in Köln Frauen 
für den Offenen Ganztag auf die Straße 
gingen, kam auf den Transparenten und 
Plakaten die Notwendigkeit zu arbei¬ 
ten zur Sprache. 

Raja Bernard betonte, dass die ganz¬ 
tägige Betreuung von Kindern in Ki¬ 
tas oder Ganztagsschulen nicht nur ein 
kommunalpolitisches Thema sei. Es ist 


ein familien- und frauenpolitisches, ein 
Zukunfts- und Systemthema, ein bünd¬ 
nispolitisches und ein gewerkschaftli¬ 
ches Thema, weil es eng mit der Frage 
der Arbeitszeiten verbunden ist. 

Wohnungsmarkt 
und Mietpreise 

In der AG zum Thema Wohnungsmarkt 
und Mietpreise ging es zunächst um die 
Frage der unterschiedlichen Ausgangs¬ 
lagen. In der Rheinschiene steigen die 
Mieten besonders stark, in manchen 
Vierteln in Köln um 5 Prozent im Jahr. 
Hier verdrängt der Gentrifizierungs- 
druck die weniger betuchten Mieter in 
die Außenbezirke oder überhaupt aus 
der Stadt. Anderswo gibt es Probleme, 
Mieter zu finden. Carli konnte von ei¬ 
ner Aktion in Bonn berichten, wo in ei¬ 
nem Wohngebiet die Mieter zusammen 
mit politischen Initiativen eine Veran¬ 
staltung gegen Leerstand und Vernach¬ 
lässigung von Wohnungen organisieren 
konnten und dabei viel Spaß hatten. 

In der AG zu den Mietnebenkos¬ 
ten wurde das Bermuda-Dreieck der 
Energiekosten veranschaulicht. Denn 
die energieverbrauchenden Betriebe 
schaffen es die Preise zu drücken und 
sie auf die privaten Haushalte abzuwäl¬ 
zen. Die im Januar von Minister Alt¬ 
meier erdachte Energiepreisbremse ist 
schon im April Makulatur gewesen. 
Die Beratung endete nach einer kurzen 
Diskussion mit dem folgenden Appell: 

Jetzt schlägt’s 13! 

In den Städten und Gemeinden wird 
gekürzt. Bürgerliche Demokratie ver¬ 
kommt zur Sachzwanglogik. Oft wird 
entsprechend dem Willen der Konzer¬ 
ne und Banken entschieden. Daseins¬ 
vorsorge wird teuer, reduziert, pri¬ 
vatisiert. Busse und Bahnen sind für 
viele unerschwinglich. Kommunale 
Unternehmen erhöhen die Preise bei 
Gas, Strom, Müll oder Wasser. Kom¬ 
munen lassen Schulgebäude verkom¬ 
men. Bibliotheken, Schwimmbäder, 
Beratungsstellen und Sozialeinrich¬ 
tungen werden geschlossen. Öffentli¬ 
che Räume und Flächen veröden und 
verschwinden. Geselligkeit und Kul¬ 
tur werden zunehmend kommerziell 
organisiert. 

Der Grund? Angeblich ist kein Geld 
da. Entlassungen und der Verkauf von 
kommunalem Eigentum erscheinen als 
zwangsläufige Folge und alternativlos. 
Aber so werden die Einnahmen wei¬ 
ter verringert. Unter kapitalistischen 
Bedingungen wächst die Armut der 
öffentlichen Haushalte, insbesondere 
der Kommunen. Sie ist politisch ge¬ 
wollt. Städte und Gemeinden sollen 
für Bankenrettungsschirme auf kom¬ 
men. Durch den europäischen Fiskal¬ 
pakt und den ESM fließen Hunderte 
Milliarden Euro auf die Konten der oh¬ 
nehin schon Reichen und in ihre Steu¬ 
erparadiese. Das ist ein weiterer Schub 
der Aneignung fremder Arbeit, frem¬ 
den Eigentums und fremden Kapitals. 
Das muß sich ändern! 

Wir wollen, dass kommunales Eigen¬ 
tum erhalten bleibt und zugunsten von 
uns Bürgerinnen und Bürger genutzt 
wird. Wir kämpfen gegen Privatisie¬ 
rung und werben für die Rekommu¬ 
nalisierung ehemals städtischer Be¬ 
triebe. Wir kämpfen für lebenswerte, 
menschliche, kulturvolle, soziale Städte 
und Gemeinden mit erreichbaren und 
reichhaltigen Bildungsangeboten. Die 
Umverteilung von Arm zu Reich muß 
die Richtung ändern. Die großen Ban¬ 
ken gehören in öffentliches Eigentum 
unter demokratische Kontrolle. 

Was ist zu tun? 

Die Kürzungen müssen gestoppt wer¬ 
den. Wir brauchen für die Städte und 
Gemeinden eine solide steuerfinan¬ 
zierte Grundlage. Nötig ist ein Schul¬ 
denschnitt. 

Überall muss protestiert werden. Brei¬ 
te Bündnisse sind nötig. Es gilt, Empö¬ 
rung und Widerstand zu organisieren, 
nicht nur die schon Empörten! 
Gesellschaftliche Veränderungen sind 
nötig: Soziales muss. 

Klaus Stein 
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Arbeit aufgenommen 

Bericht zu den Tagungen der Kommissionen des Parteivorstandes 


Vom LLL-Wochenende 
bis zum Pressefest 

DKP beschließt Mitgliederkampagne und Antritt 
zur Europa-Wahl. Bericht von der 3. PV-Tagung 


D ie DKP tritt im kommenden 
Jahr zur Europa-Wahl an. Das 
beschloss der Parteivorstand 
mit großer Mehrheit auf seiner 3. Ta¬ 
gung am vergangenen Wochenende in 
Essen. Für die DKP-Liste sollen auch 
parteilose Kandidatinnen und Kandi¬ 
daten gewonnen werden. Zuvor hatte 
der Parteivorsitzende Patrik Köbele 
zum Thema referiert. „Sicher ist, dass 
die Krise der Eurozone bzw. die Krise 
im globalen Maßstab nicht überwun¬ 
den sein wird“ so Köbele. „Unsicher 
ist, wie lange es dem deutschen Im¬ 
perialismus noch gelingt, in der Krise 
teilweise zu profitieren“ und dadurch 
eine Strategie fahren zu können, Teile 
der Arbeiterklasse durch Vorgaukeln 
von Sicherheit aber auch durch mate¬ 
rielle Kleinzugeständnisse einzubin¬ 
den. „Wir haben alles zu tun, um die 
Arbeiterklasse unseres Landes zu ei¬ 
ner offensiveren Formulierung der ei¬ 
genen Interessen zu bringen“ Es gehe 
um Forderungen, die darauf zielen, 
den Zustand, dass Deutschland im 
Verhältnis zu seiner Produktivität ein 
Niedriglohnland ist, zu ändern. Dazu 
bedürfe es des Kampfes um höhere 
Löhne, um eine Verkürzung der Wo¬ 
chenarbeitszeit bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich - „die Rente mit 67 
muss weg.“ Unsere Position bei den 
EU-Wahlen auf die Straße zu tragen, 
sei aber auch deshalb erforderlich, da¬ 
mit EU-kritische Positionen nicht den 
Rechten überlassen werden. 

Köbele bedauerte, dass die DKP zur 
Bundestagswahl nur mit Direktkan¬ 
didatinnen und -kandidaten antritt. 
Hierzu hätte die Partei auch kaum 
motiviert werden können, so gebe es 
nur in wenigen Wahlkreisen Direkt¬ 
kandidaten, darunter in Berlin, Bran¬ 
denburg und Baden-Württemberg. 
In Ermangelung einer eigenen Lis¬ 
te schlug Köbele dem Parteivorstand 
vor, zur Bundestagswahl dazu aufzu¬ 
rufen, mit der Zweitstimme die Partei 
,Die Linke 4 zu wählen. Dem stimmte 
der Vorstand nach längerer Debatte 
zu, schränkte allerdings ein, dass der 
Wahlaufruf nur gelte, „solange ,Die 
Linke 4 konsequent gegen Rechtsent¬ 
wicklung, Privatisierungspolitik, Sozi¬ 
alabbau und Kriege eintritt“. 

Am gleichen Tag wie die EU-Wahl, 
nämlich am 25. Mai 2014, finden in 
zehn Bundesländern Kommunalwah¬ 
len statt. Hierzu schlug Köbele eben¬ 
falls vor, möglichst mit Eigenkandi¬ 
daturen oder in gleichberechtigten 
Bündnissen anzutreten. 

Die Wahlen 2014 spielten auch in der 
Diskussion um den Umtausch der Mit¬ 
gliedsbücher eine große Rolle. Der 
Parteivorstand beschloss, den nötigen 
Umtausch der Dokumente mit einer 
Kampagne zur Stärkung der Partei zu 
verbinden und dafür die Wahlkämpfe 
zu nutzen. Bereits auf einer Beratung 
mit Vertretern der Bezirke war eine 
solche Kampagne angesichts der Al¬ 
tersstruktur der Partei als alternativlos 
dargestellt worden. Die Beratung hat¬ 
te unter anderem ergeben, dass beim 
Umtausch der Dokumente in einigen 
Bezirken mit bis zu 15 Prozent Mit¬ 
gliederverlust gerechnet werden müs¬ 
se. Vor diesem Hintergrund bedarf es 
einer großen Anstrengung der ganzen 
Partei und einer Offensive in der Mit¬ 
gliederwerbung, um den Stand der 
Mitgliedschaft zu halten und gegebe¬ 
nenfalls auszubauen. 

Weitere Ziele der Kampagne sollen 
die Gewinnung neuer UZ-Leserinnen 
und -Leser, die Verjüngung der Partei 
durch verstärkte Zusammenarbeit mit 
der SDAJ sowie die Stabilisierung 
der Parteifinanzen, unter anderem 
durch eine Diskussion um Beitrags¬ 
ehrlichkeit sein. Der Parteivorstand 
beschloss, dass der Umtausch der 
Mitgliedsbücher im Dezember abge¬ 
schlossen sein soll und die Partei mit 
dem Liebknecht-Luxemburg-Lenin- 
Wochenende im Januar in Berlin in die 


Offensive geht. Eckpunkte der Kam¬ 
pagne, deren inhaltlicher Leitfaden 
sich vor allem aus dem Beschluss des 
20. Parteitages „Antworten der DKP 
auf die Krise“ ergibt, sollen neben dem 
LLL-Wochenende der 1. Mai und die 
EU- und Kommunalwahlkämpfe so¬ 
wie als Höhe- und Endpunkt im Som¬ 
mer 2014 das UZ-Pressefest - sollte 
es beschlossen werden. Um für eine 
solche Entscheidung Grundlagen zu 
schaffen, wählte der Parteivorstand 
eine AG zur Vorbereitung des bislang 
größten Festes der Linken. Diese soll 
dem Gremium auf seiner 4. Tagung 



eine Konzeption für das Volksfest der 
Solidarität vorlegen. Dort soll eben¬ 
falls eine Finanzplanung vorliegen; 
Spenden werden ab sofort gesammelt. 
An diesen Vorhaben orientiert sich 
auch der Arbeitsplan Öffentlichkeits¬ 
arbeit, den Männe Grüß vorstellte. 
Neben konkreten Öffentlichkeits¬ 
materialien wurde als zentrales Vor¬ 
haben der Ausbau der Onlineprä¬ 
senz der Partei beschlossen. Das soll 
vor allem durch Hilfestellungen für 
Kreise und Gruppen, den Neuauf¬ 
bau der UZ-Seite im Mai 2014 sowie 
die Einrichtung eines Membernets, in 
dem sich Mitglieder der Partei infor¬ 
mieren und austauschen können, ge¬ 
schehen. Das Membernet, das Ende 
kommenden Jahres online gehen soll, 
ist auch ein Versuch, ein alternatives 
Online-Angebot für Diskussionen in¬ 
nerhalb der Partei anzubieten, wofür 
zur Zeit vor allem Social-Media-Netz- 
werke genutzt werden. Männe Grüß 
wies darauf hin, welche Gefahren das 
unbedachte Nutzen von Social-Me- 
dia-Netzwerken in sich birgt, wie die 
jüngsten Erfahrungen mit Kriminali¬ 
sierungen bei den Massenprotesten in 
der Türkei gezeigt hätten. Gleichzeitig 
betonte er die Notwendigkeit, der Par¬ 
tei die Möglichkeit zu bieten, auch im 
Netz Diskussionen führen zu können. 
Der Parteivorstand wählte Genossen 
Sepp Aigner als Chefredakteur des 
Nachrichtenportals news.dkp.de und 
bestätigte die UZ-Redaktion. Der 
Frauenarbeitskreis Essen wurde be¬ 
auftragt zu einer ersten bundesweiten 
Beratung des neu zu bildenden Frau¬ 
enarbeitskreises einzuladen, Genos¬ 
sin Isa Paape wurde zur Leiterin der 
Kulturkommission gewählt. Vorberei¬ 
tet wurde die gewerkschaftspolitische 
Konferenz der DKP, die am 19. Okto¬ 
ber in Hannover stattfinden wird. 

Der Parteivorstand erklärte sich so¬ 
lidarisch mit dem Whistleblower Ed¬ 
ward Snowden sowie mit den krimina¬ 
lisierten Bauern des Catatumbo in Ko¬ 
lumbien. Unterstützt wurde die Idee 
der Kuba-AG dem Netzwerk Cuba 
e.V. einen Aktions tag für die in den 
USA inhaftierten „Cuban Five“ vor¬ 
zuschlagen. Unter dem Motto „Das 
Schweigen brechen - 15.000 für die 
Cuban Five“ sollen mehr Menschen 
über das Schicksal der kubanischen 
Genossen aufgeklärt werden. 

Der Parteivorstand unterstützt darü¬ 
ber hinaus die Konferenz „Revolution 
und Konterrevolution“ zum 40. Jah¬ 
restages des faschistischen Putsches 
in Chile, die am 7. September von der 
Marx-Engels-Stiftung, der Tageszei¬ 
tung junge Welt und der Gesellschaft 
zum Schutz von Bürgerrecht und 
Menschenwürde (GBM) in Berlin or¬ 
ganisiert wird. 


Die insgesamt arbeitsreiche und kons¬ 
truktive Tagung war überschattet von 
der am Vorabend über kommunisten. 
de bzw. eine E-Mail der Genossin Bet¬ 
tina Jürgensen verbreitete Informati¬ 
on über eine bundesweite Beratung 
von DKP-Genossinnen und Genos¬ 
sen am 15. und 16. Juni, um „über die 
Ergebnisse des 20. Parteitags zu bera¬ 
ten 44 . Dort seien „alternative politische 
Positionen diskutiert und Vorschläge 
entwickelt“ worden, „wie diese dar¬ 
gestellt werden und dafür in der DKP 
um demokratische Mehrheiten gewor¬ 
ben wird. Vereinbart wurde auch in der 
Zukunft die statutarische Möglichkeit 
von Zusammenkünften zur Verbin¬ 
dung der Mitglieder zu nutzen.“ Ein¬ 
geladen zu dieser Beratung hatten die 
Genossen Leo Mayer, Detlef Fricke, 
Uwe Fritsch, Michael Maercks, Volker 
Metzroth sowie Genossin Bettina Jür¬ 
gensen. 

Das Sekretariat des Parteivorstands 
sieht darin die Gefahr, dass es zu Ten¬ 
denzen der Bildung von „Fraktionen, 
d.h. Gruppen mit eigener Disziplin, 
eigenen Strukturen und politischen 
Plattformen“ kommt. Diese sehen wir 
„als Gefahr für den Bestand der Par¬ 
tei.“ (Beide Zitate aus Artikel 3 des 
Statuts der DKP). In der Debatte ver¬ 
wies der stellvertretende Vorsitzende 
Hans-Peter Brenner darauf, dass das 
Treffen und das Referat von Jürgensen 
der politischen Konzeption zur Ableh¬ 
nung des Parteitags und des Aufbaus 
einer fraktionellen Gruppe entspricht, 
die Mayer bereits in zwei vorangegan¬ 
genen Referaten entwickelt hatte. Die 
Ausführungen von Jürgensen stünden 
im Widerspruch zum kommunisti¬ 
schen Parteiverständnis und zum Par¬ 
teiprogramm. 

Vorbereitung und Durchführung ei¬ 
nes „Pressefest, der ganzen Partei für 
die ganze Partei 44 wie es Köbele vor¬ 
schlägt, und eine erfolgreiche Kampa¬ 
gne zur Stärkung der DKP werden so 
zumindest erschwert. Die vorhande¬ 
nen Informationen über das Treffen 
und das Einleitungsreferat von Betti¬ 
na Jürgensen werden in den DKP-In- 
formationen veröffentlicht, damit die 
Partei in der Lage ist sich eine Mei¬ 
nung zu bilden. 

Wera Richter 


Unter kundiger Anleitung von Lucas 
Zeise nahmen wir, einige wissbegie¬ 
rige Genossinnen und Genossen der 
DKP, die aktuelle Weltwirtschaftskrise 
in den Blick. 

Wie schon die große Krise in den 30er 
Jahren des letzten Jahrhunderts hat 
auch die aktuelle eine Vorgeschichte. 
Die Aufbauphase des Kapitalismus 
nach dem Zweiten Weltkrieg war ge¬ 
kennzeichnet durch eine allgemeine 
Prosperität, auch für große Teile der 
Arbeiterklasse. Eric Hobsbawm be- 
zeichnete den Zeitraum von 1945 als 
das Goldene Zeitalter des Kapitalis¬ 
mus. Bereits 1974 kam es, einherge¬ 
hend mit der Ölpreissteigerung, zu 
einem deutlichen Einbruch des wirt¬ 
schaftlichen Wachstums. Die Profitra¬ 
ten gerieten unter Druck. Es zeichnete 
sich eine zyklische Überproduktions¬ 
krise ab. 

Hinzu traten die technischen Erneu¬ 
erungen in der Mikroelektronik. Es 
kam zu Verschiebungen des Kräfte¬ 
verhältnisses zugunsten des Kapitals. 
Die steigende Arbeitslosigkeit wirkte 
in die gleiche Richtung. Die Sicherung 
und Stabilisierung der Profitraten, das 
strategische Ziel des Kapitals, wurde 
in den folgenden Jahren ideologisch 
vorbereitet. Dazu gehörten die Kern- 


Am 15. und 22. Juni tagten die Kom¬ 
missionen des Parteivorstandes Be¬ 
triebs- und Gewerkschaftspolitik, Mar¬ 
xistische Theorie und Bildung sowie die 
Kuba AG. Außerdem fand eine zentrale 
Beratung mit den Bezirken statt. 

An der Sitzung der Kommission Be¬ 
triebs- und Gewerkschaftspolitik nah¬ 
men 13 Genossinnen und Genossen 
aus sechs Bezirken statt. Beraten wur¬ 
de über die theoretische Konferenz zur 
Gewerkschaftspolitik am 19. Oktober 
im Freizeitheim Linden in Hannover 
und die Umsetzung des Beschlusses 
des 20. Parteitags „Arbeitszeit verkür¬ 
zen! Für die 30-Stunden-Woche - Für 
ein neues Normalarbeitsverhältnis!“. 
Eine Broschüre zum Thema wird nach 
der Sommerpause erscheinen. Der 
Aufruf des Kommissionsvorsitzenden 
Olaf Harms, sich aktiv an den Betriebs¬ 
rats-Wahlen 2014 zu beteiligen, wurde 
bestätigt. In der Kommission sollen ta¬ 
rifpolitische Grundsätze der DKP und 
Positionen zur Gesellschaftsdebatte in 
den Gewerkschaften entwickelt wer¬ 
den. Als weitere Themen wurden das 


grundsätzliche Verhältnis der DKP zur 
Zeit- und Leiharbeit und eine Position 
zur augenblicklichen Situation in der 
Automobilbranche gesehen. Zum letzt¬ 
genannten Punkt werden die Bezirke 
Niedersachsen, Ruhr-Westfalen und 
Baden-Württemberg gebeten, eine ge¬ 
meinsame Position zu entwickeln. Die 
nächste Sitzung der Kommission soll 
am 30. November stattfinden. 

Am 22. Juni fand die erste Vollsitzung 
der neuen Bildungskommission in Es¬ 
sen statt. Sie war mit mehr als 20 Teil¬ 
nehmerinnen und Teilnehmern gut be¬ 
sucht und traf nach solidarischer und 
sachlicher Aussprache konkrete Be¬ 


förderungen der Wegbereiter, wie „der 
schlanke Staat“, „der eigenverantwort¬ 
liche Bürger 44 oder die „Förderung der 
Leistungsfähigen“. Die Gewerkschaf¬ 
ten wurden als konservative Besitz¬ 
standswahrer denunziert. Hinter die¬ 
sen Formulierungen steckten Zusam¬ 
menstreichen der Sicherungssysteme, 
massive Senkung der Spitzensteuer¬ 
sätze und prekäre Arbeitsverhältnisse. 
Rückblickend kann gesagt werden, 
dass das Kapital sein Vorhaben auf 
ganzer Linie durchsetzen konnte. 
Riesige Kapitalmengen konnten ak¬ 
kumuliert werden, die Kaufkraft der 
Arbeiterklasse ging immer weiter 
zurück. Es stellt sich die Frage, war¬ 
um es noch etwa 30 Jahre brauchte, 
bis die gegenwärtige große Weltwirt¬ 
schaftskrise begann. Mit der Immobi¬ 
lienkrise 2007 in den USA, ausgelöst 
durch Zahlungsunfähigkeit vieler Ar¬ 
beiter, brach sie offen aus. Zuvor wur¬ 
den über Jahre große Kapitalmengen 
in den Finanzsektor transferiert. Ein 
überproportionales Wachstum war die 
Folge, verbunden mit einem Ansteigen 
der Vermögenswerte, des „fiktiven 
Kapitals“, dessen Anspruch auf Zins¬ 
zahlung konnte nicht mehr befriedigt 
werden. Die Folgen waren verheerend. 
Der gesamte Finanzsektor drohte zu 


Schlüsse zur Umsetzung des von der 
2. PV-Tagung beschlossenen Arbeits¬ 
plans. Dazu gehören der Aufbau von 
bezirklichen Bildungskommissionen 
und die Durchführung der zentralen 
Bildungsthemen in allen Bezirken. Die 
Arbeit der Karl-Liebknecht-Schule der 
DKP soll stärker unterstützt werden, 
intensiviert werden soll die Zusam¬ 
menarbeit mit befreundeten Bildungs¬ 
einrichtungen wie der Marx-Engels- 
Stiftung, Marxistischen Abendschulen 
(MASCH) sowie die Kooperation mit 
den Marxistischen Blättern. Innerhalb 
der Kommission wurden die Arbeits¬ 
gruppen Kapitalismusanalyse, Klassen¬ 
analyse, Didaktik und Sozialismus ge¬ 
gründet. Auf der 4. Tagung des Partei¬ 
vorstandes am 14./15. September wird 
ein Schwerpunkt die Marxistische Bil¬ 
dung und Ideologie sein. Die 2. Voll¬ 
sitzung der Bildungskommission findet 
voraussichtlich am 7. Dezember statt. 
Die Kuba AG beriet unter anderem 
über die Solidaritätsarbeit für die „Cu¬ 
ban Five“. Der Antrag ihrer Leiterin 
Nicole Drücker, eine Bündnisaktion 


„Das Schweigen brechen - 15.000 für 
die Cuban Five“ vorzuschlagen, wurde 
auf der 3. PV-Tagung angenommen. 
Mit Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
aus zehn Bezirken fand ebenfalls am 
22. Juni eine Beratung zur Mitglieds¬ 
buchneuausgabe und zu einem mögli¬ 
chen Pressefest 2014 statt. Eine weitere 
Beratung mit den Bezirken und ihren 
Kassiererinnen und Kassierern ist für 
den 20. Oktober in Hannover geplant. 
Referate der Kommissionssitzungen, 
zu denen alle Bezirke aufgerufen sind, 
Delegierte zu entsenden, sind auf www. 
dkp.de unter dem Link Parteivorstand 
zu finden. -er 


kollabieren, die Realwirtschaft geriet 
in eine tiefe Rezession. Die Konjunk¬ 
turprogramme wurden mit Steuermit¬ 
teln finanziert, wie immer wurden die 
Verluste des Finanzsektors sozialisiert. 
Nach Einschätzung von Lucas Zeise 
ist das neoliberale Regulationsregime 
an sein Ende gekommen, nicht jedoch 
der Kapitalismus an sich. 

Das imperialistische EU-Projekt kann 
auf neoliberaler Basis genau so wenig 
existieren wie mit einer gemeinsamen 
Währung. Die inneren Widersprüche 
und die Konkurrenzverhältnisse lassen 
das nicht zu. Ein existentiell wichtiger 
Schritt wäre außerdem ein radikaler 
Schuldenschnitt, ein Schrumpfen des 
Finanzsektors. Angesichts der Struk¬ 
turen und der Machtverhältnisse er¬ 
scheinen solch radikale Schritte unrea¬ 
lisierbar, „Die Vereinigten Staaten von 
Europa“ (Lenin) bleiben ein reaktio¬ 
näres Projekt. Unsere Abwehrkämpfe 
müssen sich auf die Entmachtung des 
Finanzsektors konzentrieren und auf 
die Rückgewinnung des Volksvermö¬ 
gens auf Kosten der Profite. 

Die Lehrgangsteilnehmer hatten eine 
angeregte Diskussion. Noch lebhafter 
wäre es zugegangen, wenn alle Ange¬ 
meldeten gekommen wären. 

Ulla Ermen, Marcel de Jong, Christian Weiß 


Erkenntnisreiche Stunden in der 
Karl-Liebknecht-Schule 

Seminar zur aktuellen Weltwirtschaftskrise 
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„Wir Kommunisten haben ein gemeinsames Ziel, haben die Wissenschaft von 
Marx, Engels und Lenin und wir haben unsere Parteigeschichte.“ 

(Jupp Mallmann, 2011) 

Unser Genosse 

Jupp Mallmann 

verstarb kurz vor Vollendung seines 88. Lebensjahres 

Jupp hat unsere Parteigeschichte mitgeschrieben. Jupp, der FDJler und der einstige Kreis¬ 
sekretär der KPD von Moers am Niederrhein, Jupp, der Redakteur des Deutschen Freiheits¬ 
senders DSF 904, der aktiv gegen die Wiederaufrüstung der BRD kämpfte, und der aufrechte 
Gewerkschafter, der unter Adenauer wegen Hochverrats vor Gericht gestellt wurde. 

1943 gerät Jupp als Soldat in sowjetische Kriegsgefangenschaft. Hier beginnt für ihn das 
Nachdenken über Krieg und seine Ursachen. Seine Schlussfolgerung: ich muss mich orga¬ 
nisieren und politisch aktiv werden. Jupp wird im März 1947 Mitglied der FDJ und der KPD. 
Nach dem Verbot der FDJ wird er 1953 verhaftet. 

Nach 408 Tagen Einzelhaft wird Jupp gegen Auflagen entlassen. Doch das Verfahren läuft 
weiter. Um weiterer Haft zu entgehen, geht er nach dem KPD-Verbot 1956 in die Illegalität. 
In der ihm wenige Monate zuvor zugestellten Anklageschrift des Bundesgerichtshofs wird 
ihm unter anderem sein Eintreten „für die Errichtung eines einheitlichen, unabhängigen, de¬ 
mokratischen Deutschlands, mit dem Ziel des baldigen Abschlusses eines gerechten Frie¬ 
densvertrages und des Abzugs aller Besatzungstruppen“ vorgeworfen. 

Erst 1968, als im Zuge der neuen Ostpolitik die Konstituierung einer neuen kommunisti¬ 
schen Partei möglich wird, wird der Haftbefehl aufgehoben. Bis das ihm zugefügte Unrecht 
offiziell eingeräumt wird, sollten nochmals 24 Jahre vergehen. Erst 1992 räumt das Bun¬ 
desjustizministerium ein, dass Jupp Mallmann „Ungerechtigkeiten“ zugefügt wurden. Eine 
Rehabilitierung und Wiedergutmachung wird ihm aber wie Zehntausenden anderen politi¬ 
schen Häftlingen verweigert. 

Die DKP betraute Jupp seit 1968 mit verantwortungsvollen Aufgaben. Er wurde Geschäfts¬ 
führer der Druckerei und Verlag GmbH Plambeck, in der u. a. die UZ herausgegeben wurde. 
Nie verlor Jupp seine Bodenhaftung. Jede Woche stand er auf dem Markt in Neukirchen- 
Vluyn und verkaufte seine UZ. Und auch vor dem Tor der Zeche Niederberg bot er mit sei¬ 
nen Genossinnen und Genossen den Bergleuten die Betriebszeitung der DKP „Glückauf“ 
für einen Soligroschen an. 

Jupps Kampfesmut war nach über 60 Jahren aktiver Arbeit in der kommunistischen Bewe¬ 
gung ungebrochen. Seine Solidarität gehörte nach der Niederlage des Sozialismus auch 
den politisch verfolgten Staats- und Parteifunktionären der DDR. 

Auch sein Wirken seit 1999 in Berlin hat viele Spuren hinterlassen und vor allem junge Ge¬ 
nossinnen und Genossen immer wieder begeistert. „Jupp hat aufgeschrieben - Bericht eines 
Zeitzeugen“ heißt eine Schrift mit autobiografischen Notizen. Damit leistete Jupp Aufklärung 
über „juristische Schweinereien“ für die Nachwelt. 

Jupp, Du bleibst in unserer Erinnerung! Wir machen weiter! 

Wir bitten im Sinne von Jupp um Spenden für seine Zeitung, die UZ, auf das Konto: DKP 
PV, Kto.-Nr. 4002 487 502, GLS Bank Bochum, BLZ 430 609 67 - Stichwort: Jupp Mallmann 

DKP Parteivorstand 

Redaktion Unsere Zeit 

DKP Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen 

DKP Landesvorstand Berlin 

DKP Kreis Wesel 

DKP Treptow-Köpenick 


Motorrad gesucht! 

Suche für meinen Sohn Motor¬ 


Manfred Eger 

rad Bj. 1950 - 1975 , fahrbereit 


Du setzt Dich immer ein für die Interessen der arbeitenden Men¬ 

oder zum restaurieren 


schen, kennst wie kaum ein anderer die Entwicklung der DKP 

Tel. 06656-1653 oder 0160- 


und bist heute noch ihr aktiver Mitgestalter. 

99463037 


Zu Deinem 


85. Geburtstag am 08. Juli 2013 
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gratulieren wir Dir, lieber Genosse Manfred Eger, ganz herzlich! 



Deine Genossinnen und Genossen 

helfen 


der DKP Baden-Württemberg und der DKP Alb-Donau. 



Wir wünschen Dir alles Gute und vor allem Gesundheit für viele 

der UZ 


weitere Jahre im gemeinsamen Wirken für Frieden und Sozialismus. 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühl¬ 
schrank, Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 
Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax:06249-67263 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 
Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 





Toskana, nah am Meer 


Ökoliof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille: 
große helle Zimmer, 

viele gute Büchen 
Ham öder Häuschen- 
Kinderparadies. 


Unsere Genossin 

Hanna Meiser 

wird heute, am 5. Juli, 80 Jahre alt 

Liebe Hanna, 

wir gratulieren Dir sehr herzlich zu Deinem Geburtstag und wünschen Dir alles Gute, 
Gesundheit entsprechend Deinem Alter, weiterhin eine angenehme Zeit an Deinem Wohnplatz 
und viele schöne Stunden mit Deiner Familie. 

„Seit den Anfängen ihrer Bewegung kämpfen Kommunistinnen und Kommunisten gegen 
Ausbeutung und Unterdrückung, gegen Privilegien der Herrschenden und Verelendung der 
Massen, gegen Kriege und gegen geistige Manipulation und Verdummung. Sie treten für 
die Emanzipation der Menschen ein, für sozialen Fortschritt, für eine Welt des Friedens, für 
die Teilhabe aller am kulturellen Reichtum der Geschichte und Gegenwart. Sie wahren die 
Traditionen progressiver Bewegungen der Vergangenheit, knüpfen an die Aufklärung an und 
vertreten die Ideen des Humanismus, die Karl Marx in der revolutionären Forderung verdichtete, 
,alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein 
verlassenes, ein verächtliches Wesen ist“ 4 (Parteiprogramm der DKP, S.44) 

In Elversberg, dort wo Du geboren wurdest und gelebt hast, warst Du für viele Menschen 
das Beispiel einer kommunistischen Mitbürgerin, immer hilfsbereit und immer politisch, 
doch nie aufdringlich. Und in der Kommunistischen Partei bist Du das Beispiel einer aktiven 
Genossin; selbstbewusst, aber nicht überheblich, wissend um die eigenen Stärken und 
Schwächen; unermüdlich und zuverlässig in Aktionen und als Parteifunktionärin; und auf jeden 
Fall muss genannt werden Dein Einsatz für Kinderferienaktionen in die DDR und bei den 
Kinderzeltlagern im Kreis Neunkirchen und in der Friedenspolitik. 

Liebe Hanna, 

nicht immer hast Du es leicht gehabt. Viele Jahre hast Du dich um Gerhard, Deinen Sohn und 
Genossen, gekümmert; viel Kraft hat Dich das gekostet. Auch die letzten Jahre zusammen mit 
Deinem Ehemann und Genossen Toni waren nicht leicht für Dich. 

Auch viel Schönes, Interessantes und Aufregendes hast Du erlebt, in und mit Deiner Familie, 
mit Deinen Genossinnen und Genossen, im Dorf, bei Festen und Veranstaltungen; sich daran 
zu erinnern, das lohnt sich. 

Liebe Genossin Hanna, 

gerne denken wir zurück an die vielen gemeinsamen Jahre des Kampfes, der Solidarität, des 
fröhlichen Zusammenseins und wir freuen uns auf das Wiedersehen. 

Danke und alles Gute. 

Deutsche Kommunistische Partei - Kreisvorstand Neunkirchen 

Geburtstags-Anschrift: 

Johanna Meiser - Seniorengalerie Moselpark Perl - Auf dem Sabel 16-22 - 66706 Perl 


Unser Kreisvorsitzender 

Ulrich Abczynski 

begeht am 7. Juli seinen 60. Geburtstag. 

Seit vielen Jahren nun schon leitet Uli unseren Kreisverband mit der optimistischen Tatkraft, die ihn 
so unverwechselbar macht. Uli kommt aus einer Familie, in der die revolutionären Traditionen des 
Ruhrgebietes seit Generationen gelebt werden. Ob als Gründungsmitglied der SDAJ, beim solidari¬ 
schen Einsatz in Nikaragua und Kuba, bei der beschwerlichen Basisarbeit nach 1989 - stets steht er in 
den ersten Reihen des Kampfes für Frieden und sozialen Fortschritt. Und was wäre das UZ-Pressefest 
ohne ihn als technischen Leiter? Menschen wie er, die auch in schwierigen Situationen ihre Zuversicht 
nicht verlieren, machen unsere Partei zu dem, was sie ist. 

Lieber Uli! 

Wir wünschen Dir einen schönen Geburtstag, alles Gute und vor allem Gesundheit und danken Dir für 
Dein Verständnis, wenn einige von uns eine Raucherpause brauchen. 

Deine Genossinnen und Genossen aus Neuss und Dormagen 


Wir gratulieren unserem Genossen 

Ulrich Abczynski 

herzlich zu seinem 60. Geburtstag am 7. Juli 2013. 

Lieber Uli, Du hast maßgeblichen Anteil am Erfolg der vergange¬ 
nen UZ-Pressefeste. Ohne Dich wären sie uns nicht so gelungen. Dafür dan¬ 
ken wir Dir herzlich und freuen uns, dass wir auch für ein Pressefest 2014 auf 
Dich zählen können. 

An Stelle von Blumen und Geburtstagsgeschenken bittet der Kassierer um 
Spenden auf das Konto: DKP Parteivorstand, Kto.-Nr. 4002 487 502, GLS Bank 
Bochum, BLZ 430 609 67 - Stichwort: UZ-Pressefest 2014. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Parteivorstand 


Wir, Karin und Paul, 

möchten uns auf diesem Weg für die vielen Glückwünsche zu unserem Hoch¬ 
zeitstag herzlich bedanken. 50 Jahre sind wir durch dick und dünn gegangen. 
Wir haben uns sehr über die nette Anzeige gefreut (obwohl wir uns eigentlich 
leise verstreichen wollten!). Ihr schreibt „Tolle Sache dat, machma ersma wei¬ 
ter so“. Genau das werden wir machen. 

Nochmal Danke an alle Gratulantinnen und Gratulanten. 


DKP im Internet: WWW.Clkp.ClG 
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Die „Väter“ der Drohnen nicht 
vergessen 

Betr.: Drohneneinsatz 

Das scheinheilige Gerede des Vertei¬ 
digungsministers - übrigens kein Ruh¬ 
mesblatt für die Offiziersfamilie de 
Maiziere - über die amerikanische Su¬ 
perdrohne „Euro Hawk 2“ sollte uns 
nicht die Väter des verbrecherischen 
Kriegsgerätes vergessen lassen. 

Unter dem Vorwand, damit den inter¬ 
nationalen Terror zu bekämpfen, lässt 
Obama heimtückisch Todesurteile im 
rechtsfreien Raum vollstrecken. Wie 
viele Zivilisten z.B. unter den 3000 
Drohnentoten bis heute in Pakistan 
sind, vermag wohl keiner genau zu sa¬ 
gen, am wenigsten Obama selbst. Der 
lässt seine Leute einfach die roten Köp¬ 
fe der Fernsteuerung drücken. Was, 
wenn Pakistan einmal Drohnenrake¬ 
ten auf New York oder San Franzisco 
abschießen würde? 

Es ist nicht die einzige Enttäuschung, 
die der einst umjubelte Präsident der 
USA der Welt bescherte. Guantanamo 
ist noch immer nicht geschlossen, ge¬ 
schweige denn wurden rechtsstaatliche 
Prozesse durchgeführt. Riesenwaffen¬ 
verkäufe für Kriegsschauplätze und in 
Spannungsgebiete und millionenfache 
Abhörspitzelei gegen alle Welt - das ist 
Bush-Politik in neuer Auflage. Diesmal 
aber von einem Friedensnobelpreisträ¬ 
ger - welch ein Hohn, so old long! 

Erich Schreier ; Röthenbach 

Atomraketen in Russland 

Betr.: „Obamas , Abrüstungsinitiative 4 
... “ UZ vom 28.6.2013, S. 7 

In der UZ vom 28.6.2013 schreibt Willi 
Gerns (S. 7): „ ... Scheint die Bewah¬ 
rung des strategischen Gleichgewichts 
... unverzichtbar zu sein.“ 

Nein, damit bin ich nicht einverstanden. 
Wäre der sowjetische Vizeadmiral Va- 
lery Arkhapov im Oktober 1962 dieser 
Logik gefolgt, dann gäbe es uns nicht 
mehr. Aber er hat „Nein“ gesagt und 
deshalb leben wir. 

Ich habe in den von Monopolen und 
Oligarchen beherrschten russischen 
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Staat genauso wenig Vertrauen wie in 
den bundesdeutschen Staat. 

Nie hätte ich mir vorstellen können, 
dass eine rot-grüne Regierung kaum 
ein halbes Jahr nach ihrer Wahl in den 
Krieg (gegen Jugoslawien) zieht. Die 
deutsche Bevölkerung lehnt die Krie¬ 
ge, die „Auslandseinsätze“ der Bundes¬ 
wehr zu 60-80 Prozent ab. 

In der russischen Bevölkerung ist die 
tief verwurzelte Friedenseinstellung 
ungebrochen. Das konnten wir auf un¬ 
seren fünf Friedensradfahrten nach 
Moskau überall spüren. Heißt das, wir 
können auf die Widerspiegelung dieses 
Friedenswillens in der Regierung hof¬ 
fen? Leider nein, genauso wenig wie in 
Deutschland. 

Allerdings sollte stärker ins Bewusst¬ 
sein gerufen werden: Russland hat ab¬ 
gerüstet: Bis 2005 gab Russland für 
Rüstung weniger aus als die vergleichs¬ 
weise kleine BRD. Es ist also an den 
Weststaaten, an der NATO, mit der 
wahnsinnigen Überrüstung aufzuhö¬ 
ren. Auch aufzuhören mit der Ost-Ex¬ 
pansion der NATO, denVersuchen, die 
NATO auf die Ukraine und Georgien 
auszudehnen usw ... 

Wir verteidigen die russischen Atomra¬ 
keten nicht. Sie schützen nicht, sie sind 
eine tödliche Gefahr. Sie müssen weg, 
genauso wie alle anderen Atomwaffen: 
die amerikanischen, die britischen, die 
israelischen usw. 

Das, wenigstens jetzt im Wahlkampf, 
zum Thema zu machen, das ist unsere 
dringende Aufgabe als Friedensbewe¬ 
gung und als DKP, die sich als ein Teil 
von ihr versteht. 

Deswegen fahren wir - Bike for Peace - 
Ende August mit dem Fahrrad von Ver¬ 
dun nach Ramstein, der Todeszentrale 
mitten in Deutschland. Ramstein ist zu¬ 
dem die Kommandozentrale des von Willi 
zu Recht kritisierten „Raketenschildes“. 
Auch die Musikblockade des Atom- 
waffen-Standorts Büchel ab 8. August 
verdient unsere Unterstützung. 

Konni Schmidt , 

Bike for Peace and New Energies e. V 
www. bikeforpeace. net 



Neuauflage 

des Parteiprogramms 

der DKP 


Die Programme der DKP sind 
in einer neuen Auflage erschie¬ 
nen und sind ab sofort liefer¬ 
bar. Sie können zum Stück¬ 
preis von 2,00 Euro ab sofort 
bestellt werden. 



Antworten der DKP 
auf die Krise 


Der auf dem 20. Parteitag be¬ 
schlossene Leitantrag „Ant¬ 
worten der DKP auf die Krise“ 
ist ebenfalls als DIN A 5 Bro¬ 
schüre in Druck gegangen. 
Stückpreis: 1,00 Euro. 

Bestellungen bitte an 
Parteivorstand der DKP 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201-17 78 89-0 
Fax 0201-17 78 89 29 
Email: pv@dkp-online.de 


Düsseldorf: „Der NSU-Skandal, Staatliche 
Rolle und Prozess.“ Informations- und Dis¬ 
kussionsveranstaltung u. a. der VDJ Düs¬ 
seldorf mit Wolf Wetzel (Journalist, Autor) 
und Peer Stolle (Rechtsanwalt, Nebenklä¬ 
gervertreter). Zakk, Studio, Fichtenstraße 
40,19.30 Uhr._ 

Krefeld: „Aus der deutschen November¬ 
revolution lernen!“ Beginn des Interna¬ 
tionales Meetings des KNE vom 5. bis 7. 
Juli. Zeltplatz auf dem Pfadfindergelände 
DPSG St. Georg in der Kleingartenanlage 
„Kirschenbüschgen“ in Krefeld-Uerdingen. 
Der genaue Ablauf der einzelnen Veran¬ 
staltungen kann abgefragt werden: kne. 
deutschland@gmail.com, Kontakttelefon: 
017684077549. 


SA ★ 6 . JULI 


Gladbeck: Feier zum 35.Jahrestag der 
Gründung der DKP-Kreisorganisation Glad¬ 
beck. Im und um das Rolf-Krane-Zentrum 
in Gladbeck, Friedenstraße 16,13.00 Uhr. 

Borken: Gemeinsame Wanderung mit 
der DKP Borken durch das Muttental bei 
Witten. Treffpunkt am Parkplatz vor dem 
Bahnhof Borken, 9.00 Uhr._ 

Köln: Sommerfest der DKP-Gruppe Mül¬ 
heim. Wallstraße 31,17.00 Uhr. Der Unkos- 
tenbeitrag beträgt pro Person zehn Euro. 

Berlin: „Lateinamerika und die Zukunft 
Venezuelas“, Diskussionsrunde mit Sergio 
Rodriguez Gelfenstein und Joaquin Lopez 
Mujica. Mehringhof, Innenhof, 2. Stock. 
Gneisenaustraße 2A, 19.00 Uhr. 


SO ★ 7. JULI 


Hamburg: Führung der Willi-Bredel-Ge- 
sellschaft-Geschichtswerkstatt e. V. durch 
die Dauerausstellung zur Zwangsarbeit in 
Hamburg 1939 bis 1945. Wilhelm-Raabe- 
Weg 23 (nahe S-Bahn Flughafen), 14.00 
Uhr. 


Dl ★ 9. JULI 


Recklinghausen: Treffen der DKP. Laden¬ 
lokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★IO.JULI 


Münster: „Kapitalismus - ein Auslauf¬ 
modell. Und was dann?“ Am Beispiel 
Venezuela und Lateinamerika diskutieren 
Malte Daniljuk und Günter Pohl. Veran¬ 
staltung der Marx-Engels-Gesellschaft 
Münster. „Die Brücke“, Wilmergasse 2, 
19.00 Uhr._ 

Stadtlohn: „Marxistische Krisentheorie“, 
Mitgliederversammlung der DKP Borken 
mit Dr. Holger Wendt. Vredener Straße 54 
beiTenbusch, 19.15 Uhr. 


FR ★ 12. JULI 


Schweinfurt: „Ist die SPD willens und fä¬ 
hig, die Gesellschaft zu verändern?“ DKP- 
Gruppenabend. DFG-VK Büro, Gabelsber- 
gerstraße 1,19.00 Uhr._ 

Solingen: „Die Roten grillen.“ DKP So¬ 
lingen lädt ein zum Grillfest. Naturfreun¬ 


dehaus Holzerbachtal, Eipaßstraße 25 b, 
18.00 Uhr. Bitte anmelden bei Horst Krämer 
Tel. 0212/59 07 88 oder Monika Schützen¬ 
hofer 0212/59 00. 


SA ★13. JULI 


Willich: Sommerfest der DKP-Linker Nie¬ 
derrhein. Im Garten der Familie Lommes, 
Severinstraße 5,17.00 Uhr. 


SO ★ 14. JULI 


Bocholt: Die DKP Borken lädt ein zum 
Besuch antifaschistischer Gedenkstätten. 
Treffpunkt an der evangelischen Christus- 
kirche, Münsterstraße 19,14.00 Uhr. 

Friedrichsdorf: Mitgliederversammlung 
der DKP Hochtaunus. Zum Köpperner Tal 
44,14.00 Uhr._ 

Recklinghausen: „Lesen gegen das Ver¬ 
gessen“, Veranstaltung zum Gedenken 
an die Bücherverbrennung vor 80 Jahren. 
Neumarkt, Recklinghausen-Süd, 14.00 Uhr. 


MO ★IS. JULI 


Elmshorn: „Revolte in der Türkei - und 
wie weiter?“ Veranstaltung der DKP mit 
einem Aktivisten und Augenzeugen des 
Polizeiterrors auf dem Taksimplatz. Rhein- 
hold-Jürgensen-Zentrum, Jahnstraße 2a, 
19.30 Uhr._ 

Leverkusen: „Überall ist Taksim!“ Veran¬ 
staltung der Karl-Liebknecht-Schule der 
DKP mit einer Augenzeugin der Räumung 
des Gezi-Parks und der Proteste vor Ort. 
Am Stadtpark 68,19.00 Uhr. 


DO ★18. JULI 


Fellbach: Der Bundestagskandiat der Par¬ 
tei „Die Linke“, Udo Rauhut, stellt sich den 
Fragen der DKP. Öffentliche Versammlung 
der DKP Rems-Murr. „Zorn Schiller“, Schil¬ 
lerstraße 24,18.30 Uhr. 


FR ★19. JULI 


Fellbach: „Stuttgart 21: Wo steht das 
Projekt? Was können wir tun um es zu 
stoppen?“ Fachvortrag von Prof. Dipl.- 
Ing. Karl-Dieter Bodack von „Bürgerbahn 
statt Börsenwahn“. Veranstalter: Bündnis 
Rems-Murr gegen Stuttgart 21. Henri- 
Dunant-Saal, Stadtwerke Fellbach. 19.30 
Uhr. 


SA ★ 20. JULI 


Stadtlohn: „Warum wehren sich die Men¬ 
schen nicht?“ Diskussionsveranstaltung 
der DKP Borken zum Zustand der Arbei¬ 
terklasse. Gaststätte Tenbusch, Vredener 
Straße 90,17.00 Uhr.Essen. 


MO ★ 8 . JULI 


Bamberg: Offener Gruppenabend der DKP 
Bamberg-Forchheim, Gaststätte „Tambo- 
si“, Promenadestraße 11,19.00 Uhr. 


FR ★ 12. JULI 


Esslingen/Neckar: Versammlung der DKP 
Neckar-Fils mit Auswertung des 3. Tages 
des 20. Parteitages der DKP. Referent: Die¬ 
ter Ahlborn. Restaurant SV 1875, Weilstra- 
ße 85,18.00 Uhr. 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 

Hanfried Brenner > und schatten der erde 

Malerei - Objekt - Zeichnung 

4. - 21. Jgli 2013 im Kulturart Depot, Dortmund, Immermannstr. 29 

Öffnungszeiten; Ml-FR 15-20 Uhr, SA-SO 11-18 Uhr 

Im Rahmen der Reihe ''Kultur im Z" führt Hanfried Brewer am 
20.07. ab 15 Uhr durch die Ausstellung mit anschließender 
Diskussion in seinem Atelier 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Meine progressive Woche 

Vom 22. bis 28. Juni 



Die National Security Agency der USA unterhält auch in Deutschland Filialen und Horchposten. Das NSA/CSS 
Representative Europe office ist in den Patch Barracks in Stuttgart-Vaihingen beheimatet. Die Anlage, die bis 
1967 Kurmärker Kaserne hieß, wurde von 1936 bis 1938 für das Panzerregiment 7 der Wehrmacht erbaut. Auf 
dem Gelände ist auch das US European Command (EUCOM), das Hauptquartier der US-Streitkräfte in Europa 
untergebracht. 

Wird Frau Merkel, die schwäbische Hausfrau, aus dem Schwäbischen bespitzelt? AR 

Fußballfans gegen Homophobie 

Internationale Konferenz, Samstag 17. August 2013 in Manchester 


Allgemeine Ziele des FARE*-Netzwerks 

★ Das Engagement im Kampf gegen den Rassismus auf allen Ebenen des Profi- 
und Amateurfußballs in ganz Europa zu fördern -in den Stadien,auf dem Platz, 
in Verwaltung,Training und Sportunterricht und über die Medien. 

★ Das Bewusstsein der Fußballgemeinschaft für das integrative Potenzial des 
Fußballs zu schärfen und Spieler, Vereine, Verbände, Fans,Trainer, Funktionäre, 
Schiedsrichterjournalisten und Politiker zu ermutigen, aktiv gegen Diskrimi¬ 
nierung vorzugehen. 

★ Die Vernetzung zu fördern und sich mit einer Reihe von Partnern über die 
Ländergrenzen hinweg über bewährte Praktiken auszutauschen. 

★ Maßnahmen für Kompetenzaufbau und Stärkung marginalisierter und dis¬ 
kriminierter Gruppen, insbesondere Jugendlicher, Migranten und ethnischer 
Minderheiten zu ergreifen. 

*Football Against Racism in Europe 


Sonntag 

Da hat jemand seit 2008 mit einem 
Kleinkalibergewehr, später mit grö¬ 
ßeren Kalibern vornehmlich auf leere 
Autos geschossen - insgesamt 726mal. 
2011 wurde eine Frau durch einen 
Querschläger schwer verletzt. Ziel der 
Angriffe waren fabrikneue Fahrzeuge 
auf Autotransportern. Der Täter ist heu¬ 
te Morgen festgenommen worden und 
heißt jetzt der „Autobahnschütze “ 

Das Bundeskriminalamt leitete die 
groß angelegten Ermittlungen. Clou 
der Fahndung war der größte Lausch¬ 
angriff, den diese Republik je erlebt hat. 
Monatelang wurden die Daten jedes 
Fahrzeuges erfasst, das eigens eingerich¬ 
tete Messstellen passierte. Die Bewegun¬ 
gen von Millionen Menschen wurden 
kontrolliert. Eine rechtliche Grundlage 
für dieses Vorgehen existiert nach Ein¬ 
schätzung des rheinland-pfälzischen 
Datenschutzbeauftragten Edgar Wag¬ 
ner nicht. 

Jetzt stellen wir uns mal doof und fra¬ 
gen: Was hätte das BKA getan, wenn elf 
Türken in diesen fünf Jahren auf der 
Autobahn erschossen worden wären? 

Dienstag 

Man kann sich darüber mokieren - wie 
es mancher Kommentator tut-, dass Sil¬ 
vio Berlusconi ein Freier ist, der auch 
Minderjährige für Sex bezahlt. Dafür 
ist er jetzt rechtskräftig verurteilt. Seine 
Milliarden werden ihm durch die Ins¬ 
tanzen helfen. 

Wer mokiert sich darüber, wofür 
Berlusconi nicht vor Gericht steht? 
Als Hauptprotagonist der neoliberalen 
Wende in Italien ist er verantwortlich 
für Kriegsverbrechen, Menschenschin¬ 
derei und Volksverhetzung. Das ist al¬ 
lerdings nichts, was die Regierenden der 
anderen kapitalistischen Länder nicht 
auch auf dem Kerbholz hätten. 

★ 


In Ihrer Eigenschaft als Vorsitzender 
der CDU/CSU-Fraktion haben Sie - 
na bravo! - erklärt, Drohnen könnten 
unter Umständen Aufgaben der Luft¬ 
waffe übernehmen, beispielsweise den 
Schutz von Bodentruppen. Deshalb 
unterstützten Sie grundsätzlich die 
Anschaffung von Aufklärungs- und von 
Kampfdrohnen. 

Man müsste Ihre scheinlogische Äu¬ 
ßerung eigentlich kommentarlos über¬ 
gehen. Die menschenverachtenden, 
kriegsgeilen Vorstellungen, die sich 
hinter Ihrer Wortwahl „Schutz von 
Bodentruppen“ verbergen, reizen je¬ 
doch zum Widerspruch; zusätzlich we¬ 
gen des Zusammenhangs, in dem Sie 
Ihren Spruch absetzten: Die Bundes¬ 
wehr hat nämlich, man mag es kaum 
glauben, schon längst 871 Drohnen an¬ 
geschafft. Waffenlose Aufklärer zwar, 
aber: Das Kriegsministerium musste 
zugeben, dass 124 dieser teuren Appa¬ 
rate - jeder siebte! - durch „Flugun¬ 
fälle“ inzwischen bereits wieder flöten 
gegangen sind. Acht Stück allein in den 
Jahren 2012 und 2013. 

Das erzwungene ministerielle Einge¬ 
ständnis dieses Milliarden Euro teuren 
Verlustes bedeutet einen weiteren her¬ 
ben Rückschlag für Sie und Ihre Stahl¬ 
helm-Fraktion bei dem Bemühen, die 
Bundeswehr mit Kampfdrohnen auf¬ 
zurüsten. Hatten Sie doch schon mit 
Ihrem Raketen und Bordkanonen tra¬ 
genden „Euro-Hawk“ eine millionen¬ 
schwere Pleite erleben müssen ... 

Die Literatur darüber, dass Kampf¬ 
drohnen eine eigene Eskalationsstu¬ 
fe in der Entwicklung perverser Mas¬ 
senmordwerkzeuge darstellen, füllt 
bereits ganze Regalwände. Diese US- 
amerikanische (natürlich, was sonst) 
Entwicklung ist eben nicht „ethisch 
neutral“, wie Ihr beim Lügen ertappter 


Mittwoch 

Wird irgendwo mehr gelogen als in der 
Rentendiskussion? Schwer zu sagen. 
Unwahr ist aber auf jeden Fall, dass die 
geplante Absenkung des Rentenbeitra¬ 
ges eine Entlastung für die Beitrags Zah¬ 
ler ist. Die paar ersparten Euro wird 
jede/r später bei der Rente schmerz¬ 
haft vermissen. Diese Belastung wird 
übrigens umso drückender für alle, die 
zusätzlich den Rattenfängern auf den 
Leim gehen, die speziell vor Wahlen 
„Geschenke“ verteilen, die die „Be¬ 
schenkten“ bezahlen müssen. 

Früher hieß es: „Nur die aller dümms¬ 
ten Kälber, wählen ihre Schlächter sel¬ 
ber.“ Aus der Mode gekommen ist das 
leider nicht. 

Donnerstag 

Dass Banker per se Verbrecher sind, 
ist vielleicht zu pauschal. Es soll auch 
ehrliche Geldverwalter geben. Ich weiß 
nur gerade nicht wo - bei der Anglo 
Irish Bank bestimmt nicht. Deren Top- 
manager sangen 2008 „Deutschland, 
Deutschland über Alles“ als sie mit eu¬ 
ropäischen Steuer-Milliarden vor der 
Pleite bewahrt wurden. 

Das wissen wir, weil die Herren dabei 
abgehört wurden, worüber sich nun 
Frau Merkel aufregt. Nicht über das 
Abhören, nein über die Sangeskünste. 
Merkel lässt wissen, dass sie die Ban¬ 
ker verachtet. 

Wofür Angie? Dafür, dass Du Aber- 
Milliarden Euro in das europäische 
Bankensystem gepumpt hast? Dafür, 
dass Du immer mehr Geld von (uns) 
unten nach (die da) oben schaufelst? 
Dafür, dass Du Reiche immer reicher 
machst? Denkst Du in Deinem FDJ- 
Herzchen, dass sich einer von denen 
bei Dir bedankt? 

So naiv bist Du nicht. Du verachtest die 
Banker auch nicht wirklich. Das aber 
tun wir, nämlich Dich, wirklich und von 
Herzen. Adi Reiher 


Kriegsminister Thomas de Maiziere 
einst schnöselte. Trotzdem blieben er 
und auch Sie dabei: Die Bundeswehr 
müsse mit dem modernsten Gerät aus¬ 
gestattet sein, bewaffnete Drohnen in¬ 
klusive. Ach ja? Muss sie das? 
Immerhin muss es Gründe haben, dass 
Sie bei der Kanzlerin trotz derart nied¬ 
riger Biertischphrasen so hoch im Kurs 
stehen. Trotz? Nein, wegen! Ihre Che¬ 
fin hegt ja die gleichen Vorstellungen, 
scheut sich allerdings, das ebenso laut¬ 
stark und in Form von Latrinenparolen 
rauszulassen wie Sie. Deutschland soll 
eben nicht nur wirtschaftlich, sondern 
auch militärisch weltweit wieder in der 
Oberklasse - mitmorden können. Das 
muss beständig propagiert werden, und 
zu solcher Agitprop braucht es parla¬ 
mentarische Kotzbrocken. Unions¬ 
christen von echtem Schrot und Korn 
wie Sie, die sich weder von christlich¬ 
ethischen, noch von moralphilosophi¬ 
schen, noch gar von rational-pazifis¬ 
tischen Gegenargumenten weich ma¬ 
chen lassen. 

Und so erklärt sich ein weiterer Satz, 
der ebenfalls „dem Gehege Ihrer Zäh¬ 
ne entfloh“ (Homer): 

„Unsere Soldaten müssen einen tech¬ 
nologischen Vorsprung vor ihren Geg¬ 
nern haben, denen oft jedes Mittel zur 
Tötung recht ist.“ 

Verehrtes Publikum: Du und ich, wir 
müssen einen Vorsprung an Gelassen¬ 
heit gegenüber dem Volker Kauder 
haben, dem jedes, aber auch wirklich 
jedes Mittel recht ist bei seinen Ver¬ 
suchen, uns den Geist zu töten. Das 
Grundgesetz, bitteschön, garantiert 
ihm Redefreiheit. Eine Straftat wäre 
es, ihm so lange aufs Maul zu hauen, 
bis er lacht. Aber eine Wohltat wäre es 
schon auch, gelle? 


Das FARE Netzwerk und Football v 
Homophobia laden zu einer internatio¬ 
nalen Konferenz zum Thema Homopho¬ 
bie, Transphobie und LGBT Beteiligung 
(Schwule, Lesben, Bi- und Transgender) 
im Fußball ein. Die Konferenz findet am 
Samstag 17. August 2013 in Manchester 
statt und wird Fans und Aktivisten zu¬ 
sammenführen, um gemeinsam das Pro¬ 
blem der Diskriminierung von LGBT 
Personen im Fußball zu erörtern und Fa¬ 
ninitiativen, welche LGBT-Vielfalt im 
Fußball fördern, vorzustellen. 

Die Konferenz wird gefolgt von Man¬ 
chester Pride, der alljährlichen Parade 
für die Rechte von Lesben, Schwulen 
und Transgender am 24. August. Work¬ 
shops werden Themen aufgreifen wie 
„Aufklärung oder Regulierung - Wie 
die Fußballkultur verändern?“, „Tran¬ 
sphobie & die Erfahrungen von trans¬ 
gender Fans“ und „Die Rolle von LGBT 
Fanclubs“. 

Zu den Referenten zählen Vertreter von 
Fangruppen aus ganz Europa, Spieler, 
und Aktivisten. Das vollständige Pro¬ 
gramm der FARE Konferenz wird in 
den nächsten Wochen verkündet. 

Ziele 

Wir wollen: 

• Fußballfans vereint gegen Homopho¬ 
bie und Transphobie zusammenbringen 

• Erfolge von LGBT Fanclubs hervor¬ 
heben 

• Möglichkeiten und Ressourcen für die 
Zusammenarbeit austauschen 

• Eine Agenda für zukünftige Kampag¬ 
nen zur Gleichstellung von LGBT Per¬ 
sonen im Fußball aufstellen 


Organisatorische Informationen 

Die Konferenz findet am 17. August 
statt und es wird es ein Willkommens¬ 
programm am Freitag, 16. August, ge¬ 
ben. Konferenzsprache ist Englisch mit 
deutscher Übersetzung. Anreise und 
Unterkunft können gefördert werden. 
Die Teilnahme an der Konferenz ist 
kostenlos. FARE kann die Reisekosten 
von Teilnehmerinnen mit (maximal) 
250 Euro unterstützen und eine Unter¬ 
kunft in Manchester anbieten. Die Be¬ 
werbungsfrist für die Stipendien ist der 
15. Juli. Diese Unterstützung kann je¬ 
weils einem/einer Vertreterin von nicht 
subventionierten Gruppen außerhalb 
des Vereinigten Königreiches gewährt 
werden. Die Fördergelder sind begrenzt 
und werden nach Kriterien, die sich im 
Registrierungsformular finden, verge¬ 
ben. 

Bewerbungsdetails finden sich auf der 
Internetseite farenet.org 


Der rote Kanal 


Casland, USA 2010 

Robert Koehler vom Magazin Vari- 
ety nannte die Dokumentation „ei¬ 
nen der effektivsten und eindrucks¬ 
vollsten Umweltfilme der vergan¬ 
genen Jahre“. Der Film „könnte für 
die Gefahren der Erdgasförderung 
werden, was Der stumme Frühling 
für DDT war“. 

Di., 9.7., 20.15-22.00 Uhr, arte 

Nazis im BND , D 2012 

Die Dokumentation schildert, wie 
Männer von SS und Gestapo den 
Geheimdienst in den ersten Jahren 
der Bundesrepublik prägten. 

Von 1946 bis 1968, das waren die 
Jahre, in denen Reinhard Gehlen, 
Hitlers Chefaufklärer Richtung 
Osten, den Geheimdienst im west¬ 
lichen Nachkriegsdeutschland auf¬ 
baute und den „Dienst“ der jungen 
Bundesrepublik Deutschland führ¬ 
te. Er holte vor allem alte Kame¬ 
raden aus der Abteilung „Fremde 
Heere Ost“ in den neuen Dienst. 
Di., 9.7., 22.00-22.55 Uhr, arte 

Terror im Kiez; D 2013 

NPD-Werbung im Briefkasten? 
Nicht für Christiane Schott: Die 
Neuköllnerin wehrt sich gegen die 
rechtsextreme Post - und wird seit¬ 
her Opfer von Bedrohungen und 
Anschlägen. Ihre Geschichte ist der 
Aufhänger für die sehenswerte rbb- 
Dokumentation „Terror im Kiez - 
Neonazis in Berlin“. 

Mi., 12.7., 23.30-0.00 Uhr, ard 



An opportunity for fans around Europe to come 
togcthtr to talk about the real issuts of homophobia 
in Football. Lei your voice be heard. 


17 AUGUST 2013 

MANCHESTER, UK 




Spitzmarke: 

Volker Kauder, Dum-Dum- 
Geschoss im Reichtstag 


Volker Bräutigam 





























